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Wasser.Kraft.Bayern.
GZ lädt zum 4. Wasserkraft-Forum

Wasser. Kraft. Bayern. heißt es beim 4. Bayerischen Wasser-
kraft-Forum am 21. Juli 2016 im Energiepark Hirschaid. Hoch-
karätige Referenten erläutern Potenziale und Grenzen der
Wasserkraft, deren Einsatz für das Gelingen der angestrebten
Energiewende unverzichtbar ist. Angesprochen werden 
unter anderem Ausbaumöglichkeiten und ökologische Wert-
haltigkeit dieser grundlastfähigen, CO2-freien und im Höchstmaß
nachhaltigen Energiequelle. Daneben spielen die Themen 
Natur-, Klima-, Umwelt- und insbesondere Hochwasserschutz
eine wichtige Rolle.

Für kommunale Besucher und Behördenvertreter ist die Teil-
nahme kostenfrei. Eingeladen sind politische und kommunale
Entscheidungsträger sowie Multiplikatoren, Wirtschafts- und
Pressevertreter aus den Regionen entlang der bayerischen Flüsse.
www.bayerisches-wasserkraftforum.de ❒
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V. l.: Matthias Zitterbart (DAKA), Landesrat Johannes Tratter,
Geschäftsführer Hermann Lindner, Josef Steigenberger (Vor-
sitzender des Bayerischen Gemeindetags, Bezirk Oberbayern)
und Ernst Schöpf (Tiroler Gemeindeverband). ❒❒

Kommunalforum Alpenraum 2016:

Effiziente 
Gemeinden

„Über die Gemeindegrenzen hinaus denken“ laute-
te die Losung des 4. Kommunalforums Alpenraum
im Traktoren Innovationszentrum des Tiroler Fahr-
zeugherstellers Lindner in Kundl, dem Initiator des
Events. Rund 80 Gemeindevertreter aus Tirol und
den benachbarten Regionen diskutierten bei Vorträ-
gen und Thementischen die Fragen „Welchen Ein-
fluss haben die internationalen Finanzmärkte auf
die Gemeindefinanzen?“ „Welche Möglichkeiten
bieten öffentlich-private Kooperationen im Entsor-
gungsbereich?“ und „Wie können die Kommunen
ihre Energieeffizienz nachhaltig steigern?“

Als Mitveranstalter fungierte
das Tiroler Entsorgungsunterneh-
men DAKA, das mit Spezialfahr-
zeugen (inklusive Verwiegesy-
stem) vor Ort vertreten war. Die
IKB AG, neben dem Österreichi-
schen Gemeindebund, dem Tiro-
ler Gemeindeverband, dem Süd-
tiroler Gemeindenverband, dem
Bayerischen Gemeindetag und
dem Forum Land Kooperations-
partner des Kommunalforums,
präsentierte ihre Produkte und
Dienstleistungen für die  Gemein-
den: vom modernen Messbus
über mobile WC-Anlagen und
Notwasserlösungen bis zur LED-
Straßenbeleuchtung, Photovol-
taik-Paneelen und einer Elektro-
tankstelle. Im Freigelände wur-
den neue Modelle von Elektroau-

tos für den Einsatz im kommuna-
len Bereich (Sozialsprengel, Bau-
hof) und für den umweltbewus-
sten Bürgermeister gezeigt.

Informelle Zusammenarbeit

Nach der Forums-Eröffnung
durch Lindner-Geschäftsführer
Hermann Lindner verwies Lan-
desrat Johannes Tratter auf das
bereits erreichte beachtliche Ni-
veau der Zusammenarbeit zwi-
schen den Tiroler Gemeinden.
Es gebe 290 bestehende Ge-
meindeverbände und       darü-
ber hinaus eine                     große
Zahl in-                             for-
meller 
Formen
der Zu-

dung bedroht unsere Gemein-
den nicht akut – die Frage ist
viel mehr, wie viele unbezahlte
Rechnungen wir unseren Kin-
dern hinterlassen möchten“, un-
terstrich Alois Steinbichler, Vor-
standsvorsitzender der Kommu-
nalkredit AG. Die Finanzkrise
ist nach seinen Worten „nicht
vom Himmel gefallen“, sondern
durch eine bewusste Deregulie-
rung entstanden. 

Enge Kooperation

Münsters Bürgermeister Wer-
ner Entner informierte darüber,
wie seine Gemeinde die Abfall-

Entsorgungskosten über mehrere
Jahre um ein Drittel senken konn-
te. Münster setzt dabei auf eine
enge Kooperation mit dem Ti-
roler Entsorgungsunternehmen
DAKA und der Einführung eines
sog. Verwiegesystems, einem
verursachergerechten und rechts-
sicheren Gebührensystem (Ei-
chung). Danach bezahlt die Ge-
meinde auch bei der Deponie
nach Kilogramm und nicht nach
Volumen. Der Bürger wiederum
bezahlt den Restmüll, den er ent-
sorgt hat. Die Abrechnung erfolgt
transparent, womit „Schwarzent-
leerungen“ verhindert werden.

(Fortsetzung auf Seite 4)

sammenarbeit. Quantitativ führend
sei der Bildungsbereich mit 217
Schulsprengeln sowie der Sozial-
bereich mit 162 Einheiten, darunter
Sanitätssprengel, Sozial- und Ge-
sundheitssprengel, Krankenhäuser
sowie Alten- und Pflegeheime.

Hohe Erwartungshaltung

Dieses erfreuliche Ausmaß be-
deute aber noch nicht das Ende
der Fahnenstange, informierte
Tratter. Die steigende Komple-
xität vieler Verwaltungsmaterien,
die demografische Entwicklung,
die teilweise angespannte Finanz-
lage sowie die hohe Erwartungs-
haltung der Bevölkerung hin-
sichtlich öffentlicher Dienstlei-
stungen ließen vielmehr den
Druck vor allem auf die Klein-
und Kleinstgemeinden weiter
steigen. 

„Die internationale Verschul-

Leitlinien des Bayernbundes e.V.:

Aktive Bürgergesellschaft
für unsere Dörfer

Eine „lebenswerte Zukunft für Bayerns Regionen“
steht im Mittelpunkt eines aktuell vorgelegten Kon-
zepts des Bayernbundes e.V.. Unter dieser Zielsetzung
will der Verein unter dem Vorsitz von MdL a. D. Adolf
Dinglreiter dazu beitragen, den ländlichen Raum at-
traktiv zu gestalten und als Heimat zu erhalten. In
mehreren Arbeitskreisen wurden hierzu Leitlinien zu
den Themenbereichen Wirtschaft, Bildung, Infra-
struktur, Mobilität, sowie soziale und medizinische
Versorgung erarbeitet, die Staat und Gesellschaft als
Anregung dienen sollen.  

„Wenn wir nicht zulassen wol-
len, dass sich ländliche Räume in
Zukunft entleeren, müssen wir
jetzt entschieden gegensteuern.
Hier sind in erster Linie Staat und
Kommunen gefordert“, heißt es in
dem Konzept. Aber die öffentliche
Hand werde die anstehenden Her-
ausforderungen nicht alleine be-
wältigen können. Hier müsse sich
auch eine aktive Bürgergesell-
schaft in den Dörfern einbringen.
Gerade dort habe das ehrenamtli-
che Engagement seine besonderen
Stärken. „Eigeninitiative und Ei-
genverantwortung kann auch in
den Dörfern Leistungen erbringen,
die hauptamtlich nicht darzustellen
sind. Wichtig ist dabei, dass diese
Ehrenamtlichkeit Unterstützung,
Wertschätzung und Anerkennung
von Staat und Kommunen erhält.“

Strukturschwäche

Mit Blick auf den Themenbe-
reich Wirtschaft wird auf die
Schwierigkeiten strukturschwa-
cher Räume hingewiesen. Diese
Gemeinden benötigten mehr fi-

nanzielle Unterstützung des Staa-
tes, damit sie neue Infrastruktur-
einrichtungen schaffen und die
bestehenden erhalten und weiter
ausbauen können.

Anreize setzen

Im Einzelnen seien folgende
Schritte notwendig:
● Unterstützung bei der Ansied-
lung von neuen und bei der Erwei-
terung von bestehenden Gewerbe-
betrieben, z. B. durch steuerliche
Anreize.
● Anbindegebot im LEP für Ge-
werbegebiete lockern und gemein-
deübergreifende Gewerbegebiete
fördern. Die Lockerung des Anbin-
degebotes darf jedoch nicht für den
Einzelhandel und für Dienstleistun-
gen gelten. Diese müssen in den
Zentren und Mittelpunkten der
Dörfer und Märkte angesiedelt
bleiben.
● Erweiterung der beschränkten
Ausschreibung für Baumaßnah-
men der öffentlichen Hand, damit
mehr Aufträge im ländlichen
Raum bleiben.

● Ausgleichsansprüche für Bo-
denverbrauch durch Wirtschafts-
ansiedlung und Infrastrukturaus-
bau auch auf bewirtschafteten
Flächen bei Einschränkung der
Bewirtschaftung ermöglichen.
● Förderung der bäuerlichen
Landwirtschaft als bedeuten-
der Wirtschaftsfaktor im länd-
lichen Raum. 
● Förderung eines sanften natur-
verträglichen Tourismus sowie der
Möglichkeiten des Zuerwerbs zur
Existenzsicherung kleinerer land-
wirtschaftlicher Betriebe (z. B.
durch Direktvermarktung, Urlaub
auf dem Bauernhof, Seniorenwoh-
nen auf dem Bauernhof, Umnut-
zung landwirtschaftlicher Gebäu-
de, Energieerzeugung u. ä.).

In punkto Bildung erachtet es
der Bayernbund als erforderlich,
eine flächendeckend und dezen-
tral organisierte Bildungsland-
schaft zu stützen und zu fördern.

(Fortsetzung auf Seite 4)

Präsidiumssitzung des Deutschen Städtetags:

Ruf nach seriöser
Finanzierung

Nach Sitzungen seiner Spitzengremien in Berlin hat
der Deutsche Städtetag an Bund und Länder appel-
liert, sich über die Finanzierung der Integration von
Flüchtlingen endlich zu einigen. Ein eigenes Leistungs-
recht für Menschen mit Behinderung war ebenso The-
ma der Beratungen wie ein modernes Kulturgut-
schutzrecht, das nationale Kulturgüter schützt und
den legalen Handel stärkt.

Die Städte forderten die Länder
auf, die Wohnsitzauflagen für an-
erkannte Flüchtlinge rasch und
konsequent anzuwenden und in
der Praxis möglichst unbürokra-
tisch auszugestalten. Wie die Prä-
sidentin des Deutschen Städteta-
ges, Oberbürgermeisterin Dr. Eva
Lohse aus Ludwigshafen, beton-
te, begrüßten die Städte, „dass der
Bund drei Jahre lang die Unter-
kunftskosten im Hartz-IV-System
für anerkannte Flüchtlinge voll zu
tragen bereit ist und so – wie von
uns gefordert – erhebliche zusätz-
liche Sozialausgaben der Kom-
munen vermieden werden“. 

Kostenklärung

Bund und Länder müssten nun

aber nach vielen Beratungsrunden
auch gemeinsam einen Weg fin-
den, wie die erheblichen zu erwar-
tenden Integrationskosten bewäl-
tigt werden können. Eine schnelle
Einigung tut Not. Die besten Inte-
grationskonzepte würden nur
Wirklichkeit, wenn geklärt ist,
wer sie bezahlt. Ihre Finanzierung
dürfe nicht den Kommunen zuge-
schoben werden.

Integrationspolitik

Die Kommunen verfügten über
zahlreiche integrationspolitische
Erfahrungen, machte Lohse wei-
ter deutlich. Integration finde vor
Ort in den Kommunen statt und
die Städte wollen, dass sie ge-
lingt. Doch die große gesamt-
staatliche Aufgabe finanziere sich
nicht von allein und die Kosten
einer unterlassenen oder geschei-
terten Integration wären um ein
Vielfaches höher. 

Bund und Länder müssten ihre
(Fortsetzung auf Seite 4)
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Wir sollten aus dem Brexit
unsere Lehren ziehen: Volks-
abstimmungen über wichtige
Fragen sind problembehaf-
tet. Westbindung und Wie-
dervereinigung wären bei ei-
nem Plebiszit durchgefallen.
Dazu bemerkte Franz Josef
Strauß: „Dem Volk aufs Maul
schauen, aber nicht nach dem
Munde reden.“ Seite 11
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ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Dr. Helmut Steininger
94405 Landau a. d. Isar

am 12.7.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Peter Braun

92287 Schmidmühlen
am 10.7.

Bürgermeister Marinus Schaber
83543 Rott am Inn

am 20.7.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Jens Machold

85283 Wolnzach
am 11.7.

Bürgermeister Burkhard Klein
97348 Rödelsee

am 13.7.
Bürgermeister Lothar Müller

95703 Plößberg
am 15.7.

Bürgermeister Klaus Löffler
96361 Steinbach a. Wald

am 16.7.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Christoph Schmid

86733 Alerheim
am 8.7.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir
bitten deshalb um rechtzeitige Be-
kanntgabe der bevorstehenden
runden Geburtstage.

Bayerisches Städtebauförderprogramm 2016:

Anstoßwirkung für
weitere Investitionen

61,5 Millionen Euro Fördermittel für 294 Städte und Gemeinden 

In Bayern stehen in diesem Jahr für 294 Städte und Gemein-
den Fördermittel von rund 41.6 Millionen Euro aus dem
Bayerischen Städtebauförderprogramm zur Verfügung. Da-
von fließen ca. 87 % in den ländlichen Raum, wo 60 % der Be-
völkerung leben. Zusammen mit den Investitionen der Kom-
munen ergibt sich ein Gesamtinvestitionsvolumen von 61,5
Millionen Euro im Städtebauförderprogramm 2016. Damit
würden die Bund-Länder und EU-Städtebauförderungspro-
gramme wirkungsvoll unterstützt. Dies erklärte Innen- und
Bauminister Joachim Herrmann anlässlich der Zuteilung der
Fördergelder an die jeweiligen Programmkommunen.

Mit der Förderung wolle man
vor allem innerörtliche Industrie-
und Gewerbebrachen revitalisie-
ren und Impulse für die städtebau-
liche und strukturelle Entwick-
lung setzen, so Herrmann. Es ge-
he aber auch um Maßnahmen in
den Ortskernen der kleineren
Städte und Gemeinden und die
Bewältigung des Strukturwandels
aufgrund demografischer Verän-
derungsprozesse im ländlichen
Raum. Dabei sei die Nachnutzung
innerörtlicher Leerstände sowie
die barrierefreie Umgestaltung öf-
fentlicher Räume sehr wichtig.
Ein weiterer Förderschwerpunkt
sei die Umwandlung militärischer
Liegenschaften in den von der
Bundeswehrreform 2011 betroffe-
nen Kommunen.

Neuer Bürgertreff

Der Bauminister führte für je-
dem der sieben Regierungsbezirke
einzelne Beispiele an. So werde im
oberbayerischen Wartenberg die
Sanierung und Umnutzung des
ehemaligen Schulhauses unter-
stützt, um einen Bürgertreff und
Veranstaltungsraum einzurichten.
Auf den umliegenden Flächen ent-
stehe ein Bürgerpark. In Bad Wies-
see erfolge eine Neugestaltung des
Lindenplatzes mit der Folge einer
großzügigen Querung über die
Bundesstraße in der Ortsmitte.
Schwerpunkt sei in Oberbayern je-
doch die „Militärkonversion“ auf-
grund der Bundeswehrreform 2011
mit Standortschließungen bzw. -re-
duzierungen. Betroffen seien hier-
von die Kommunen Bockhorn.
Feldafing, Fürsteneldbruck, Gar-
misch-Partenkirchen, Manching,
Mittenwald und Penzing

In Niederbayern geht es laut
Herrmann vor allem um die „Si-
cherung und Weiterentwicklung
vitaler Kommunen und attraktiver
Zentren als Ankerpunkte der Da-
seinsvorsorge“. Ein Förderschwer-
punkt sei hier der barrierefreie
Umbau und die Neugestaltung des
Kirchen- und Rathausumfeldes
mit Bürgerpark in Teisnach. In
Frauenau wolle man mit der Neu-
gestaltung des Schulumfeldes und
des angrenzenden Loderbauer-
wegs einen großzügigen und viel-
fältig nutzbaren Platzbereich
schaffen. Und in Wörth an der Isar
werde nach intensiver Bürgerbe-
teiligung der Schlosspark zu einer
neuen Mitte aufgewertet.

Für die Oberpfalz nannte der
Bauminister in Schmidmühlen den
Umbau des ehemaligen „Fochtner-
Stadel“ beim Unteren Hammer-
schloss zu einem Veranstaltungs-
saal. In Neusorg gehe es um die

Neuordnung und Revitalisierung
der innerörtlichen Gewerbebrache
„Mediagelände“ im Wege des
Städtebauförderprogramms. Hin-
gegen soll in Markt Königstein ein
ungenutztes Wohngebäude zu
Wohnraum für anerkannte Flücht-
linge umgebaut werden,

In Schwaben sei ein Förder-
schwerpunkt die barrierefreie
Neugestaltung der Freiflächen um
das neue Bürgerzentrum und die
Schaffung eines Ortsplatzes in
Möttingen. Darüber hinaus erhal-
te die Stadt Nördlingen aus dem
Sonderkontigent des Bayerischen
Städtebauförderprogramms Fi-
nanzhilfen für die Reaktivierung
und Entwicklung des „Döder1ein-
Geländes“. Ebenso würden die
von der Bundeswehrreform be-
troffenen Kommunen Donau-
wörth, Kaufbeuren, Kempten und
Sonthofen bei der Bewältigung
ihrer großen Herausforderungen
unterstützt.

Förderschwerpunkte

Als Förderschwerpunkte in Ober-
franken sieht Herrmann die Um-
nutzung der ehemaligen Fabrikan-
tenvilla des Textilwerks Soergel in
Regnitzlosau sowie die Entker-
nung und den Umbau der „Alten
Spinnerei Kulmbach“ zu einem

Jugendzentrum. Gerade in Ober-
franken sei die Revitalisierung
von Brachen früherer Porzellanfa-
briken sowie Webereien und
Spinnereien von Bedeutung. Hier
würden fast 60 % der vorgesehe-
nen Landesmittel für elf ausge-
wählte Projekte eingesetzt. Die
Konversion der ehemaligen US-
Kaserne „Warner Barracks“ in
Bamberg werde weiterhin mit
Landesmitteln gefördert.

Revitalisierung eines 
alten Brauereigeländes

In Mittelfranken gehe es um die
Umgestaltung der Freifläche am
Jugendzentrum im Eckentaler Orts-
teil Eschenau sowie die Revitali-
sierung des seit Jahren brachlie-
genden Areals der ehemaligen
Brauerei „Hauff-Bräu“ in Lichten-
au. Für Unterfranken erwähnte der
Bauminister die barrierefreie Sa-
nierung und Umnutzung des orts-
bildprägenden Gebäudes „Markt-
platz 7“ im Altort von Untermerz-
bach zu einer Bürgerwerkstatt mit
Touristeninformation. Im Wege
der Leerstandsbeseitigung werde
das ehemalige „Jägerhaus“ in Ip-
hofen als Wohnraum für aner-
kannte Flüchtlinge wieder herge-
richtet. Schließlich sollen in Klein-
heubach die „Alte Schule“ und das
„Alte Rathaus“ gemeinsam zu ei-
nem kulturellen Zentrum für Bür-
ger und Vereine saniert werden.

Von der Städtebauförderung ge-
he eine hohe Anstoßwirkung für
weitere Investitionen aus. Damit
leiste sie auch einen wertvollen
Beitrag für den Arbeitsmarkt ins-
besondere in den von Abwande-
rung bedrohten Regionen, erklär-
te Herrmann abschließend. rm

Sicherheitswacht bringt
mehr Sicherheitsgefühl

Innenminister Herrmann will 
Erfolgsmodell weiter vorantreiben

Die Bayerische Sicherheitswacht gibt es seit April 1994. Nach ei-
nem dreijährigen Pilotversuch wurde sie 1997 zu einer dauerhaf-
ten und erfolgreichen Einrichtung im Freistaat. Inzwischen ist die
Sicherheitswacht in 128 Kommunen bayernweit aktiv. Zuletzt hat
Innenminister Joachim Herrmann grünes Licht für eine zehnköp-
fige Einheit in der Gemeinde Ottobrunn bei München sowie für
vier Sicherheitswächter in Mering bei Augsburg gegeben.

Laut Herrmann hat sich die
Bayerische Sicherheitswacht
außerordentlich bewährt und stei-
gert durch ihre Präsenz das Si-
cherheitsgefühl in der Bevölke-
rung ganz erheblich. Darüber hin-
aus helfe sie durch den engen
Kontakt zur Polizei bei der Vor-
beugung vor Vandalismus und
Ordnungsstörungen. Mittlerweile
seien ca. 770 Bürgerinnen und
Bürger im Dienste der Sicherheit
vor allem auf der Straße, in
Fußgängerzonen und in Parks un-
terwegs. Für die Aus- und Fortbil-
dung der Sicherheitswachtmit-
glieder stünden in den örtlichen
Dienststellen erfahrene Polizeibe-
amte zur Verfügung. 

Koordinierung durch Polizei

Auch werde von ihnen koordi-
niert, wann und wo die Wächter
auf Streife gehen. Hierbei hande-
le es sich weder um eine Hilfspo-
lizei noch um eine Bürgerwehr,
betonte der Innenminister. Es ge-
he vielmehr um die Unterstüt-
zung der Polizei bei ihren Aufga-
ben durch Informationen zu ver-

dächtigen Vorkommnissen. Ein
selbständiges Einschreiten der
Sicherheitswächter sei nur in
Ausnahmefällen wie z.B. bei in
Not geratenen Bürgern zulässig.

Nach einem Beschluss der
Bayerischen Staatsregierung im
Jahre 2010 zur weiteren Stärkung
der Sicherheitswacht seien u.a. die
kommunalen Wachten in staatli-
che überführt und die Finanzie-
rung komplett übernommen wor-
den, erläuterte der Minister. Zu-
dem könnten seitdem staatliche
Sicherheitswachten auch in Ge-
meinden unter 20.000 Einwoh-
nern eingerichtet werden. 

Herrmann plädierte für wesent-
lich mehr Sicherheitswächter in
Bayern. Dazu sollten die Kom-
munen die etwaige Einführung ei-
ner solchen Einrichtung vor Ort
überprüfen. Hierbei würden sie
von den jeweiligen Polizeipräsidi-
en unterstützt. „Wenn sich Bürge-
rinnen und Bürger für das Ge-
meinwohl einsetzen wollen, gibt
es mit der Bayerischen Sicher-
heitswacht eine ideale und seriöse
Einrichtung“, erklärte Herrmann
abschließend. rm

Veranstaltungshinweis:

Brandschutzkompetenz im Dialog
Das Thema „Brandschutz“ stellt eine Veranstaltung am 
27. Juli in der Schlossökonomie in Eggenfelden/Gern in den
Mittelpunkt, veranstaltet von der Coplan AG in Zusam-
menarbeit mit kommunalen Kooperationspartnern und der
IHK Niederbayern. 

Ansprechen soll das „Brandschutzforum“ vor allem Kommu-
nen, Bauherren und Planer. Anlass ist die Brandkatastrophe von
Schneizlreuth: In einem Gästehaus in der oberbayerischen Ge-
meinde war an Pfingsten 2015 ein Feuer ausgebrochen, auf-
grund fehlender Rettungswege starben sechs Menschen in den
Flammen. Bei der strafrechtlichen Aufarbeitung des Unglücks
geriet auch die Kommune in die Schusslinie, da der fehlende
Brandschutz seitens der Behörde nie geahndet worden war. 

Fachkompetenz und Verantwortung, und auch das Zusammen-
wirken von Kommunen und Planern sind im Brandschutzforum
zentrale Themen. Neben der Theorie, die sich mit „Flucht- und Ret-
tungswegen im Bauordnungsrecht“ befasst,  gibt es im Praxisteil am
Nachmittag auch eine Vorführung der Feuerwehr Eggenfelden, die
eine Personenrettung mittels Drehleiter zeigen wird. Ziel dessen ist,
genau beobachten zu können, worauf es in Sachen Flucht- und Ret-
tungswege wirklich ankommt. 

Die Veranstaltung beginnt um 9 Uhr im Gotischen Kasten in
der Schlossökonomie Gern. Referenten sind Dipl.-Ing. Rupert
Stinglwagner, Sachverständiger für vorbeugenden Brandschutz
und Rottal-Inns Kreisbrandrat Johann Prex, außerdem werden
als Gäste für Fragen Eggenfeldens Bürgermeister Wolfgang
Grubwinkler, Stadtbaumeister Markus Eder, Kreisbaumeister
Peter Hofer, Eggenfeldens stellvertretender Feuerwehrkom-
mandant Herbert Stauber und Guntram Loher, Abteilungsleiter
Architektur der Coplan AG, zur Verfügung stehen. Die Veran-
staltung schließt um 16.30 Uhr mit einem „Get together“. Die
Schirmherrschaft hat MdL Reserl Sem übernommen.
Weitere Informationen unter www.brandschutzforum-sob.de ❒❒

VerstärkterAusbau des ÖPNV -
mehr Radwege in Bayern 

Maßnahmen zur Luftreinhaltung nach Münchner Verwaltungsgerichtsurteil
Bayern will den öffentlichen Personen-Nahverkehr (ÖPNV) wei-
ter ausbauen. Ebenso soll der Bau von Radwegen und auch Rad-
schnellwegen an Staats- und Bundesstraßen stärker vorangetrie-
ben werden. Dies erklärte Innen- und Verkehrsminister Joachim
Herrmann im Anschluss an das Urteil des Verwaltungsgerichts
München, in dem von der Landeshauptstadt mehr Anstrengun-
gen bei der Luftreinhaltung gefordert werden.

Jährlich stelle der Freistaat den
Kommunen und Verkehrsunter-
nehmen ca. 200 Millionen Euro
für den allgemeinen ÖPNV zur
Verfügung. Zudem wende Bay-
ern 90 % der vom Bund bereitge-
stellten Regionalisierungsmittel
für die Bestellung der Schienen-
personennahverkehrsleistungen
auf, erläuterte der Minister. Auch
werde gemeinsam mit dem Bund
der Ausbau der für den ÖPNV
notwendigen Schieneninfrastruk-
tur finanziert. Hierbei sei insbe-
sondere der Bau der zweiten S-

Bahn Stammstrecke in München
von Bedeutung. Dadurch werde
den Autofahrern der Umstieg auf
den ÖPNV wesentlich erleichtert.

Fahrradparkplätze

Des weiteren investiere der Frei-
staat bereits verstärkt in den Bau
von Radwegen an Bundes- und
Staatsstraßen ca. 200 Millionen
Euro von 2015 bis 2019. Mehr
Radschnellwege sollen vor allem
in den Großräumen München und
Nürnberg entstehen. Und die

Kommunen würden bei der Er-
richtung von Fahrradparkplätzen
an ÖPNV-Haltestellen unterstützt,
führte Herrmann aus. Er wies auch
noch auf die Bedeutung der Elek-
tromobilität hin. Hierfür habe der
Bund im Rahmen eines Förderpro-
gramms von 2017 bis 2020 ca. 300
Millionen Euro zur Schaffung von
15.000 Schnell- und Normallade-
stationen bereit gestellt. Daran
werde sich der Freistaat mit eige-
nen Landesmitteln beteiligen. Dar-
über hinaus würden bis 2017 alle
Tank- und Rastanlagen durch die
Tank und Rast GmbH mit Schnell-
ladestationen ausgestattet. Schließ-
lich könnte die in den staatlichen
Behörden vorhandene Ladeinfra-
struktur von den Bediensteten und
den Besuchern kostenlos genutzt
werden. rm

„Kein Flüchtling darf 
auf die Straße gesetzt werden!“

Bayerischer Gemeindetag: Obdachlosenrecht nicht geeignet für anerkannte Flüchtlinge
„Es ist absehbar, dass die anerkannten Flüchtlinge Wohnungen
brauchen. Es ist aber nicht hinnehmbar, dass die Kommunen die
Anerkannten unter dem rechtlichen Deckmäntelchen „obdachlos“
zu beherbergen haben,“ sagte Dr. Uwe Brandl, Präsident des
Bayerischen Gemeindetags im Nachgang zum jüngsten Gespräch
mit Kanzlerin Angela Merkel in Berlin. 

„Das Obdachlosenrecht ist für
Einzelfälle geschaffen, wenn Bür-
gerinnen und Bürger unverschul-
det ihre Wohnung verlieren. Für
diese Situationen hat jede Gemein-
de Wohnraum vorzuhalten. Für
die vielen Flüchtlinge kann diese
Regelung allerdings nicht grei-
fen,“ sagte Dr. Brandl. Nach Ab-
schluss der Asylverfahren brau-
chen die anerkannten bzw. gedul-
deten Flüchtlinge Wohnraum. So-
fern sie selbst keine geeigneten
Unterkünfte finden, wird vertre-
ten, dass sie in die Obdachlosig-
keit und damit formalrechtlich in
die Verantwortung der jeweiligen
Gemeinde fallen. Im Rahmen des
Obdachlosenrechts hätte die Ge-
meinde entsprechende Unterkünf-

te zur Verfügung zu stellen. „Wir
brauchen hier aber andere Rah-
menbedingungen und Instrumen-
te, um den Menschen nach Ab-
schluss des Verfahrens möglichst
rasch ein Dach über dem Kopf an-
zubieten,“ sagte Dr. Brandl. 

„Kein Flüchtling darf auf die
Straße gesetzt werden,“ so Dr.
Brandl. „Wir fordern den Staat da-
her weiterhin auf, dass Flüchtlinge
auch nach Abschluss des Verfah-
rens in den bisherigen Unterkünf-
ten bleiben können. Diese Über-
gangslösung hat sich bewährt.“
Der Bayerische Gemeindetag be-
grüßt ebenso, dass die Kosten der
Unterkunft für anerkannte arbeits-
lose Flüchtlinge vom Bund befri-
stet auf drei Jahre übernommen

werden. Das entlastet die Land-
kreise und die kreisangehörigen
Gemeinden, die den Großteil der
Kosten bisher getragen haben. 

Jüngst hatte sich die Kanzlerin
mit Vertretern der kommunalen
Spitzenverbände und der bayeri-
schen Kommunalverbände getrof-

fen. Das Treffen diente dem Infor-
mationsaustausch zur aktuellen
Flüchtlingssituation. An dem Ge-
spräch hatte auch der Präsident des
Bayerischen Gemeindetags, Dr.
Uwe Brandl teilgenommen. 

Stärkung der medizinischen Reha
„Wir wollen die medizinische Rehabilitation in Bayern weiter stär-
ken und haben dafür ein ganzes Maßnahmenpaket angestoßen“,
erklärten Bernhard Seidenath, Vorsitzender des Arbeitskreises
Gesundheit und Pflege der CSU-Fraktion im Bayerischen Land-
tag, und sein Stellvertreter Klaus Holetschek. Der Gesundheits-
ausschuss des Bayerischen Landtags hat einen entsprechenden An-
trag der CSU-Fraktion einstimmig angenommen.

„Besonderes Augenmerk soll
dabei auf Kooperationen und Ver-
marktung gelegt werden. Insbe-
sondere das Thema Internationali-
sierung muss eine größere Rolle
spielen“, so Holetschek. „Wir ha-
ben dabei zum Beispiel auch die

Vereinigten Arabischen Emirate
im Blick. Ein erheblicher Teil der
Wertschöpfung in den Bereichen
Gesundheit und Tourismus in
Bayern, speziell in Heilbädern und
Kurorten, entfällt auf die Rehabili-
tation“, verdeutlichte der CSU-

Abgeordnete. „Die Reha-Anbieter
leisten wesentliche Abgaben und
Beiträge im Rahmen der Kur- und
Fremdenverkehrsabgabe und ste-
hen für viele Tausend Arbeitsplät-
ze – direkt in den Kliniken selbst,
aber auch indirekt über die dem
medizinischen und gesundheits-
touristischen Bereich vorgelager-
ten Wertschöpfungsstufen“, er-
klärte Seidenath, der auch stellver-
tretender Vorsitzender des Ge-
sundheitsausschusses ist. 

Den beiden Politikern zufolge sei
die tatsächliche Bedeutung der Re-
ha in Bayern nicht hinreichend be-
kannt: „Die Erfassungssystematik
der amtlichen Statistik weist die
tatsächlichen Nachfragezahlen nicht
aus.“ Daher wäre eine Untersu-
chung der volkswirtschaftlichen
und sozioökonomischen Effekte so-
wie der Nachfrage- beziehungswei-
se Patientenstrukturen wertvoll. ❒
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Liebe Leserinnen 
und Leser,

das Ausscheiden der engli-
schen Nationalelf aus der Fuß-
ball-Europameisterschaft 
schien ein Wink des Schicksals
zu sein. Wenige Tage nach dem
Referendum für einen Ausstieg
aus der Europäischen Union
verlor das Heimatland des eu-
ropäischen Fußballs gegen
den Neuling und Außenseiter
Island mit 2:1. Vor allem junge
Fußballfans werden sich wohl
noch lange an diese beiden Er-
eignisse erinnern, denn laut Umfragen stimmten
64 Prozent der unter 25-Jährigen für einen Ver-
bleib in der Europäischen Union. Die Verflech-
tung beider Begebenheiten erinnerte mich an ei-
nen erst kurz zuvor erschienenen Artikel in einer

großen deutschen Tageszeitung mit der Über-
schrift: „Wer raus sein will, muss leiden!“ Darin
enthalten waren die Stellungnahmen verschiede-
ner europäischer Spitzenpolitiker, die sich er-
zürnt über das britische Votum zeigten und für
ein sofortiges und notfalls kostspieliges Austreten
Großbritanniens aus der EU plädierten.

Bei aller Genugtuung, die jene Spitzenpolitiker
über das verlorene Spiel der englischen Natio-
nalmannschaft gefühlt haben, dürfen wir nicht
vergessen, welche Konsequenzen der Brexit für
die verbleibenden 27 EU-Staaten hat. Auch am
Freistaat Bayern wird das Ausscheiden Großbri-
tanniens aus der EU nicht spurlos vorübergehen.
Als zweitwichtigster Exportmarkt drohen der
bayerischen Wirtschaft erhebliche Rückschläge,
wenn aktuelle Handelsverträge ersatzlos gestri-
chen werden. Ein Überblick über die bestehen-
den Handelsbeziehungen mit Großbritannien
macht dies deutlich: Im Jahr 2015 wurden
bayerische Waren im Wert von 15,5 Milliarden
Euro nach Großbritannien exportiert. Dies ent-
spricht rund 8,6 Prozent aller bayerischen Aus-

fuhren und einer Steigerung um
22 Prozent im Vergleich zum
Vorjahr. An Großbritannien ein
Exempel zu statuieren, wie
schmerzhaft eine Trennung von
der EU sein kann, bringt also
auch erhebliche Schwierigkei-
ten für die rund 460 bayeri-
schen Unternehmen, die dort
aktiv sind. 

In erster Linie sind es Unter-
nehmen im Bereich Maschi-
nen- und Werkzeugbau, des
Tourismus und der Chemie, die
sich auf den Exportmarkt jen-
seits des Ärmelkanals speziali-

siert haben und nun mit Absatzeinbrüchen rech-
nen müssen. Im Besonderen trifft es die bayeri-
sche Autobranche, denn mehr als die Hälfte der
Ausfuhren nach Großbritannien gehen auf Autos
und Autoteile zurück. Welchen Stellenwert die
Automobilindustrie für die deutsche und vor al-
lem für die bayerische Wirtschaft hat, wurde spä-
testens nach der letzten  Wirtschaftskrise und der
Einführung der Abfrackprämie offensichtlich.

Klar ist, dass das britische Votum für den 
Brexit mit Nachverhandlungen nicht mehr rück-
gängig gemacht werden kann. Ebenso offen-
sichtlich ist, dass die Vorzüge eines europäi-
schen Binnenmarktes für Großbritannien nicht
mehr in vollem Umfang zu erhalten sind. Doch
angesichts der immensen wirtschaftlichen Ver-
flechtungen muss bei den anstehenden Verhand-
lungen die Sicherung der bestehenden Handels-
verträge mittels vernünftiger neuer Abkommen
an erster Stelle stehen. Je eher die bayerischen
Unternehmen darüber Planungssicherheit be-
sitzen, umso besser. Auch die positiven Auswir-
kungen der europäischen Union auf Gesell-
schaft, Politik und Wirtschaft sollten wir uns
trotz aller bestehenden Defizite vergegenwärti-
gen und vor allem darüber reden. Diese Aussa-
gen hätte ich mir als Reaktion auf den anste-
henden Brexit gewünscht und als Überschrift 
zu den ersten Stellungnahmen: „Wenn Großbri-
tannien austreten will, dürfen andere Mitglied-
staaten nicht darunter leiden!“

Ihr Alois Rainer
Mitglied des Deutschen Bundestags
Stellvertretender KPV-Landesvorsitzender

KolumneGZ Alois Rainer

Der Brexit trifft auch
Bayerns Wirtschaft

Bayerischer Ehrenamtskongress in Nürnberg:

Lebendige Kultur
Beim Bayerischen Ehrenamtskongress in Nürnberg tauschten
sich Wissenschaft und Praxis zu aktuellen Fragen des Bürger-
schaftlichen Engagements aus. Das Thema Ehrenamt beleuchte-
ten an zwei Tagen rund 500 Kongressteilnehmer aus dem gesam-
ten Bundesgebiet in Vorträgen, Exkursionen und Workshops.

Wie Bayerns Sozialministerin
Emilia Müller bei der Eröffnung
hervorhob, engagiere sich im Frei-
staat nahezu jeder Zweite in einem
Ehrenamt. „Bei der letzten Erhe-
bung 2009 waren dies noch rund
36 Prozent, jetzt sind es 47 Pro-
zent.“ Diese herausragende Ent-
wicklung des Bürgerschaftlichen
Engagements mache deutlich,
dass das Miteinander in Bayern
funktioniert und gelebt wird. Bay-
ern nehme damit im bundesweiten
Vergleich einen Spitzenplatz ein. 

Engagementpolitik

Die Entwicklung zeige aber
auch, so Müller, „dass wir mit un-
serer Bayerischen Engagement-
politik goldrichtig liegen. Diesen
Weg setzen wir konsequent fort.
Dazu gehört auch der Bayerische
Ehrenamtskongress, der heuer
bereits zum dritten Mal stattfin-
det. Er ist ein bundesweit einzig-
artiges Forum für das Bürger-
schaftliche Engagement.“

Besonders freute sich die Mini-
sterin fünf Inhaber einer Ehren-
amtskarte zu begrüßen. Diese hat-
ten bei einer Verlosung des
Bayerischen Sozialministeriums
die Teilnahme am Kongress und
einen Aufenthalt in Nürnberg mit
einer Begleitperson gewonnen.
„Sie alle tragen dazu bei, dass wir
in Bayern eine lebendige Kultur
des Ehrenamtes haben. Sie setzen
ihre Zeit und ihr Herzblut für ihre
Mitmenschen ein. Mit der Verlo-
sungsaktion möchte ich Ihnen
heute ganz besonders dafür dan-
ken“, betonte die Ministerin.

Vorträge im Plenum beleuchte-
ten im Anschluss die Themen
„Glückliche Ehrenamtliche - Was
ist für die Führungsebene zu be-
achten?“, Die Jugend von heute?
Verstehen. Erreichen. Gewin-
nen.“ und „Der Eigensinn des En-
gagements. Potentiale und Gren-
zen ehrenamtlicher Arbeit“.

Glücksforschung

Im Vortrag von Prof. Dr. Karl-
heinz Ruckriegel (Technische
Hochschule Nürnberg Georg Si-
mon Ohm) wurden die Erkennt-
nisse der interdisziplinären
Glücksforschung und die der dar-
auf basierenden neueren Manage-
mentansätze in einem Zwei-Säu-
len-Konzept (Glücksstrategie)
zur Steigerung des Wohlbefin-
dens in Organisationen ent-
wickelt. Zunächst ging es um ei-
ne Sensibilisierung der Mitarbei-
ter und Mitarbeiterinnen, um eher
wenig greifbare Vorstellungen
von Glück, von einem glückli-
chen und zufrieden Leben im
Lichte der Erkenntnisse der
Glücksforschung zu sortieren und
zu vererden. 

Dahinter steht die Erkenntnis,
dass der entscheidende Schlüssel
für ein glückliches bzw. zufriede-
nes Leben bei jedem selbst liegt.
Zum anderen wurde aufgezeigt,
wo Organisationen konkret anset-
zen können, um die Vorausset-
zungen für Wohlbefinden zu ver-
bessern. Es ging um die Art der
Führung sowie die Art der Ar-
beitsplatzgestaltung und -organi-
sation. 

Zielgruppe Jugendliche - Wie
„tickt“ die Generation der 14- bis
27-Jährigen? Welche Hobbies
und Interessen hat sie? Wo und
wie engagiert sie sich? Diese Fra-
gen betrachtete Ronny Türk (Mi-
nax Intermedia GmbH & Co.
KG) gemeinsam mit den Zuhö-
rern durch die praxisorientierte
Brille und stellte dabei zunächst
relevante Studienergebnisse vor.
Anhand von Praxisbeispielen
wurde zudem aufgezeigt, über
welche Kanäle man die Zielgrup-

pe erreicht und für Engagement
und Partizipation begeistern
könnte.

Gesellschaften sind darauf an-
gewiesen, dass Menschen auch
jenseits professioneller, organi-
sierter oder rechtlich festgelegter
Routinen tätig sind. Das Ehren-
amt gehört in diese Kategorie.
Der Vortrag von Prof. Dr. Armin
Nassehi (Ludwig-Maximilians-
Universität München) zeigte,
dass ehrenamtliche Tätigkeiten
eine wichtige Scharnierfunktion
für die Gesellschaft haben. 

Jugendliche im Ehrenamt

Wie gelingt es, Jugendliche für
ein Engagement zu begeistern?
Was sind Erfolgsfaktoren und was
sind Stolpersteine für ein Engage-
ment der U25? Wie hat sich das
Engagement junger Menschen in
den letzten Jahren verändert? Und
welche Entwicklungen sind jetzt
für die nächsten Jahre schon abseh-
bar? Mit dieser Frage befasste sich
eine Podiumsrunde, an die sich
zahlreiche Workshops – u.a. zu den
Themen „Datenschutz im Ehren-
amt“, „Aktuelle steuerrechtliche
Brennpunkte rund um gemeinnüt-
zige Organisationen“, „Konflikt-
prävention in Vereinen und Ver-
bänden“, „Erfolgreiche Nachfolge
für Führungspositionen in Verei-
nen“, „Fundraising - Chancen und
Stolpersteine“, „Interkulturelle Ver-
ständigung“, „Ambulante Hospiz-
arbeit“ sowie „Barrierefrei ins Eh-
renamt“ anschlossen.

Geldgebergewinnung

Am zweiten Tag des Ehren-
amtskongresses lieferten diverse
Exkursionen wertvolle Detailin-
formationen. So wurde in einem
Seminar die Struktur der Bürger-
stiftung Nürnberg und deren Ar-
beitsweise mit Ehrenamtlichen
aufgezeigt. Konkret ging es um
das Projekt KulturTicketNürnberg
– einer ehrenamtlichen Vermitt-
lung von kostenlosen Theaterkar-
ten an Mitbürgerinnen und Mit-
bürger. Im Zentrum standen die
Fragen „Wie werden neue Projek-
te initiiert? Wie werden Partner

und Geldgeber gewonnen und
einbezogen? Wie werden Mitar-
beiter gewonnen und geschult?
Wie werden ehrenamtliche Mitar-
beiter belohnt und motiviert? 

Eine weitere Exkursion hatte
die Kommunale Engagement-
landschaft zum Thema. Im Auf-
trag der Stadt Forchheim mit Un-
terstützung der Ehrenamtsver-
mittlung wurde im Rahmen einer
Masterarbeit 2015 erstmals bun-
desweit eine Vollerhebung über
das gesamte ehrenamtliche En-
gagement in einer Kommune
durchgeführt. Die Vorgehenswei-
se bei der Studie, Ergebnisse,
Handlungsempfehlungen und die
Bedeutung für die Praxis wurden
vorgestellt. Trends und notwendi-
ge Rahmenbedingungen für ein
erfolgreiches Ehrenamtsmanage-
ment der Stadt Forchheim mit
30.000 Einwohnern lassen sich
auf andere Kommunen übertra-
gen. Das Angebot bietet auch Zeit
für Diskussion und Erfahrungs-
austausch über Anerkennungs-
kultur, Ehrenamtsbeiräte etc. 

Kunst, Kultur und Musik

Kunst, Kultur, Musik gehören
zu den attraktivsten Gelegenheits-
strukturen des Bürgerschaftlichen
Engagements. Seit 2003 begeistert
die Pasinger Fabrik in München
Bürger und Bürgerinnen für eh-
renamtliches Engagement in der
Stadtteilkultur. Die Kulturschwe-
stern sind Ersthelferinnen in der
Mission Stadtteilkultur: mutig, ex-
perimentierfreudig, pragmatisch
und sozial. Die Kulturschwestern
2.0 postulieren eine neue Genera-
tion von Engagierten und emanzi-
pieren sich von althergebrachten
Hierarchien und Strukturen wie sie
häufig noch in Vereinen praktiziert
werden. Neben der Präsentation
des Projekts wurden in diesem
Workshop mit den Teilnehmern
Bedingungen erörtert, wie Bürger
für ein Kulturehrenamt gewonnen
und welche Initiativen gefördert
werden können. 

Gibt es in meiner Institution
Rassismus? Sind Frauen in mei-
ner Umgebung gleichberechtigt?
Mit diesen und weiteren Fragen
setzen sich (post-)migrantische
junge Männer aus dem Raum
Nürnberg im Rahmen des Pro-
jekts „HEROES - gegen Unter-
drückung im Namen der Ehre“

auseinander. Sie lernen dabei, be-
stehende Konstrukte aus dem All-
tag zu hinterfragen und bieten
themenspezifische Workshops für
Jugendliche an, um so langfristig
in der Gesellschaft etwas zu ver-
ändern. Neben der Präsentation
des Projekts wurden gemeinsam
mit den Teilnehmern der Exkursi-
on einige dieser grundlegenden
Fragen behandelt und diskutiert,
welche notwendigen Rahmenbe-
dingungen es für Projekte dieser
Art bedarf. DK

Bayerischer Oberster Rechnungshof:

Wachablösung 
im Präsidentenamt

Christoph Hillenbrand als Nachfolger von Dr. Heinz Fischer-Heidlberger
„Vorbildlicher Hüter der bayerischen Finanzen“

Ministerpräsident Horst Seehofer hat jüngst in der Münchner
Residenz den Präsidenten des Bayerischen Obersten Rechnungs-
hofs, Dr. Heinz Fischer- Heidlberger, verabschiedet und dabei des-
sen herausragende Verdienste gewürdigt: „Der Oberste Rech-
nungshof in Bayern ist der Hüter der bayerischen Finanzen. Und
Dr. Fischer-Heidlberger hat diese Aufgabe vorbildlich, durchaus
streitbar und mit herausragendem Einsatz ausgefüllt.

Unter seiner Führung war der
Rechnungshof stets eine unab-
hängige, manchmal unbequeme
und immer leistungsfähige Insti-
tution. Im Interesse der Bürger,
Steuerzahler und des Freistaats
Bayern hat sich Dr. Fischer-
Heidlberger mit großem Engage-
ment für einen effizienten Einsatz
öffentlicher Mittel stark gemacht.
Dafür sage ich ihm meinen Dank
und meine höchste Anerken-
nung.“

Begrenzte Amtszeit

Dr. Heinz Fischer-Heidlberger
war seit dem 1. Juli 2004 Präsi-
dent des Bayerischen Obersten
Rechnungshofs. Die Amtszeit des
Präsidenten ist gesetzlich auf
zwölf Jahre begrenzt und endete

somit zum 2. Quartalsende 2016.

Hohe Wertschätzung

Seit 2009 ist Fischer-Heidlber-
ger zudem Vorsitzender der Kom-
mission zur Ermittlung des Finanz-
bedarfs der Rundfunkanstalten
(KEF). In dieser Funktion wurde er
kürzlich einstimmig von der Mini-
sterpräsidentenkonferenz bestätigt.
Seehofer: „Dr. Fischer-Heidlberger
wird also auch weiterhin über öf-
fentliche Finanzen in Gestalt der
Rundfunkbeiträge wachen und den
Finanzbedarf der Rundfunkanstal-
ten aufmerksam im Auge haben.
Das Votum der Ministerpräsiden-
tenkonferenz für ihn macht deut-
lich, welche hohe Wertschätzung
seine Erfahrung und Kompetenz
bundesweit genießen.“

Nachfolger von Dr. Fischer-
Heidlberger als Präsident des
Bayerischen Obersten Rech-
nungshofs wird der bisherige Re-
gierungspräsident von Oberbay-
ern, Christoph Hillenbrand. 

Ruf als versierter Manager

Horst Seehofer: „Christoph Hil-
lenbrand hat das Amt des Regie-
rungspräsidenten von Oberbayern
mit viel Elan und hoher Kompetenz
ausgefüllt. Der Regierungsbezirk
war bei ihm in besten Händen. Bei
der Hochwasserkatastrophe 2013
und der Bewältigung des Flücht-
lingsansturms in München im ver-
gangenen Jahr hat er sich über die
Grenzen Oberbayerns hinaus einen
Ruf als versierter, entscheidungs-
freudiger Manager erworben. Für
das Amt des Präsidenten des
Bayerischen Obersten Rechnungs-
hofs bringt Christoph Hillenbrand
die besten Voraussetzungen und
Qualifikationen mit. Für seine neue
verantwortungsvolle Aufgabe wün-
sche ich ihm Glück und Erfolg.“ ❒

Wohnen im Alter:

Innovationspreis 
„Zu Hause daheim“

Die meisten Menschen möchten ihr Leben im Alter auch bei Un-
terstützungsbedarf selbständig gestalten. Damit das kein Traum
bleibt, hat das Bayerische Sozialministerium vor zehn Jahren die
„Koordinationsstelle Wohnen im Alter“ ins Leben gerufen. Nun
wurde zusätzlich der landesweite Innovationspreis „Zu Hause da-
heim“ ins Leben gerufen.

„Wir wollen ältere Menschen
bei ihrem Wunsch nach einem
selbstbestimmten Leben im Alter
unterstützen. Die Koordinations-
stelle ist hier seit zehn Jahren ein
verlässlicher und wichtiger An-
sprechpartner. Sie ist eine kompe-
tente Anlaufstelle rund um das
Thema ‚Wohnen im Alter‘“, be-
tonte Bayerns Sozialministerin
Emilia Müller anlässlich der Ju-
biläumsfeier in Würzburg und
weiter: „Die Einrichtung einer
landesweiten Koordinationsstelle
war damals beispiellos und in die-
ser Form deutschlandweit einzig-
artig. Heute ist sie mehr denn je
gefragt.“ 

Selbstbestimmtes Altern

Landtagspräsidentin Barbara
Stamm ergänzte: „Wenn wir je-
dem ein selbstbestimmtes und
würdevolles Altern ermöglichen
wollen, dann brauchen wir eine
Vielzahl von Unterstützungsange-
boten und Wohnformen. Die vor-
handenen Ideen und Konzepte
müssen weiter in die Fläche getra-
gen werden. Die Koordinations-
stelle leistet dazu einen unver-
zichtbaren Beitrag.“

Die Koordinierungsstelle „Woh-
nen im Alter“ begleitet beispiels-
weise Gemeinden, Wohlfahrtsver-
bände aber auch private Initiativen
beim Aufbau verlässlicher Unter-
stützungsnetzwerke für ein Woh-
nen zu Hause. Sie unterstützt aber
auch bei der Initiierung und Um-

setzung alternativer Wohnformen.
In den vergangenen 10 Jahren fan-
den bereits 1.800 Beratungen, 460
Vorträge, zahlreiche Austauschtref-
fen und aktive Netzwerkarbeit
statt. Daraus sind zahlreiche bay-
ernweite Projekte entstanden.

Ideensuche

Gleichzeitig gab die Ministerin
den Startschuss für die Bewer-
bung zum ersten landesweiten In-
novationspreises „Zu Hause da-
heim“: „Wir suchen kreative und
neue Ideen rund ums Thema
Wohnen im Alter. Diese wollen
wir mit dem Innovationspreis ‚Zu
Hause daheim‘ auszeichnen.“

42.000 Euro Preisgeld

Der mit insgesamt 42.000 Euro
dotierte Preis wird im Rahmen der
zweiten bayernweiten Aktionswo-
che „Zuhause daheim“ im Mai
2017 verliehen. Ab sofort können
sich beispielhafte Projekte für ein
selbstbestimmtes Leben im Alter,
wie Nachbarschaftshilfen, Quar-
tierskonzepte, Seniorenhausge-
meinschaften oder generationenü-
bergreifende Wohnformen bewer-
ben. Die Bewerbungen können
bis 31. Dezember 2016 bei den je-
weiligen Bezirksregierungen ein-
gereicht werden.
Weitere Informationen unter
www.wohnen-alter-bayern.de
sowie unter www.zu-hause-
daheim.bayern.de ❒❒
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Insgesamt wurden Entsorgungs-
kosten gesenkt, das Restmüllauf-
kommen reduziert und die Wert-
stoffsammlung gesteigert. „Unse-
re Erwartungen haben sich voll er-
füllt“, bilanzierte Entner.

Jansjörg Peer, Bürgermeister der
Gemeinde Mutters, und Martin
Angerer (Innsbrucker Kommunal-
betriebe AG) erörterten, wie Ge-
meinden durch Energieeffizienz-
Maßnahmen Kosten sparen kön-
nen.

Von 170.000 Bürgern und Bür-
gerinnen des Bezirks Innsbruck-
Land leben bereits 90 Prozent in
einer energieeffizienten Gemein-
de. Die sechs e5-Gemeinden des
Bezirks Innsbruck-Land, darunter
die Gemeinde Mutters, leisten
echte Pionierarbeit in Sachen En-
ergieeffizienz und Nutzung erneu-
erbarer Energien. Dies sei eine
wichtige Vorbildwirkung auf dem
Weg „Tirol 2050 energieautonom“
mit dem Ziel, 50 Prozent des Ener-
gieverbrauchs einzusparen und 30
Prozent mehr erneuerbare Energie
zu produzieren, meinte Peer. Denn
nur durch bewussten Umgang mit
den Energieressourcen könnten
der nächsten Generation eine si-
chere, leistbare Energieversor-
gung, eine intakte Umwelt und da-
mit verbunden eine hohe Lebens-
qualität garantiert werden. 

Die Gemeinde wurde in der
Vergangenheit für ihre energieeffi-
ziente Wohnhaussiedlung Birch-
feld ausgezeichnet. Mit weiteren
ambitionierten Maßnahmen wie
der Umrüstung der Straßenbe-
leuchtung sowie der Innenbe-
leuchtung der Gemeindegebäude
auf hundert Prozent LED-Lam-
pen, der Förderung der Energiebe-
ratung für Gemeindebürger, dem
Betrieb eines Trinkwasserkraft-
werks und der Erstellung eines
nachhaltigen Verkehrskonzepts
geht Mutters vorbildhaft in die En-
ergiezukunft.

Lukas Rühli, Projektleiter bei
Avenir Suisse, skizzierte den
Stand der Gemeindefusionen in
der Schweiz. Die Zahl der Ge-
meinden nahm dort in den vergan-
genen Jahren weiter ab. Gemein-
defusionen kamen dort zustande,
wo die Kantone explizite finanzi-
elle Anreize dafür setzten und wo
der Problemdruck groß genug war.
Das Ziel von Zusammenlegungen
sollte eine Gemeindelandschaft
sein, mit der der schleichenden
Zentralisierung Einhalt geboten
werden kann.

Gemeindezusammenschlüsse
sind Rühli zufolge kein Selbst-
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Mittel für den Bau bezahlbarer
Wohnungen noch stärker anheben,
um dem faktischen Bedarf in den
Regionen mit knappem Woh-
nungsangebot gerecht zu werden.
Und die Länder müssten sich fi-
nanziell stärker für den Bau und
Ausbau von Kindergärten und
Schulen engagieren, für Schulpsy-
chologen, Dolmetscher, Sozial-
pädagogen und Sprachförderpro-
gramme in Kitas.

Der Deutsche Städtetag befür-
worte das Integrationsgesetz des
Bundes, hob Lohse hervor: „Für
eine erfolgreiche Integration der
Geflüchteten mit Bleibeperspekti-
ve in unsere Gesellschaft und in
den Arbeitsmarkt ist es richtig, die
Integration der Menschen frühzei-
tig und gezielt zu fördern und
gleichzeitig eigene Anstrengungen
von ihnen zu fordern. Wichtig ist
außerdem eine ausgewogene Ver-
teilung anerkannter Flüchtlinge,
weshalb die Länder die Wohnsitz-
auflagen rasch einführen sollten
und ohne großen Verwaltungsauf-
wand. Mit Hilfe von Wohnsitzauf-
lagen können Länder Flüchtlinge
so auf Städte und ländliche Gebie-
te verteilen, wie es den örtlichen
Potentialen entspricht und so stär-
ker betroffene Kommunen vor
Überforderung schützen.“ 

Durch die Wohnsitzauflagen
könnten die Integration von Men-
schen erleichtert und soziale
Brennpunkte vermieden werden.
Sinnvolle Kriterien für die Vertei-
lung seien Kapazitäten bei der Ver-
sorgung mit Wohnraum sowie die
Lage am örtlichen Arbeits- und
Ausbildungsmarkt, so Lohse.
Berücksichtigt werden sollten bei
dem Verteilmechanismus auch die
Flüchtlinge, die bereits seit dem 1.
Januar 2016 anerkannt wurden.
Das bedeute nicht, dass diese Men-
schen umziehen müssten. Viel-
mehr würde die Personenzahl der
bereits Anerkannten in den Städ-
ten, in denen sie leben, bei der Ver-
teilung angerechnet.

Der Hauptausschuss des Deut-
schen Städtetages stellte ausdrück-
lich fest, die Instrumente Sanktio-
nen und Wohnsitzauflage im Inte-
grationsgesetz sollten fortlaufend
darauf geprüft werden, ob sie ge-
eignet und erforderlich sind, die
Integration zu unterstützen.

Wichtig seien die im Integrati-
onsgesetz vorgesehenen größeren
Möglichkeiten für den Spracher-
werb, mehr Orientierungskurse
und die Förderung möglichst früh-
zeitiger Qualifizierung und Be-
schäftigung. Der Deutsche Städte-
tag unterstützt die Ansätze des
Bundes, Menschen mit Bleibeper-
spektive eine Beschäftigung zu er-
möglichen und die Integration in
den Arbeitsmarkt zu erleichtern.
Dazu zählten der verbesserte Zu-
gang zu Leistungen der Ausbil-
dungsförderung nach dem Sozial-
gesetzbuch III ebenso wie die Dul-
dung für die Gesamtdauer der
Ausbildung oder auch das Arbeits-
marktprogramm „Flüchtlingsinte-
grationsmaßnahmen“, mit dem für
Leistungsberechtigte nach dem
Asylbewerberleistungsgesetz
100.000 zusätzliche Arbeitsgele-
genheiten aus Bundesmitteln ge-
schaffen werden.

Nötig sei allerdings, die kom-
munale Ebene bei der Ausgestal-
tung der erweiterten Beschäfti-
gungsmöglichkeiten der Flüchtlin-
ge während des Asylverfahrens
einzubeziehen und diese Angebo-
te unbürokratisch zu organisieren,
betonte die Städtetagspräsidentin.
Zudem sollten auch Beschäfti-
gungsangebote für anerkannte
Asylbewerber nach dem Übertritt
in das sogenannte Hartz-IV-Sy-
stem geschaffen werden.

Unterstützt wird von den deut-
schen Städten ein eigenes Lei-
stungsrecht für Menschen mit Be-
hinderung. In diesem Zusammen-
hang begrüßen sie das Anliegen
der Bundesregierung, das geltende
Recht im Sinne der UN-Behinder-
tenrechtskonvention weiterzuent-
wickeln. Für richtig halten die
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Entscheidungen, Klassenmindest-
stärken teils deutlich zu reduzieren
und mehr Flexibilität bei der Orga-
nisation regionaler Bildungsland-
schaften deuteten in die richtige
Richtung. 

Ehrenamtlich wirkende Organi-
sationen sollten sich stärker in
Schulen einbringen, um ihre Lei-
stungen besser als bisher darstellen
zu können und so junge Mitglieder
zu gewinnen und auf dem Land zu
halten. Wichtig sei es auch, in den
regionalen Bildungseinrichtungen
das Fach Heimatkunde zu stärken. 

Die Gründung von Hochschu-
len für angewandte Wissenschaf-
ten - die früheren FHs - hätten
Räume erschlossen, in denen aka-
demische Bildungsangebote bis-
lang nicht verbreitet waren. So
könnten junge Menschen in ihren
Regionen studieren und neue
Menschen kämen hinzu. Die
Schaffung regionaler Forschungs-
und Entwicklungseinrichtungen in
Anbindung an die Hochschulen
für angewandte Wissenschaften
sei eine bedeutende Maßnahme
zur Förderung ländlicher Räume
gewesen. „Damit haben die Re-
gionen von modernen Entwick-
lungen profitiert und dadurch sind
dort innovative Wirtschaftsformen
und attraktive Arbeitsplätze ent-
standen. Diese Entwicklung muss
durch dezentrale Kooperationen
der Hochschulen mit Kommunen
und der Wirtschaft weiter ausge-
baut werden.“

Da viele dieser neu geschaffe-
nen Bildungs- und Ausbildungs-
einrichtungen noch nicht ausrei-
chend bekannt sind, sollten regio-
nale „KarrierefibeIn“ geschaffen
werden, die Schülerinnen und
Schülern auf dem Land aufzeigen,
welche Ausbildungsperspektiven
ihre Heimat bietet.

Der ländliche Raum braucht zur
Zukunftssicherung eine gut ausge-
baute, moderne Infrastruktur. Dazu
zählen z. B. eine gute Anbindung
an die Fernverbindungen von
Straße und Schiene sowie ein lei-
stungsfähiger Breitbandanschluss,
der der Wirtschaft und speziell
auch den lT-Unternehmen das Ar-
beiten im ländlichen Raum ermög-
licht. Neue Informationstechnolo-
gien böten die Möglichkeit, das
derzeit größte Handicap des ländli-
chen Raumes auszugleichen - die
Entfernung von städtisch gebunde-
nen Ausbildungsstätten und quali-
fizierten Arbeitsplätzen. Zudem
müssten ländliche Räume gut er-
reichbare Bildungs- und Qualifi-
zierungsangebote schaffen. Dazu
brauche es vielfältige und gute Bil-
dungseinrichtungen. Wo diese feh-
len, wandern junge Familien ab. 

Darüber hinaus plädiert der
Bayernbund für Sport- und Frei-
zeiteinrichtungen für junge Men-
schen, wohnortnahe Versorgungs-
zentren (z. B. Dorfladen mit regio-
nalen Produkten, Postannahme-
stellen, Geldautomaten u. ä.), eine
angemessene Förderung von dörf-
licher Infrastruktur (z. B. Dorfer-
neuerung) und die Förderung des
Wohnens für Einheimische, damit
die soziale Struktur der Dörfer er-
halten bleibt. Außerdem müssten
Staat und Wirtschaft mehr Telear-
beitsplätze zur Verfügung stellen,
um so Anfahrtswege zu reduzieren
und auch die notwendige Vorbild-
funktion bei der Vereinbarkeit von
Familie und Beruf zu erfüllen.

Stichwort Mobilität: Auch in
ländlichen Räumen muss laut
Bayernbund für wenig mobile
Personen (Kinder, Jugendliche, äl-
tere Menschen) eine angemessene,

zweck. Gemäß dem liberalen Ideal
sollten staatliche Entscheidungen
möglichst dezentral, nämlich nahe
bei den betroffenen Bürgern erfol-
gen. Je kleiner aber die Gemein-
den sind, desto geringer ist ihre
Fähigkeit, Aufgaben autonom zu
erfüllen. Sie müssen diese in Ge-
fäße der interkommunalen Zu-
sammenarbeit (IKZ) auslagern,
die oft mit Demokratiedefiziten
und einem Verlust an Steuerungs-
kompetenz verbunden sind. 

Wachsende Aufgabenfülle und
komplexe Rechtsfragen bei zu-
gleich enger werdenden finanziel-
len und personellen Ressourcen:
Dies sind die schwierigen Rah-
menbedingungen, mit denen viele
Tiroler Gemeinden heute zurecht-
kommen müssen. In der Praxis
zeigt sich, dass das Bündeln von
Kräften und gemeindeübergrei-
fende Zusammenarbeit immer
häufiger als Chance ergriffen wird,
damit gewünschte Vorhaben und
Entwicklungen dennoch finanzier-
bar und umsetzbar sind. 

Um den aktuellen Stand zu erhe-
ben und Potenziale für die Zukunft
aufzuzeigen, wurde das Institut für
Föderalismus mit der Erstellung ei-
ner Studie zur interkommunalen
Zusammenarbeit im deutschspra-
chigen Raum beauftragt, die Georg
Keuschnigg beim Kommunal-
forum Alpenraum präsentierte.
Demzufolge liegen insgesamt 46
Kooperationen mit 7.605 Koope-
rationsschnittstellen aus der Per-
spektive der Gemeinden vor. 

Keuschnigg zufolge gibt es we-
nige Beispiele in den Bereichen
Wirtschaft/Standorte und Verwal-
tung. Potenziale lägen in der Infra-
strukturbetreuung und regionales
Denken spiele eine geringe Rolle.
Der Trend gehe eindeutig zu einer
zunehmenden Komplexität, die ei-
nen höheren Spezialisierungsgrad
erfordere. Es existiere kein durch-
gehender „roter Faden“, jedoch
ähnliche Organisationsmuster.
Außerdem gebe es keine flächen-
deckende Umsetzung, sondern
punktuelle Lösungsmodelle.

Den Abschluss der Veranstal-
tung bildete eine von Alois Vahrner
moderierte Talkrunde mit politi-
schen Vertretern. Beteiligt waren
Ernst Schöpf, Präsident Tiroler Ge-
meindeverband, Andreas Schatzer,
Präsident Südtiroler Gemeinden-
verband, Josef Steigenberger, Bür-
germeister Bernried am Starnber-
ger See, Vorsitzender des Bayeri-
schen Gemeindetags im Bezirk
Oberbayern sowie  Regina Norz.
Sie diskutierten über Themen wie
Gemeindefusionen, gemeinsame

Städte auch die Absicht, in einem
Bundesteilhabegesetz sowohl den
Leistungsträgern zu ermöglichen,
die Angebote besser zu steuern, als
auch den stetigen Ausgabenan-
stieg der Eingliederungshilfe für
Menschen mit Behinderung inner-
halb der kommunalen Sozialhilfe
zu dämpfen. Der vorliegende Re-
ferentenentwurf erfülle diese Er-
wartungen allerdings nicht, unter-
strich der Deutsche Städtetag.

Nach den Worten von Vizeprä-
sident Dr. Ulrich Maly, Oberbür-
germeister aus Nürnberg, „ist ein
eigenes Leistungsrecht für Men-
schen mit Behinderung außerhalb
der Sozialhilfe richtig und wird
auch von den Städten gefordert.
Das neue Gesetz muss dem
Grundsatz der Inklusion Rech-
nung tragen, also der gleichbe-
rechtigten Einbeziehung von
Menschen mit Behinderungen in
alle Leistungsrechte und alle Le-
bensbereiche. Diskriminierungen
bei Leistungen oder Lebenschan-
cen wegen einer Behinderung sind
nicht hinnehmbar und müssen
endlich abgeschafft werden. Hier-
zu müssten sich die jeweiligen Le-
bensbereiche wie die gesundheitli-
che Versorgung und die Schulen
stärker für die Belange der Men-
schen mit Behinderungen öffnen.“ 

Konkret lobte Maly die im Ge-
setzentwurf angestrebte Trennung
der Fachleistungen für Menschen
mit Behinderung von Leistungen
für ihren Lebensunterhalt, auch
wenn im Einzelnen eine noch
schärfere Abgrenzung notwendig
erscheint.

Nehme man den zentralen Leit-
gedanken der UN-Behindertenkon-
vention nach Inklusion ernst, müs-
sten sich vor allem die Regelsyste-
me der Sozialversicherungen für
Menschen mit Behinderung mehr
öffnen, um die Belange dieser
Menschen von vornherein und oh-
ne die Inanspruchnahme von Son-
dersystemen wie der Eingliede-
rungshilfe zu berücksichtigen: „Der
Gesetzentwurf verspricht dagegen
neue Leistungen, beispielsweise für
Mobilität und Assistenz, die mehr
Menschen als bisher nutzen wer-
den. Dies wird voraussichtlich bei
den Trägern der Eingliederungshil-
fe und damit vor allem bei den
Kommunen für erhebliche Mehr-
kosten sorgen, ohne dass ein Aus-
gleich vorgesehen ist. Dabei darf es
nicht bleiben“, forderte Maly.

Die Ausgaben für die Eingliede-
rungshilfe für Menschen mit Be-
hinderungen betrugen im Jahr
2014 insgesamt 16,4 Milliarden
Euro und steigen jedes Jahr um
rund 1 Milliarde Euro weiter an.
Mit dem bisher vorliegenden Ge-
setzentwurf kann diese Ausgaben-
dynamik keinesfalls eingedämmt
werden, da den Leistungsauswei-
tungen in der Eingliederungshilfe
keine entsprechenden Einsparpo-
tentiale durch die Verpflichtung
vorrangiger Leistungsträger oder
durch bessere Steuerungsmecha-
nismen gegenüberstehen.

Die neuen Regelungen lassen
vielmehr massive Mehrkosten für
die Träger der Eingliederungshilfe
und auch bei der Hilfe zur Pflege
befürchten, die durch die veran-
schlagten Minderausgaben keines-
falls kompensiert werden können.
Konkret geht es dabei vor allem
um folgende Punkte:
● Der leistungsberechtigte Perso-
nenkreis wird neu definiert und
dabei ausgeweitet, so dass mehr
Menschen zukünftig Leistungen
in Anspruch nehmen können.
● Der Gesetzentwurf sieht neue
Leistungen vor, beispielsweise
neue Formen bei der Hilfe zur Ar-
beit. Das Budget für Arbeit wird
flächendeckend eingeführt, neben
den seit langem bestehenden
Werkstätten für Menschen mit Be-
hinderung werden andere Lei-
stungsanbieter zugelassen. Da-
durch werden mehr Menschen als
bislang Leistungen in Anspruch
nehmen. Die Schätzung des Mini-
steriums geht lediglich von 100
Millionen Euro ab 2020 aus. Die
Städte sehen dagegen ein erhebli-

ches Kostenrisiko, da gerade die
Personenkreise, die die Werkstät-
ten nicht nutzen, die neuen Alter-
nativen aufgreifen werden. Auch
im Bereich der Bildung, der Mobi-
lität und der Assistenz werden
neue Leistungen eingeführt, an-
statt die vorrangigen Leistungssy-
steme auf die Belange von Men-
schen mit Behinderungen auszu-
richten.
● Auch die Annahme, die Träger
der Eingliederungshilfe könnten
durch mehr Effizienz ab 2020
Mehrkosten in Höhe von 100 Mil-
lionen Euro ausgleichen, kann der
Deutsche Städtetag nicht nachvoll-
ziehen.
● Außerdem sieht der Entwurf
vor, die anrechnungsfreien Beträ-
ge beim Einkommen und Vermö-
gen zu erhöhen und prognostiziert
dafür Mehrkosten von 351 Millio-
nen Euro im Jahr 2020. Die Städte
rechnen damit, dass die Kosten er-
heblich höher liegen, weil deutlich
mehr neue Leistungsberechtigte
hinzukommen dürften als im Ge-
setzentwurf angenommen.

„Die Städte fordern neben in-
haltlichen Korrekturen eine seriö-
se und nachvollziehbare Berech-
nung der finanziellen Auswirkun-
gen des Referentenentwurfs, also
eine Kostenfolgenabschätzung.
Ziel muss es sein, neue Leistungen
seriös gegen zu finanzieren“, stell-
te der Vizepräsident fest.

Befürwortet wird von den deut-

umweltverträgliche Mobilität ge-
schaffen werden. Wo dies aus fi-
nanziellen Gründen durch einen
funktionierenden ÖPNV oder
Schülerverkehr nicht möglich sei,
muss ein Bürgerbusprojekt einge-
richtet werden, das ein flexibles
Leistungsangebot erstellt. 

Dieses Projekt wird ehrenamt-
lich organisiert und bietet mit
Kleinbussen die erforderlichen
Leistungen kostengünstig an. Eine
finanzielle Unterstützung der öf-
fentlichen Hand für die Beschaf-
fung der Fahrzeuge, die Organisa-
tion und den Betrieb sei notwen-
dig, wie am erfolgreichen Beispiel
des im Jahr 2003 gestarteten Bür-
gerbusses Chiemsee dargestellt
wird. Der Bürgerbus bringt für ins-
gesamt zehn Gemeinden in den
Landkreisen Rosenheim bzw.
Traunstein eine erhebliche Verbes-
serung der ÖPNV-Situation. Viele
Verbindungen werden erst durch
den Bürgerbus ermöglicht. Pro
Jahr werden ca. 5.000 Personen
befördert und 65.000 km zurück-
gelegt.

Mit Blick auf die soziale und
medizinische Versorgung heißt es:
„Eigeninitiative, Eigenverantwor-
tung der Bürger, ehrenamtliches
Engagement und aktive Beteili-
gung sind das Rückgrat vieler
Funktionen und Aufgaben im
ländlichen Raum. Damit können
Defizite ausgeglichen werden, die
der ländliche Raum hier gegenü-
ber Ballungsräumen hat. In jeder
Gemeinde gibt es qualifizierte und
lebenstüchtige Senioren, die zur
Leitung bzw. Mitarbeit in sozialen
Projekten bereit sind.“

Wo Kinderkrippen oder Kinder-
gärten nicht eingerichtet werden
können, müsse die Betreuung über
Tageseltern sichergestellt werden.
Schulung und Betreuung dieser
Tageseltern könne über die Land-
kreis-Jugendämter ermöglicht
werden. Kindergärten, Schulen
und Ausbildungsplätze - soweit
nicht am Ort – sollten durch einen
Bürgerbus erreicht werden kön-
nen. Auch die Teilhabe und Mitge-
staltung am überörtlichen Ge-
meinschaftsleben sei mit dem Bür-
gerbus zu bewerkstelligen.

Es gelte, sozialraumorientierte
Projekte als Kommunikations-
und Treffmöglichkeiten (z. B.
durch Anmietung von Räumen im
Dorfgasthaus durch die Gemein-
de) zu schaffen und so auch geleb-
tes Brauchtum und Tradition zu er-
möglichen. Dies schaffe regionale
Identität und stärke den Gemein-
schaftsgeist. Auch müsse das
Mehr-Generationen-Wohnen ge-
fördert werden.

Zudem sei der Fokus auf die
Betreuung und Pflege älterer,
kranker und behinderter Men-
schen durch ausgebildete ehren-
amtliche Kräfte im Rahmen eines
gemeindlichen Sozialwerkes zu
richten. Ziel sei die Rehabilitation
vor stationärer Pflege; Menschen
müssten so lange wie möglich in
ihrem sozialen Umfeld belassen
werden. Für die Grundausstattung
müssten diese Einrichtungen eine
finanzielle Unterstützung von der
Öffentlichen Hand erhalten. Als
Beispiel wird das Sozialwerk Ste-
phanskirchen e. V. angeführt – hier
habe soziales Miteinander ein Zu-
hause. Ärzten wiederum müsse es
erleichtert werden, sich in Ge-
meinschaftspraxen zu organisie-
ren.

Wie das Konzept weiter darlegt,
„könnte bürgerschaftliches Engage-
ment dadurch zusätzlich gefördert
werden, dass man nach dem Modell
der Bezirksausschüsse in großen
Städten Ortsbeiräte in großen
Flächengemeinden schafft“. Sie
sollten sich in besonderer Weise der
Entwicklung einer aktiven Bürger-
gesellschaft verpflichtet fühlen. Für
sie sollte auch ein Seminar für sog.
„Dorfkümmerer“ eingerichtet wer-
den, das aufzeigt, wie die Entwick-
lung eines Dorfes vorangetrieben
werden kann. Hier könne beispiels-
weise die Schule für Dorf- und Lan-
dentwicklung Thierhaupten e. V.
tätig werden. DK

schen Städten die Neuregelung
des Kulturgutschutzrechts mit
dem Ziel, den illegalen Handel mit
Kulturschätzen zu verhindern, den
legalen Handel zu stärken sowie
nationales Kulturgut vor der dau-
erhaften Ausfuhr zu schützen.
Gleichzeitig betonen sie die große
Bedeutung von Sammlern und
Künstlern für das kulturelle Leben
in den Städten.

Wie Verbandspräsidentin Lohse
anlässlich der zweiten und dritten
Lesung im Bundestag bemerkte,
seien Städte Orte der Kreativität,
Kunst und Kultur und unterstütz-
ten den Schutz des kulturellen Er-
bes. Sammler und Künstler seien
für das reiche kulturelle Leben in
den Städten mit ihren Museen un-
verzichtbar. Wichtig sei deshalb,
dass die Länder, wie bisher auch,
mit Augenmaß vorgehen und nur
wenige, außerordentlich wichtige
Werke auf die Liste des national
wertvollen Kulturgutes setzen und
dabei die Eigentumsrechte von
Sammlern berücksichtigen.

Mit der Gesetzesnovelle werden
sinnvollerweise mehrere Vorgän-
gergesetze zusammengefasst und
modernisiert. Eine entsprechende
EU-Richtlinie aus dem Jahr 1992
wird zudem endlich in nationales
Recht umgesetzt. So soll der deut-
lich angestiegene illegale Handel,
insbesondere mit antiken Kultur-
gütern aus Vorderasien, Asien und
Afrika, bekämpft werden. DK

Ruf nach... Aktive Bürger...

Beschaffung, Dienstleistungen für
Bürger, Schaffung von Lebens-
qualität sowie Interkommunale
Zusammenarbeit der Gemeinden.
So schilderte beispielsweise Josef
Steigenberger die Zusammenarbeit
in bayerischen Gemeinden als
„Spagat“ zwischen Ausgaben-
politik und der gerechten Interes-
senvertretung gegenüber den Bür-
gern. DK

Effiziente...



07. 07. 2016 KOMMUNALE FINANZTHEMENGZ 5

E-Bilanzen kostengünstig an die 
Finanzverwaltung übermitteln.
Die Online-Lösung zur ErfüIIung der aktuellen steuerlichen und handelsrechtlichen Vorgaben.

Ihre Vorteile
• Kostengünstig: Die Nutzung der Anwendung ist 

 kostenfrei möglich. Sie zahlen maximal 25,00 € 
zzgl. USt. je übermittelter E-Bilanz an die Finanz-
verwaltung.

• Manuelle Eingabemöglichkeit: einfache und 
 schnelle Eingabe von Sonder- und Ergänzungs bilanzen 
ohne Buchungsvorgang.

• Wiederverwendbarkeit: Die in eBilanz-Online 
 getätigten Eingaben, wie z. B. die Kontenzu ordnungen 
(Mapping) per Drag & Drop oder  Daten- import, sowie 
die eingegebenen Stammdaten (GCDs),  stehen Ihnen 
zur Wiederverwendung im Folgejahr zur Verfügung.

• Wirtschaftliche Geschäftsbetriebe und Betriebe 
gewerblicher Art: eBilanz-Online ermöglicht die 
Erstellung und Übertragung der E-Bilanz an die Finanz-
verwaltung.

• Datensicherheit: Der Bundesanzeiger Verlag ver-
fügt über eine 60-jährige Erfahrung im Umgang mit 
 sensiblen Unternehmensdaten und jahrelanges Know-
how im sicheren Betrieb elektronischer Plattformen 
und der Verwaltung von Unternehmensdaten.

Haben Sie Fragen? Rufen Sie uns kostenfrei an  
unter Tel. 08 00/1 23 43 39. Sie erreichen uns Mo. bis Fr. 
von 8:00 Uhr bis 18.30 Uhr – Wir beraten Sie gerne!

JETZT AUCH FÜR:
– Betriebe gewerblicher Art

– Wirtschaftliche Geschäftsbetriebe

KfW-Kommunalpanel 2016: 

Investitionsrückstand in Höhe
von 136 Milliarden Euro 

Reaktionen der kommunalen Spitzenverbände

Laut den Ergebnissen des vom Deutschen Institut für Urbani-
stik im Auftrag der KfW Bankengruppe erstellten Kommunal-
panels gestaltet sich die Finanz- und Haushaltslage der Kom-
munen im Jahr 2015 ambivalent. Der Optimismus hinsichtlich
der Investitionsplanungen, der noch die Befragung des KfW-
Kommunalpanels 2015 bestimmte, ist einer abwartenden
Zurückhaltung gewichen. Nach Angaben der Gemeinden,
Landkreise und Städte ist der wahrgenommene Investitions-
rückstand im Jahr 2015 im Vergleich zum Vorjahr von 132
Mrd. Euro auf 136 Mrd. Euro gestiegen; die Investitionstätig-
keit blieb damit hinter den Erwartungen zurück. 

Für die meisten Kommunen
waren die Finanzierungsbedin-
gungen gut (15-32 % haben
je nach Kreditlaufzeit eine Ver-
besserung festgestellt), die Kom-
munen erwirtschafteten zudem in
der Summe einen Finanzierungs-
überschuss (3,1 Mrd. Euro.)
Gleichwohl sind die  Unterschie-
de zwischen finanzstarken und 
-schwachen Kommunen hinsicht-
lich Haushaltsausgleich, Schul-
den und Investitionen weiter ge-
wachsen.

Die Investitionen in Kommu-
nen ohne Haushaltsausgleich
(rund 28 %) fielen in der Summe
um mehr als ein Drittel niedriger
aus. Zugleich fällt es diesen
Kommunen auch deutlich schwe-
rer, den Unterhalt der bestehen-
den Infrastruktur zu gewähr-
leisten. 

Vor allem in den Bereichen
Straßen und Verkehrsinfrastruktur
sowie im Schul- und Bildungsbe-
reich bestehen weiterhin die größ-
ten Investitionsbedarfe mit 35
bzw. 34 Mrd. Euro. Für 2016
rechnen die Kommunen für alle
Aufgabenbereiche mit einem An-

stieg ihrer Investitionen um
knapp 9 % auf 26,7 Mrd. Euro,
was angesichts der fortbestehen-
den Unsicherheiten als ein opti-
mistisches Signal verstanden
werden kann.

Trotz einer insgesamt erkenn-
baren Abflachung der kumulier-
ten Kassenkreditentwicklung der
Kommunen verweisen der erneu-
te Anstieg und die starke Un-
gleichverteilung der Liquiditätssi-
cherungskredite auf ein fortbeste-
hendes Grundproblem der Kom-
munalfinanzierung. Denn vor al-
lem im Saarland, Rheinland-
Pfalz, Nordrhein-Westfalen und
Hessen scheint sich in den Kom-
munen ein Sockelbestand an Kas-
senkrediten gebildet zu haben,
der sich offenbar kaum noch ab-
bauen lässt und stattdessen suk-
zessive anwächst. Für die Kredit-
marktschulden der Kommunen
gilt Ähnliches – auch wenn sich
hier in den meisten Bundeslän-
dern kumuliert eine erfreuliche
Entwicklung abzeichnet.

Mit Blick auf die finanzielle
Bedeutung rechnen 80 % der be-
fragten Kommunen im Schulbe-

reich mit den größten Zuwächsen
für die nächsten Jahre. Dies gilt
vor allem auch für die verpflich-
tende Implementierung des In-
klusionsansatzes durch die Kom-
munen. Um den bereits entstan-
denen Umsetzungsrückstand in
diesem Feld zu verringern, müs-
sen sich die Bundesländer mit
ihren jeweiligen Kommunen
wohl auf eine angemessene Ko-
stenteilung verständigen, auch
um Kapazitäten für andere bil-
dungspolitische Aufgaben – wie
derzeit z. B. die Integration der
Zuwanderer – freizusetzen. 

Neben Sachinvestitionen be-
darf es im Bildungsbereich laut
Kommunalpanel auch einer vor-
ausschauenden Personalpolitik
von Ländern und Kommunen.
Denn angesichts der Altersstruk-
tur im öffentlichen Dienst im All-
gemeinen und im Bildungssy-
stem im Besonderen, ist schon
heute absehbar, dass in den kom-
menden Jahren nach der „Pensio-
nierungswelle“ massive Einstel-
lungen erforderlich werden, um
das notwendige Angebot im for-
malen Bildungsbereich im bishe-
rigen Umfang aufrecht zu erhal-
ten – insbesondere, wenn die
Schülerzahlen zunächst einmal
durch die Zuwanderung steigen. 

Der Schuldenaufwuchs stellt
besonders für die Großstädte eine
Herausforderung dar, die einen
hohen Kassenkreditbestand auf-
weisen, gleichzeitig aber einem
Haushaltssicherungskonzept un-
terliegen. Da diese Städte in ihrer

jeweiligen Region zentralörtliche
Funktionen für die umliegenden
Kommunen wahrnehmen und
aufgrund der Stadt-Umland-Pro-
blematik auch steuerlich im
Nachteil sind, bleibt die Frage
nach möglichen Instrumenten
zum Abbau der hohen Verbind-
lichkeiten offen. Einen allgemein
verbindlichen Königsweg gibt es
hier wohl kaum. Ein Instrumen-
tenmix, der den jeweiligen Ver-
hältnissen vor Ort Rechnung
trägt, scheint realistischer und er-
folgversprechender.

Bestandteile könnten, so das
KfW-Kommunalpanel, neben ei-
ner Neujustierung der kommu-
nalen Finanzausgleichssysteme
auch Entschuldungsfonds sowie
weitere Konsolidierungsmaßnah-
men und Auflagen sein. Die Fra-
ge nach den Ursachen und Ver-
antwortlichkeiten für die zum Teil
schwierige Finanzlage einzelner
Kommunen wird ebenfalls Ge-
genstand der politischen Debatte
bleiben. Realistischerweise erfor-
dert die Lösung der Haushalt-
sprobleme der Gemeinden eine
Mischung verschiedener Ansätze.
„Dazu muss nicht nur der Bund
einen Beitrag leisten. Vielmehr
sind es vor allem die Länder und
die Kommunen selber, die aktiv
an der Gesundung der Gemeinde-
finanzen mitwirken müssen.“ 

„Die Ergebnisse des Kommu-
nalpanels 2016 bestätigen die
vom Deutschen Städtetag wieder-
holt als höchst problematisch an-
geführten, weiter wachsenden
Unterschiede zwischen den Kom-
munen“, machte Hauptgeschäfts-
führer Helmut Dedy in einer er-
sten Reaktion deutlich. Während
Kommunen mit strukturellen
Haushaltsproblemen laut Umfra-
ge je Einwohner durchschnittlich
177 Euro investieren konnten, kä-
men  finanzstärkere Kommunen
im gleichen Zeitraum auf 290 Eu-
ro je Einwohner.

Die Investitionen der finanz-
schwachen Kommunen blieben
demzufolge schon heute um
mehr als ein Drittel hinter den In-
vestitionen der übrigen Kommu-
nen zurück. „Deshalb erneuert
der Deutsche Städtetag seine For-
derung: Im Zuge der Reform der
föderalen Finanzbeziehungen
sollten Bund und Länder die In-
vestitionskraft der Kommunen
dauerhaft stärken. Außerdem
sollten sie gezielte Hilfen für
strukturschwache Städte und Re-
gionen vorsehen, weil es diesen
aus eigener Kraft nicht möglich
ist, ihre Lage entscheidend zu
verbessern“, unterstrich Dedy.

Nach Auffassung des DStGB
sind Bund und Länder aufgefor-
dert, endlich eine angemessene
und gerechte Finanzausstattung
der Kommunen sicherzustellen.
Die Entlastung der Kommunen
um 5 Mrd. Euro ab 2018 und der

vom Bund aufgelegte Kommuna-
linvestitionsförderungsfonds in
Höhe von 3,5 Mrd. Euro könnten
daher nur ein erster Schritt sein.

DLT-Hauptgeschäftsführer
Prof. Dr. Hans-Günter Henneke
kommentierte wie folgt die Er-
gebnisse: „Die Untersuchung
zeigt, dass die Situation der Kom-
munalfinanzen nach wie vor ernst
ist. Gerade bei den kommunalen
Straßen tritt dies deutlich zutage.
Andererseits zeigt das Panel
auch, dass die Landkreise ihre
Aufgaben im Bereich der Flücht-
lingsintegration und der Inklusion
von Menschen mit Behinderung
sehr ernst nehmen und sich stark
engagieren. Dass diese zusätzli-
chen Aufgaben mit weiteren Fi-
nanzierungsnotwendigkeiten ver-
bunden sind, liegt auf der Hand.
Insgesamt muss es zu einer deut-
lichen Stärkung der kommunalen
Finanzkraft kommen.“ DK

Arbeitsmarktzahlen für Juni 2016:

Niedrigste je gemessene 
Arbeitslosenquote in Bayern

Der bayerische Arbeitsmarkt
hat sich im Juni weiterhin sehr ro-
bust entwickelt: „Es gibt nach
wie vor Stellenaufbau auf hohem
Niveau, und die Arbeitslosen-
quote in Bayern liegt so nahe am
Vollbeschäftigungsniveau wie
noch nie. Die aktuelle Arbeitslo-
senquote ist die niedrigste, die 
je in Bayern gemessen wurde“,
stellte Wirtschaftsministerin Ilse
Aigner fest.

Quote bei 3,2 Prozent

Die Arbeitslosenquote in Bay-
ern betrug im Juni 2016 durch-
schnittlich 3,2 Prozent und ist 
damit gegenüber dem Vormonat
und dem Vorjahresmonat um 0,2
Prozentpunkte gefallen.

Aigner betonte, dass flexible
Arbeitsmärkte als entscheidender
Faktor für Beschäftigungserfolge
erhalten werden müssen: „Des-
halb ist es gut, dass die Erhöhung
des Mindestlohns auf 8,84 Euro
in den engen Grenzen geblieben
ist, die sich die Kommission
selbst auferlegt hat. Es bleibt da-
bei: Der Mindestlohn verringert
in vielen Regionen und Bran-
chen Beschäftigungschancen
und ist für Geringqualifizierte
und Langzeitarbeitslose eine zu
hohe Hürde. Wir brauchen jetzt
schnell mehr Klarheit über die
tatsächlichen Beschäftigungsef-
fekte des Mindestlohns, die nicht
durch konjunkturelle Entwick-
lungen überdeckt werden“, un-
terstrich die Ministerin. ❒
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V. l.: Walter Strohmaier (Landesobmann der bayerischen Spar-
kassen), Dr. Ivo Holzinger (zweiter Verbandsvorsitzender), Prof.
Dr. Ulrich Reuter (erster Verbandsvorsitzender), Josef Pellkofer
(neu gewählter zweiter Verbandsvorsitzender), Dr. Ulrich Netzer
(Präsident des Sparkassenverbands Bayern). ❒❒

Neuwahl des zweiten SVB-Vorsitzenden:

Josef Pellkofer folgt
Dr. Ivo Holzinger

Die 90. Ordentliche Verbandsversammlung des Sparkassen-
verbands Bayern hat einstimmig einen neuen zweiten Ver-
bandsvorsitzenden gewählt: Josef Pellkofer, 1. Bürgermeister
der Stadt Dingolfing, übernimmt das Amt von Dr. Ivo Holzin-
ger, Oberbürgermeister der Stadt Memmingen. 
Pellkofer ist damit Stellvertreter
von Prof. Dr. Ulrich Reuter, der
als erster Vorsitzender die Ver-
bandsversammlung, das oberste
Organ des Verbands, leitet. Be-
reits von 2011 bis 2014 war Pell-
kofer zweiter Verbandsvorsit-
zender des Sparkassenverbands
Bayern und somit intensiv in die
strategischen Entscheidungen
des Verbands eingebunden. 

Gute Wünsche

Pellkofer folgt im Amt auf Dr.
Ivo Holzinger, der bereits seit
1996 Mitglied der Verbandsver-
sammlung des Sparkassenver-
bands Bayern war, insgesamt
17 Jahre lang als zweiter Ver-
bandsvorsitzender und von
2011 bis 2014 als erster Ver-
bandsvorsitzender Verantwor-
tung für die bayerische Sparkas-

senorganisation übernommen hat. 
Netzer wünschte dem neu ge-
wählten zweiten Verbandsvorsit-
zenden Pellkofer eine erfolgrei-
che Amtszeit und wies auf die
Bedeutung kommunaler Ent-
scheidungsträger für die Spar-
kassen hin: „Da die dezentral or-
ganisierten Sparkassen das Prin-
zip der kommunalen Selbst-
verwaltung widerspiegeln, sind
kommunale Vertreter an ihrer
Spitze Verbindungsglieder, die
nachhaltig dafür sorgen, dass
das Angebot an Finanzdienstlei-
stungen eng mit den regionalen
Bedürfnissen der Bevölkerung
und der Wirtschaft verzahnt
ist“, so Netzer. 
Das Engagement für die Spar-
kassen sei daher ein bedeuten-
der Hebel zur Förderung der
Wirtschaftsstruktur und des
Wohlstands in Bayern. ❒

Kommunalforum der
Sparkasse Mittelfranken-Süd

Die Sparkasse Mittelfranken-Süd hatte die Landräte, Bürger-
meister, Kämmerer und sonstige Funktionsträger der Städte
und Gemeinden aus der Stadt Schwabach, dem Landkreis Roth
und dem Altlandkreis Weißenburg zum 11. Kommunalforum in
das Fabrikmuseum Roth eingeladen. Thema der diesjährigen
Veranstaltung waren: „Perspektiven für Wirtschaft und Finan-
zen – Überblick über die aktuelle Zinsentwicklung“ und „Aktu-
elle Informationen zu paydirekt – dem neuen Onlinebezahl-
system der deutschen Kreditwirtschaft“.

Jürgen Rohmer, Vorstandsvor-
sitzender der Sparkasse Mittel-
franken-Süd, begrüßte die anwe-
senden Bürgermeister und son-
stigen kommunalen Vertreter,
stellte kurz die Vertreter der Ver-
bundpartner, die eigenen Spezia-
listen sowie die Referenten vor.
Er bedankte sich bei Wolfgang
Lösch, dem Vorsitzenden des Hi-
storischen Vereins und Senior
Vice President Business Group
Automotive Cables LEONI Ka-
bel GmbH für die Gastfreund-
schaft. Wolfgang Lösch ging in
seinem Grußwort auf die Ge-
schichte des Museums ein.

Anschließend referierte Dr.
Stefan Kipar, Volkswirt bei der
BayernLB über die Perspektiven
für Wirtschaft und Finanzen und
gab einen Überblick über die ak-
tuelle Zinsentwicklung“. In sei-
nem Vortrag ging er auch auf 
die Risiken eines Brexits ein.
Zum Zeitpunkt der Veranstal-
tung stand die Entscheidung
noch aus. 

Der zweite Referent Helmut
Räthe, Electronic Banking Bera-
ter der Sparkasse, stellte paydi-
rekt, das neue Internet-Bezahl-
verfahren der deutschen Kredit-
wirtschaft vor. 

paydirekt bietet dem Käufer
im Vergleich zu ähnlichen Ver-
fahren, wie zum Beispiel PayPal
viele Vorteile. paydirekt un-
terliegt dem deutschen Daten-
schutz und die Daten werden in
Deutschland gespeichert. Die
Registrierung ist einfach und er-
folgt über den Onlinebanking-
Zugang des Käufers. 

Für den Bezahlvorgang im
Online-Shop benötigt der Käufer
nur Benutzername und Passwort.
Sowohl Online-Händler als auch
Kommunen haben viele Vortei-
le: Geringere Kosten im Ver-
gleich zu PayPal, eine hohe
Reichweite, da alle deutschen
Girokontoinhaber, die einen
Online-Banking-Zugang haben,
sicher und einfach mit paydirekt
bezahlen können. ❒

Repräsentanten aus Finanzwirtschaft und Kommunalpolitik
beim Fototermin. ❒❒

Gute Zusammenarbeit mit Kommunen:

Gestärktes
Heimatbewusstsein

Bilanzpressekonferenz 
der Kreis- und Stadtsparkasse Dillingen

Ungeachtet internationaler „Wetterleuchten“ waren die Aus-
führungen von Verwaltungsratsvorsitzendem Landrat Leo
Schrell, von Vorstandsvorsitzendem Thomas Schwarzbauer
und Vorstandsmitglied Martin Jenewein bei der Bilanzpresse-
konferenz der Kreis- und Stadtsparkasse Dillingen von Opti-
mismus geprägt.

Die Zukunftsaussichten wur-
den als solide bewertet. Hierzu
trugen im Jahresergebnis 2015
und im Ausblick auf die Ge-
schäftsentwicklung 2016 unter
anderem die weiter gestiegene
Wirtschaftskraft im Landkreis
sowie die niedrigsten Arbeitslo-
senzahlen europaweit bei. 

In vielerlei Hinsicht zähle der
Landkreis Dillingen zu den Zu-
kunftsregionen, wie Landrat
Schrell unterstrich. Der Land-
kreischef lobte die hervorragen-
de Zusammenarbeit der Kreis-
und Stadtsparkasse mit den Städ-
ten und Gemeinden: „Wir för-
dern Heimatbewusstsein.“

Förderung der Region

Die Vorstände Schwarzbauer
und Jenewein wiesen auf die be-
sondere zielgerichtete „Mission“
des Kreditinstituts hin: „Wir ma-
chen unsere Kunden erfolgreich,
wir entwickeln unsere Mitarbeiter
zu starken Persönlichkeiten und
fördern die Region.“

Präsentiert wurden Erfolgs-
zahlen der Geschäftsentwick-
lung 2015: Bilanzvolumen 1,456
Milliarden Euro (plus 4,8 Pro-
zent), Bilanzgewinn 1,035 Mil-
lionen Euro (minus 3,9 Prozent),
Geldvermögensbildung 1,378
Milliarden Euro (plus 2,2 Pro-
zent), Kundenkreditgeschäft ge-
samt 1,005 Milliarden Euro
(plus 6,3 Prozent), Geschäftsvo-
lumen Kundengeschäft 2,403
Milliarden Euro (plus 4,8 Pro-

zent), Geschäftsvolumen gesamt
3,046 Milliarden Euro (plus 5,2
Prozent).

„Wir betreuen unsere Kunden
ganzheitlich“, hoben Schwarz-
bauer und Jenewein hervor.
15.100 Beratungen bedeuteten
bayernweit einen hervorragen-
den zweiten Platz. Die Kunden-
einlagen beliefen sich auf 894
Millionen Euro (plus 0,8 Pro-
zent). Die Kundenkredite 2015
betrugen 168 Millionen Euro -
ein Plus von 29 Prozent.

Immobilienmarkt

Die Regionaldirektorin bei der
LBS Bayern, Sybille Knecht,
verwies auf die starke positive
Entwicklung im Immobilien-
markt. Bausparen sei Schlauspa-
ren, so Knecht: „Viele unserer
Kunden investieren in Sachwer-
te.“ In Summe wurden 2015
1.228 Bausparverträge in Höhe
von 53 Millionen Euro abge-
schlossen.

Großer Wert wird in der Kreis-
und Stadtsparkasse Dillingen auf
eine hervorragende Aus- und
Fortbildung der Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter gelegt. Ende
2015 verzeichnete man 340 Mit-
arbeiter. 

Stark beachtet war erneut die
Sozialbilanz des Instituts. Geför-
dert wurden das gesellschaftli-
che, gemeinnützige und ehren-
amtliche Engagement mit einer
Investitionssumme von insge-
samt 257.500 Euro. jdt

Sparkasse Dillingen und
VR-Bank Donau-Mindel

arbeiten zusammen
Die Kreis- und Stadtsparkasse Dillingen a. d. Donau und die 
VR-Bank Donau-Mindel gehen in einer besonderen Zeit besonde-
re Wege. Um die Bargeldversorgung für ihre Kunden aufrechtzu-
erhalten oder sogar zu verbessern kooperiert die VR-Bank mit
der Kreis- und Stadtsparkasse Dillingen a. d. Donau. 

Seit 1. Juli können in ver-
schiedenen Geschäftsstellen der
Sparkasse Kunden der VR-Bank
kostenfrei Bargeld abheben: Die
bisherigen SB-Geschäftsstellen
der Sparkasse in Dillingen-Hau-
sen und in Bächingen werden zu
gemeinsamen Geschäftsstellen
umgewandelt. In Haunsheim und
in Dillingen-Schretzheim können
VR-Bank-Kunden in den SB-
Geschäftsstellen der Sparkasse
kostenfrei Bargeld abheben.

Digitalisierung
und Kundenverhalten

Die VR-Bank Donau-Mindel
eG und die Kreis- und Stadt-
sparkasse Dillingen stellen sich
mit der Kooperation gemeinsam
den Herausforderungen einer
besonderen Zeit. Die zuneh-
mende Digitalisierung prägt das
Verhalten der Kunden. Der Zah-
lungsverkehr wird immer stär-
ker durch Online-Banking er-
ledigt. Entsprechend reduziert
sich die Frequenz der Kunden
in den Geschäftsstellen.

„Die Wünsche und Belange
unserer Kunden und der heimi-
schen Bevölkerung sind Basis un-
serer geschäftspolitischen Überle-
gungen. Von der Zusammenarbeit

von Sparkasse und VR-Bank
bleibt der Wettbewerb im Kun-
dengeschäft deshalb natürlich
völlig unberührt. Gerade außer-
halb der großen Ballungsräume
sind Sparkassen und Genossen-
schaftsbanken die Marktführer.
Es besteht ein intensiver Wettbe-
werb mit qualifizierten Finanz-
dienstleistungen und Beratungen
zu fairen Preisen um die Kunden
in der Region - oft sehr zum Leid-
wesen der Großbanken, die bei
dieser Wettbewerbslage ihre Mar-
gen- und Ertragsvorstellungen
nicht realisieren können“, so der
Konsens der Vorstände der bei-
den Bankinstitute.

Nullzinspolitik, hohe Risiken
an den Finanzmärkten und im-
mer kompliziertere Finanzange-
bote lassen sich nicht durch
Internetbanking mit vielseiti-
gen Beschreibungen erledigen.
„Das persönliche Gespräch und
die individuelle Beratung sind
auch in Zukunft das Selbstver-
ständnis der Sparkasse Dillin-
gen und der VR-Bank Donau-
Mindel als regionale Institute“ -
auch darüber sind sich die
Bankvorstände einig. Beide In-
stitute werden, wie bisher, un-
eingeschränkt ihre Kunden indi-
viduell beraten. ❒

Von links: Thomas Schwarzbauer, Sybille Knecht, Leo Schrell
und Martin Jenewein. 

Veröffentlichung des DSGV:

Praktisch helfen - Integration unterstützen
In der Flüchtlingskrise sind die Sparkassen aktive Partner aller

staatlichen Ebenen sowie der Wirtschaft vor Ort. Sie stehen insbe-
sondere den Kommunen zur Seite, die in erster Linie betroffen
sind. Sparkassen sind fester Bestandteil regionaler Kultur und Ge-
sellschaft. Mit ihrer besonderen geschäftspolitischen Ausrichtung
unterstützen sie die ökonomische und gesellschaftliche Integration
der Flüchtlinge aktiv.

Die Integration der Flüchtlinge ist aber nicht nur für die betrof-
fenen Menschen, sondern auch für die Gesellschaft und die Volks-
wirtschaft als Ganzes bedeutsam. So werden die langfristigen Aus-
wirkungen der Migration auf Wohlstand und Wachstum in
Deutschland maßgeblich davon abhängen, wie schnell und gut die
Integration der Flüchtlinge in den Arbeitsmarkt gelingt.

Das Heft „Praktisch helfen - Integration unterstützen. Volks-
wirtschaftliche Perspektiven der aktuellen Flüchtlingskrise“,
mit dem der DSGV gleichzeitig die neu geschaffene Reihe
„Wirtschaftspolitische Positionen“ eröffnet. 
Weitere Informationen unter www.dsgv.de ❒❒

Bayern Facility Management GmbH:

Weiter auf 
Erfolgskurs

Die Bayern Facility Management GmbH (BayernFM) aus
München blickt trotz herausfordernder Marktgegebenheiten
auf ein erfolgreiches Geschäftsjahr 2015 zurück. Das Markt-
umfeld für Facility Services stellte seine Akteure auch 2015
vor einige Herausforderungen. Ein harter Wettbewerb mit
teilweise aggressiven Preiskalkulationen sowie der weiterhin
andauernde Fachkräftemangel prägten den FM-Markt.

Trotz dieser Marktbedingungen schaffte es die BayernFM die
Umsatzerlöse im Vergleich zum Vorjahr um 6,4 % auf 40,3 Mio.
Euro zu erhöhen. Darin enthalten sind rd. 5,0 Mio. Euro Umsatz
der Sicherheitstochter BayernCS. Die Zahl der Mitarbeiter stieg
um knapp 3 % auf nunmehr 415 (davon 107 BayernCS).

Im Bereich Objektbewirtschaftung konnte das Kundenge-
schäft insbesondere mit der Beauftragung zur Bewirtschaftung
der BMW Welt und des BMW Museums um mehr als 20 %
ausgebaut werden. Weitere Bewirtschaftungsaufträge für reprä-
sentative Büro-/Gewerbeimmobilien in München wurden mit der
Versicherungskammer Bayern sowie dem Münchner Assetmana-
gement- und Fondsdienstleister Real I.S. abgeschlossen.

In den Geschäftsfeldern Bauen und Beraten gelang es der
BayernFM mit innovativen Produkten und Beratungsleistungen
sich verstärkt am Markt zu positionieren. Insbesondere beim
Energieaudit gemäß Energiedienstleistungsgesetz (EDL-G)
vertrauten mehr als 50 Kunden auf die Expertise des Energie-
beratungsteams der BayernFM. Eine deutliche Steigerung der
Umsätze bei baubegleitenden Leistungen wie Construction Mo-
nitoring und Projektsteuerung runden die erfolgreiche Entwick-
lung in diesen Geschäftsfeldern ab.

Neben dem Neugeschäft fokussiert sich die BayernFM auf ei-
ne nachhaltige Kundenbindung. Das Ergebnis der Kundenbe-
fragungen mit einem Schnitt von 1,7 nach Schulnotensystem
sowie die Quote für die Folgebeauftragung von 91 % belegen
die hohe Kundenzufriedenheit.

Die BayernFM sieht sich als mittelständischen Komplett-
dienstleisters im bayerischen FM-Markt gut positioniert und
rechnet auch zukünftig mit einem stetigem Wachstum und zu-
friedenen Kunden. ❒
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Kommunaler Finanzausgleich 2017: 

KPV-Vorsitzender Rößle 
fordert Investitionsoffensive

„Wir fordern für den kommunalen Finanzausgleich 2017 eine Of-
fensive bei Investitionen und damit verbunden die Erhöhung der
Zuweisung nach Art. 10 Finanzausgleichsgesetzes (FAG) auf 500
Mio. EUR. Denn wer nicht investiert, wird mittel- und langfristig
abgehängt.“ So formulierte Landesvorsitzender Stefan Rößle den
Standpunkt der Kommunalpolitischen Vereinigung (KPV) der
CSU im Rahmen einer Gesprächsrunde mit den zuständigen
Staatssekretären Albert Füracker aus dem Finanz- und Heimat-
ministerium sowie Gerhard Eck aus dem Innenministerium.

Die im Artikel 10 des FAG
aufgeführten Baumaßnahmen
für Schulen, Kindertageseinrich-
tungen oder für kulturelle Ein-
richtungen bedürften immer
mehr finanzieller Mittel.

Steigende Bau- 
und Nebenkosten

Die Begründung für ihre For-
derung nach einer stärkeren För-
derung der kommunalen Investi-
tionen liefert die KPV wie folgt:
Die Kommunen sind für den
Ausbau und den Erhalt der kom-
munalen Infrastruktur verant-
wortlich. Eine Vernachlässigung
des Unterhalts führt langfristig
zu höheren Kosten und zum

Rückgang von Wachstum und
Produktivität. Die Weiterent-
wicklung dieses Bestandes ist
eine wesentliche Voraussetzung
für die Lebensqualität der Bür-
ger, das wirtschaftliche Wachs-
tum und die politische Stabi-
lität.

Hochbauprojekte

Konkret geht es unter anderem
um bauliche Sanierungen sowie
die notwendige Neuschaffung
von Klassenzimmer und Funk-
tionsräumen in Schulen sowie
Betreuungseinrichtungen. Bei
derartigen Hochbauprojekten
sind die Kommunen aktuell mit
massiv gestiegenen Kosten kon-

frontiert. Zudem ist eine zu-
sätzliche Belastung durch ei-
nen deutlichen Anstieg der
Nebenkosten, ausgelöst durch
HOAI, Brandschutzauflagen
und Energieeinsparverordnung
festzustellen. 

Zudem wird der Investitions-
bedarf im Zusammenhang mit
der Integration von Flüchtlin-
gen, Asylbewerbern und aner-
kannten Asylbewerbern in den
kommenden Jahren noch weiter
zunehmen.

Wichtige Aufstockung

Die finanziellen Spielräume
der Kommunen werden darüber
hinaus durch die ständig steigen-
den Sozial- und Jugendhilfe-
kosten immer geringer, was die
Durchführung von derartigen In-
vestitionsprojekten zusätzlich er-
schwert. Landesvorsitzender
Rößle: „Kommunale Investitio-
nen sind nicht nur Voraussetzung
für zukünftige Steuereinnahmen
vor Ort, sondern auch für eine

positive gesamtgesellschaftliche
Entwicklung im Freistaat. Die
Attraktivität der Gemeinden,
Städte und Landkreise auf der ei-
nen Seite sowie die vollumfäng-
liche Aufgabenbewältigung auf
der anderen Seite können mit der
Aufstockung um 70 auf 500 Mil-
lionen Euro spürbar verbessert
werden.“

Deutlich höhere 
Pro-Kopf-Pauschale 
beim Personal nötig

Ferner fordert die KPV im Be-
reich Personal eine höhere Fi-
nanzzuweisung. Stefan Rößle:
„Eine deutliche Anhebung der
Mittel über die Pro-Kopf-Pau-
schalen nach Artikel 7 des FAG
sehe ich als begründet an. Die
Aufstockung muss aber aus
staatlichen Haushaltsmitteln er-
folgen, da es sich hier um einen
finanziellen Ausgleich für die
Aufgaben des übertragenen Wir-
kungskreises handelt.“ 

Die Gemeinden, die Verwal-
tungsgemeinschaften und die
Landkreise erhalten derzeit über
die Pro-Kopf-Pauschale Finanz-
zuweisungen als Ersatz des Ver-
waltungsaufwands für die Auf-
gaben des jeweils übertragenen
Wirkungskreises. Dies sind bei
den Landkreisen und kreisan-
gehörigen Gemeinden 16,70 Eu-
ro und bei kreisfreien Gemein-
den 33,40 Euro jeweils pro Ein-
wohner und Haushaltsjahr.

Höherer Personaleinsatz

Eine Aufstockung der Pau-
schalen fand letztmalig am 1. Ja-
nuar 1999 statt, obwohl sich die
Personalvollkosten seither nach-
weislich um mehr als 20 Prozent
erhöht haben. Stefan Rößle:
„Der Personaleinsatz ist gerade
auch mit der Bewältigung des
Flüchtlingszuzugs enorm gestie-
gen und die Mehrkosten belasten
die Haushalte der Gemeinden,
Städte und Landkreise. Um die
behördlichen Aufgaben weiter-
hin dienstleistungs- und bürger-
orientiert wahrnehmen zu kön-
nen, muss der Freistaat Bayern
seinen Kommunen bei den Aus-
gaben für den Personalbedarf
unter die Arme greifen.“

Zudem steht in vielen Land-
ratsämtern nicht ausreichend
staatliches Personal zur Verfü-
gung, um die staatlichen Aufga-
ben vollumfänglich bearbeiten
zu können. Stefan Rößle: „ Die
Ausstattung mit staatlichem Ver-
waltungs- und Fachpersonal
muss vom Freistaat deutlich ver-
bessert werden“.

Bei den Verhandlungen der
KPV mit den beiden Staatsse-
kretären Füracker und Eck un-
ter der Leitung von KPV-Lan-
desvorsitzendem Landrat Ste-
fan Rößle waren von kommu-
naler Seite noch Bezirkstags-
präsident Josef Mederer, Land-
rat Christoph Göbel, Oberbür-
germeisterin Gabriele Bauer,
und Bürgermeister Alois Sche-
rer beteiligt. ❒

Im Rahmen des Bayerischen Landkreistags in Bad Kissingen informierte die S-Finanzgruppe
als Zahlungsverkehrs-Partner der AKDB unter anderem über ihr Angebot „paydirekt“ (vgl.
Seite 6, Kommunalforum Sparkasse Mittelfranken). Dabei handelt es sich um eine zuverlässige
Bezahlplattform, die auf die Anforderungen der öffentlichen Verwaltung ausgerichtet ist und
sich über offene Schnittstellen in Fachverfahren und Portale einbinden lässt. Ein sicherer Be-
trieb im AKDB-Rechenzentrum sowie attraktive Konditionen und eine einfache Abwicklung
durch einen Rahmenvertrag mit dem Payment-Service-Provider sind garantiert.
Unser Bild zeigt an den beiden Partnerständen von links: Heike Hofstetter und Rudolf 
Schleyer (beide AKDB), Anne-Marie von Hassel (Bayerische GemeindeZeitung), Landrat Prof.
Ulrich Reuter (SVB-Verbandspräsident), Andrea Bastian (SVB-Fachreferentin Kommunal-
kundengeschäft), Dr. Johann Keller (Bayerischer Landkreistag) und Wolfgang Schmidt 
(BayernLabo). ❒❒

BayernLB Corporates Day:

Unternehmen vernetzen sich 
Rund 250 Unternehmer und Unternehmensvertreter haben
sich beim 7. Corporates Day der BayernLB in München über
aktuelle Finanzierungslösungen und -trends ausgetauscht. 

Kern der Kundenveranstal-
tung ist der Best-Practice-Ge-
danke. In 18 Workshops nutzten
die Teilnehmer – allesamt Fir-
men- und Immobilienkunden
der BayernLB – die Möglich-
keit zum Wissensaustausch, für
Diskussionen und Networking.
Experten der teilnehmenden
Unternehmen gestalten nach
dem Motto „Von Kunden für
Kunden“ die Workshops selbst. 

„Der Corporates Day ist ein
hervorragendes Beispiel dafür,
was wir unter modernem Ban-
king verstehen – er vereint gro-
ße Expertise und ausgeprägte
Kundennähe“, betonte Michael

Bücker, der im Vorstand der
BayernLB das Firmenkunden-
geschäft verantwortet.

Themenschwerpunkte

Der Schwerpunkt der Veran-
staltung lag auf Fragestellungen
der Unternehmensfinanzierung
wie dem Hedging von Rohstoff-
preisen, Supply Chain Finance
oder Konsortialfinanzierungen.
In Workshops und individuellen
Expertengesprächen wurden aber
auch zahlreiche weitere Themen
behandelt, darunter ein möglicher
Brexit, die Digitalisierung oder
das Büro der Zukunft. ❒

Forsa-Umfrage:

„Sparerschutz in Europa in 
jedem Staat einzeln sicherstellen“

Die Mehrheit der Bundesbürger ist dafür, dass der Sparerschutz in
der Europäischen Union auch zukünftig in den einzelnen Staaten
sichergestellt wird. Das ist das Ergebnis einer repräsentativen Um-
frage, die das Meinungsforschungsinstitut forsa für den Deutschen
Sparkassen- und Giroverband (DSGV) durchgeführt hat. 

Die Bundesbürger erteilen da-
mit den Plänen einer zentralen 
europäischen Einlagensicherung,
wie sie von der EU-Kommission
verfolgt werden, eine deutliche
Abfuhr. Zusammen mit der
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit
(70 Prozent) und der Sozialpolitik
(67 Prozent) gehört die Einlagen-
sicherung (62 Prozent) zu den Be-
reichen, die die Mehrheit der
Menschen in Deutschland weiter-
hin in nationaler Zuständigkeit se-
hen will. Die Umfrage war im Zu-
sammenhang mit der Brexit-Dis-
kussion durchgeführt worden.

Grundlage für Stabilität

„Die Sparer in Deutschland ha-
ben sehr hohes Vertrauen in die
bestehenden eigenverantwortli-
chen Sicherungseinrichtungen.
Sie wissen, dass ihr Erspartes si-
cher ist. Das muss auch in Zu-
kunft so bleiben, denn Sparer-
schutz ist die Grundlage für volks-
wirtschaftliche Stabilität“, sagte
Georg Fahrenschon, Präsident des
Deutschen Sparkassen- und Giro-
verbandes (DSGV).

Alle EU-Länder seien gefor-
dert, das Vertrauen der Sparer

durch eigene Maßnahmen zu
stärken. „Eigene Maßnahmen
zu unterlassen und sich stattdes-
sen auf die Solidität anderer zu
verlassen, ist keine Lösung. Je-
der Mitgliedstaat muss die Ein-
lagen seiner Sparer gemäß den
europaweit geltenden Standards
selbst absichern“, so der DSGV-
Präsident.

Nach der Umfrage stehen die
Bundesbürger mit großer Mehr-
heit hinter der Europäischen Uni-
on. Weit über 80 Prozent der Be-
fragten finden die Idee, dass die
Staaten in Europa wirtschaftlich
und politisch enger zusammen-
wachsen, grundsätzlich gut. Das
ist mehr als vor fünf Jahren. Rund
jeder zweite ist jedoch der Ansicht,
dass die EU zu viel über Dinge
entscheide, die besser die einzel-
nen Staaten entscheiden sollten. 

Eine Rückübertragung von
Kompetenzen an die Mitglieds-
länder hält der Großteil der Be-
fragten - 48 Prozent - für die bes-
sere Alternative, damit die EU
wieder mehr Akzeptanz bei den
Bürgern findet. Nur 27 Prozent
sehen in einer Kompetenzverlage-
rung an die EU die Lösung des
Akzeptanzproblems. ❒

BayernLabo:

Darlehensprogramm
„Hochwasser 2016“ 

Ab sofort bietet das Förderinstitut BayernLabo mit dem Darle-
hensprogramm „Hochwasser 2016“ ein Hilfsprogramm für die
Beseitigung von Schäden an überwiegend zu Wohnzwecken ge-
nutzten Gebäuden in den betroffenen Gebieten an. Es können
Darlehen bis zu 50.000 Euro je beschädigter Wohnung mit ei-
nem Zinssatz von 0 Prozent auf 10 Jahre Laufzeit und einem Til-
gungssatz von jährlich 4 Prozent gewährt werden.

Beantragt werden können die
Darlehen bei der örtlich zustän-
digen Kreisverwaltungsbehör-
de (Landratsamt oder kreis-
freie Stadt). Die BayernLabo
gewährleistet eine schnelle
und unbürokratische Um-
setzung des Darlehenspro-
gramms, um Betroffene in ih-
rer Notsituation zügig zu unter-
stützen. 

Förderprogramm
Investkredit 
Kommunal Bayern

Das Darlehensprogramm ge-
hört zum umfangreichen Hilfs-
paket des Freistaats Bayern für
Hochwassergeschädigte. Kom-
munen steht für Sanierungs-
maßnahmen und Ersatzneubau-
ten sowie für präventive Hoch-
wasserschutzmaßnahmen er-

gänzend zu dem staatlichen
Hilfspaket das BayernLabo-
Förderprogramm Investkredit
Kommunal Bayern zur Verfü-
gung. Die jeweils aktuellen
Konditionen finden sich auf der
Internetseite der BayernLabo
unter www.bayernlabo.de.

Ende Mai bis Anfang Juni
2016 sind nach tagelangen Re-
genfällen ganze Regionen Bay-
erns im Wasser versunken. Die
Staatsregierung hat für die
Hochwassergeschädigten in
Bayern ein umfangreiches
Hilfsprogramm beschlossen.
Die BayernLabo beteiligt sich
mit ihrem neuen Darlehenspro-
gramm „Hochwasser 2016“ und
dem bewährten Förderpro-
gramm „Investkredit Kommu-
nal Bayern“ an den finanziellen
Hilfen für betroffene Bürger
und Kommunen. ❒

Prof. Dr. Christian Rödl zur Erbschaftsteuerreform:

Deutsche Unternehmen im 
globalen Wettbewerb geschwächt

Der Kompromiss zur Reform der Erbschaft- und Schenkung-
steuer, der von der Großen Koalition  verkündet wurde, wird bei
beschäftigungsstarken Familienunternehmen zu erheblichen
Mehrbelastungen führen. Während nach geltendem Recht Ver-
schonungsabschläge von 85 bis 100 Prozent möglich sind, wenn
die Beschäftigung, gemessen an der Lohnsumme, gehalten und
das Unternehmen nicht verkauft wird, droht nun ab einem Wert
des übertragenen Unternehmens/Anteils von 26 Mio. Euro eine
hohe steuerliche Belastung der Nachfolge. 

Für mittelgroße Unternehmen
wird die bisherige Begünsti-
gung schnell bis auf 0 abge-
schmolzen, für große Unterneh-
men ab 90 Mio. Euro Übertra-
gungswert kommt eine Ver-
schonung nur noch in Betracht,
wenn die Erwerber eine Bedürf-
tigkeit nachweisen.

Teure Nachfolge

„Je größer der wirtschaftliche
Erfolg, je höher der Beitrag zur
Beschäftigung und je mehr Steu-
ern die Unternehmen in Deutsch-
land zahlen, desto teurer wird
künftig die Nachfolge“, warnt
Prof. Dr. Christian Rödl, Ge-
schäftsführender Partner von Rödl
& Partner. „Wir schwächen da-
durch unsere mittelständisch ge-
prägten Weltmarktführer im in-
ternationalen Wettbewerb. Erfolg-
reiche Unternehmen, die hier 
in Deutschland Arbeitsplätze
schaffen, werden dazu gezwun-

gen sein, zu verkaufen oder sich
zu verschulden, um die Erb-
schaftsteuer bezahlen zu können.“

„Vermögensteuer
durch die Hintertür“

Der Reformvorschlag sieht
unter anderem vor, im Rahmen
einer Bedürfnisprüfung das Pri-
vatvermögen des Nachfolgers
in die Berechnung der Erb-
schaftsteuerbegünstigung mit
einzubeziehen. Bis zu 50 Pro-
zent des privaten Vermögens
muss der Nachfolger einsetzen,
um die Erbschaftseuer auf das
Betriebsvermögen zu bezahlen,
nur eine höhere Erbschaftsteuer
wird ihm erlassen. „Die Große
Koalition führt mit der Reform
der Erbschaft- und Schenkung-
steuer durch die Hintertür eine
Vermögensteuer für Unterneh-
menserben ein“, betont Rödl.

Positiv ist festzuhalten, dass
bei der zähen Kompromisssu-

che zwischen den Regierungs-
parteien im Detail noch Rege-
lungen im Gesetzentwurf von
Bundesfinanzminister Schäuble
entschärft wurden, die zu einer
noch stärkeren Belastung ge-
führt hätten. Das gilt beispiels-
weise für die Regelungen zur
Begrenzung der Überbewer-
tung von Unternehmen im
vereinfachten Ertragswertver-
fahren, die realitätsgerechtere
Ausgestaltung eines Bewer-
tungsabschlags für Familienun-
ternehmen mit Kapitalbindung,
die Entlastung von kleinen Un-
ternehmen mit nicht mehr als
fünf Arbeitnehmern von der
Bürokratie der Lohnsummen-
prüfung und vor allem die Ein-
beziehung von Drittlandsbetei-
ligungen in das unternehmeri-
sche Vermögen.

Übermaß an Bürokratie
in Sicht

„Das darf aber nicht darüber
hinwegtäuschen, dass die Erb-
schaftsteuerreform zu steuerli-
chen Mehrbelastungen auf brei-
ter Linie führen wird“, so Rödl.
„Auf die Unternehmen kommt
ein Übermaß an Bürokratie und
Erfüllungsaufwand zu. Das
wird zu erheblicher Unsicher-

heit über die finanzielle Bela-
stung durch die Unternehmens-
nachfolge auch in den nächsten
Jahren führen.“ 

„Es ist davon auszugehen,
dass auch das neue Gesetz dem
Bundesverfassungsgericht zur
Entscheidung vorgelegt werden
wird. Die Unternehmen erhal-
ten also wieder nur Rechtssi-
cherheit für beschränkte Zeit –
und das auf einer hoch komple-
xen Grundlage. Es ist bedauer-
lich, dass der Gesetzgeber nicht
dem Weg Österreichs gefolgt
ist, die Erbschaftsteuer abzu-
schaffen“, betont Rödl.

Rödl & Partner ist als inte-
grierte Beratungs- und Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft an
106 eigenen Standorten in 49
Ländern vertreten. IT-Beratung
sowie Wirtschaftsprüfung ist
4.200 unternehmerisch den-
kenden Partnern und Mitarbei-
tern zu verdanken. 
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Bayern Kapital:

Beteiligung an 
Seed-Finanzierungsrunde 

von TerraLoupe
Das Münchner Computer-Vision-Start-up TerraLoupe analy-
siert Luftbilddaten großer Landstriche mittels künstlicher In-
telligenz. Die Nutzung von Deep-Learning-Verfahren ermög-
licht es, nun auch kleine Objekte in großen Flächen automa-
tisch zu erkennen. Für die Seed-Finanzierung hat TerraLoupe
neben Bayern Kapital ein Konsortium von Business Angels um
Prof. Dr. Michael Mirow, Prof. Dr. Christoph von Einem und
das e2C3-Angelnetzwerk als Investoren gewonnen.

Das frische Kapital will TerraL-
oupe jetzt in die Erweiterung und
Verfeinerung der Algorithmen in-
vestieren. Diese können aus gro-
ßen Datenmengen relativ kleine
Objekte wie etwa Dachfenster
oder Straßenschilder effizient er-
kennen; solche Lösungen wa-
ren bisher am Markt nicht erhält-
lich. So hilft TerraLoupe etwa 
(Rück-)Versicherungen, ihre Risi-
ken in der Gebäudeversicherung
städte-übergreifend besser abzu-
schätzen, weil zum Beispiel
Dachfenster oder Wintergärten
großflächig an und um Häuser au-
tomatisch erkannt werden. Auto-
mobilhersteller kommen schneller
und günstiger zu hochgenauen
Straßenkarten für Fahrerassistenz-
systeme und autonomes Fahren.
Solche Karten enthalten zum Bei-
spiel auch Objektinformationen
zur Verkehrsinfrastruktur. Solar-
energieversorger können geeigne-
te Dachflächen für die Installation
einer Solaranlage identifizieren.

„Prinzipiell wollen wir mit un-
serer Plattform die Digitalisie-

rung der Außenwelt vorantreiben
und perspektivisch die erkannten
Objekte georeferenziert mit wei-
teren Informationen zusammen-
führen. Viele Kunden sind über-
rascht, was heute schon möglich
ist. Und wir können ihnen jetzt
Informationen vermitteln, die ihr
Geschäft fördern“, erklärt Terra
Loupe-Geschäftsführerin und
Gründerin Manuela Rasthofer.

„Der Geodaten-Markt vollzieht
derzeit einen Wandel: Nach der
Sammlung und Aufbereitung von
Geodaten wird nun die automati-
sierte und flächendeckende Ana-
lyse dieser riesigen Datenmen-
gen das nächste große Wachstum
in der Branche vorantreiben. Un-
ternehmen wie TerraLoupe, die
hierbei einen klaren technologi-
schen Mehrwert bieten können,
werden in Zukunft eine Vorrei-
terrolle einnehmen. Wir freuen
uns daher, dass wir TerraLoupe
mit unserer Finanzierung beglei-
ten können“, erläutert Roman
Huber, Geschäftsführer von
Bayern Kapital. ❒

MünchenerHyp: 

Nachhaltigkeitsrating
verbessert

Die Münchener Hypothekenbank eG zählt laut dem aktuel-
len Nachhaltigkeitsrating von oekom research zu den drei am
besten bewerteten Banken in der Kategorie „Financials/Mort-
gage & Public Sector Finance“. Dabei hob die Agentur das Ra-
ting der MünchenerHyp von C auf C+ an. Im Einzelnen be-
wertete oekom research das ökologische Engagement der
Bank mit B- und das soziale Engagement mit C+. Zugleich be-
stätigte sie deren „Prime Status“. 

Als Gründe für die verbesserte Bewertung nannte oekom re-
search unter anderem die Qualität des Darlehensportfolios un-
ter sozialen und ökologischen Aspekten, den verantwortungs-
bewussten Umgang mit den Kunden sowie das im vergange-
nen Jahr neu eingeführte Nachhaltigkeitsdarlehen. „Wir freuen
uns, dass unsere Maßnahmen, Nachhaltigkeit tief im Kernge-
schäft der MünchenerHyp zu verankern, eine Bestätigung in
dem aktuellen Rating von oekom research erfahren. Das gibt
uns noch mehr Antrieb, diesen Weg weiter zu verfolgen“, sag-
te Dr. Louis Hagen, Vorsitzender des Vorstands der Münche-
nerHyp.

oekom research zählt international zu den führenden Agen-
turen für Nachhaltigkeitsratings. In der Kategorie „Financi-
als/Mortgage & Public Sector Finance“ werden 59 Banken aus
der ganzen Welt bewertet. Die beste Einstufung in dieser Ka-
tegorie ist C+, sie wird von etwas über 10 Prozent der Institu-
te erreicht. ❒

Treibende Kraft für eine
nachhaltige Zukunft

GdW und DGRV zum 
Internationalen Tag der Genossenschaften

„Genossenschaften: Die treibende Kraft für eine nachhaltige
Zukunft!“ – unter diesem Motto wurde weltweit der Interna-
tionale Tag der Genossenschaften gefeiert. Der Ehrentag stand
damit ganz im Zeichen der „2030-Agenda für nachhaltige Ent-
wicklung“ der Vereinten Nationen.

„Die Bekämpfung von Flucht-
ursachen ist eine wichtige Aufga-
be der Weltgemeinschaft. Genos-
senschaften leisten einen wichti-
gen Beitrag, die Armut in den be-
nachteiligten Ländern der Erde zu
bekämpfen“, sagt Dr. Eckhard
Ott, Vorstandsvorsitzender des
DGRV.

„Genossenschaften richten ihr
Handeln an ökonomischen, öko-
logischen und sozialen Prinzipien
aus, agieren dadurch nachhaltig
und übernehmen große Verant-
wortung für Umwelt und Gesell-
schaft“, betont Axel Gedaschko,
Präsident des Spitzenverbandes
der Wohnungswirtschaft GdW. 

Die 2030-Agenda der Vereinten
Nationen sieht für die weltweite
Entwicklungszusammenarbeit 
17 nachhaltige Entwicklungsziele
(Sustainable Development Goals)
vor. Armut, Hunger, Ungleichhei-
ten, mangelnde Bildung und die
Benachteiligung von Frauen und
Jugendlichen sollen durch nach-
haltiges Wirtschaften und einen
nachhaltigen Umgang mit den
natürlichen Ressourcen überwun-
den werden. Die Menschheit kann
diese ehrgeizigen Ziele aber nur
gemeinsam in einer globalen Part-
nerschaft erreichen.

„Die UN-Nachhaltigkeitsziele
prägen auch die genossenschaftli-
che Entwicklungsarbeit des
DGRV. Seit mehr als 40 Jahren
arbeiten wir in partnerschaftlicher
Kooperation mit den benachtei-

ligten Regionen der Welt am Auf-
bau genossenschaftlicher Unter-
nehmen und Verbundstrukturen.
Genossenschaften fördern eine
breite wirtschaftliche und soziale
Entwicklung“, ergänzt Ott.

„Wichtig ist zudem der Grund-
satz, dass die Lösungen nicht von
außen kommen, sondern in den
jeweiligen Ländern entwickelt
werden. Dies ist entscheidend für
eine nachhaltige internationale
Kooperation“, resümiert Ge-
daschko. Nach diesem Prinzip
leistet die Wohnungswirtschaft
bereits seit 1969 mit einer eige-
nen Organisation (DESWOS) vor
Ort Hilfe zur Selbsthilfe beim
Bau von Wohnraum.

Nach Angaben des Interna-
tionalen Genossenschaftsbundes
ICA sind weltweit 2,6 Millionen
Genossenschaften mit einer Mil-
liarde Mitgliedern in den ver-
schiedensten wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Bereichen
tätig. Sie bieten etwa 250 Millio-
nen Menschen einen Arbeitsplatz.
Auch in Deutschland fördern et-
wa 8.000 Genossenschaften ihre
21 Millionen Mitglieder.

Der Internationale Tag der Ge-
nossenschaften wird seit 1923 je-
weils am ersten Samstag im Juli
gefeiert. Die UNO und ICA wei-
sen mit diesem Ehrentag auf die
besondere Bedeutung der Ge-
nossenschaften für die wirt-
schaftliche und soziale Ent-
wicklung hin. ❒

GVB-Vorstand Jürgen Gros:

Pläne für Kontenabfragen 
gehen zu weit

Die bayerischen Volksbanken
und Raiffeisenbanken lehnen
den gemeinsamen Vorstoß von
Bund und Ländern ab, dem Fis-
kus unbegrenzt und ohne 
Anfangsverdacht Einblicke in
Bankkonten von Kunden zu ge-
währen. Im Kampf gegen Steu-
erbetrug ist unter anderem vor-
gesehen, den Paragrafen 30a
Abgabenordnung („Schutz von

Bankkunden“) abzuschaffen.
Damit wäre es den Finanzäm-
tern möglich, massenhaft Kon-
todaten von Privat- und Firmen-
kunden bei Kreditinstituten ab-
zufragen. Die Pläne sind bei der
Jahrestagung der Länderfinanz-
minister beschlossen worden.

„Die Politik geht eindeutig zu
weit“, kommentierte Jürgen Gros,
Vorstand beim Genossenschafts-
verband Bayern (GVB), das Vor-
haben. Zwar sei es richtig, mit
harten Bandagen gegen Steuer-
kriminalität zu kämpfen. Die
Mehrheit der Bürger dürfe jedoch
nicht unter Generalverdacht ge-
stellt werden. 

Darüber hinaus zeugt es nach
Ansicht des GVB von einem
falschen Staatsverständnis, Ban-
ken zu „Erfüllungsgehilfen der
Finanzbehörden“ zu machen.
„Selbstverständlich unterstützen
die bayerischen Genossenschafts-
banken die Behörden bei begrün-
deten Verdachtsmomenten im
Rahmen der geltenden gesetzli-
chen Vorschriften. Aber die Insti-
tute lehnen es ab, ohne begründe-
ten Verdacht massenhaft Kunden-
daten nach Gutdünken der Fi-
nanzbeamten zu liefern. Damit
wird das Bankgeheimnis endgül-
tig abgeschafft“, so Gros. ❒

Neue Publikation:

Branchenleitfaden 
Abfallwirtschaft 

Ein neuer Leitfaden speziell für kommunale Unternehmen der
Abfallwirtschaft wurde auf der IFAT 2016 von der Nachhaltig-
keitsinitiative der Abfallwirtschaft, einem Zusammenschluss der
13 größten kommunalen Entsorger Deutschlands und der Stadt
Wien, vorgestellt. Unternehmen der Abfallwirtschaft und Stadt-
reinigung können somit ihr Engagement im Bereich Nachhaltig-
keit besser sichtbar machen.

Die Publikation, herausgegeben
vom Verband kommunaler Unter-
nehmen e.V. (VKU), soll insbe-
sondere kleineren Unternehmen
der Branche den Einstieg ins The-
ma erleichtern. Grundlage ist der
Deutsche Nachhaltigkeitskodex
(DNK), der in 20 Kriterien fest-
legt, mit welchen Angaben und
Kennzahlen Unternehmen über
ihr Nachhaltigkeitsmanagement
berichten sollten. 

Die Nachhaltigkeitsinitiative
der Abfallwirtschaft und Stadtrei-
nigungen wurde 2014 von den 13
führenden Abfallentsorgern und
Stadtreinigern Deutschlands und
der Stadt Wien ins Leben gerufen
und wird vom VKU und dem Be-
ratungsunternehmen :response
unterstützt. 

Wie dem Leitfaden zu entneh-
men ist, hat der Abfallwirtschafts-
betrieb München (AWM) als Mit-
glied der Nachhaltigkeitsinitiative
die drei Säulen der Nachhaltigkeit
– Ökologie, Ökonomie und So-
ziales – seit 2008 fest in den Un-
ternehmenszielen verankert. Im
Rahmen der Strategiearbeit hat
der AWM Managementansätze zu
den Themenbereichen Ökonomie,
Ökologie und Soziales abgeleitet.
Diese enthalten jeweils Leitbild,
Leitsätze und Ziele. 

Daneben wurden Kernindikato-
ren (KPIs) definiert, anhand derer
die Nachhaltigkeitsaktivitäten des
AWM im Rahmen des strate-
gischen Controllings gemessen
werden. Zusätzlich wurden Maß-
nahmen definiert, die der Zieler-
reichung dienen. Im Rahmen des
Nachhaltigkeitsmanagements und
der Weiterentwicklung der Unter-
nehmensstrategie werden die we-
sentlichen Themen regelmäßig in-
tern und – im Rahmen von Stake-
holderdialogen – extern überprüft.
Gegebenenfalls werden Ziele,
Maßnahmen und Kernindikatoren
angepasst.

Da Abfallvermeidung eine Ge-
setzesvorgabe ist und am effek-
tivsten zum Ressourcenschutz
beiträgt, arbeitet der AWM seit
über 25 Jahren nach einem ökolo-
gischen Abfallwirtschaftskonzept,
das Abfallvermeidung an die erste
Stelle stellt. Dazu betreibt er ef-
fektive Öffentlichkeitsarbeit zur
Müllvermeidung und hält zahlrei-

che Angebote vor. In einem be-
triebseigenen Gebrauchtwaren-
kaufhaus werden gut erhaltene
Gegenstände zu geringen Preisen
weiterverkauft. 

Das umfangreiche Online-An-
gebot zur Abfallvermeidung um-
fasst einen Secondhandführer, ein
Verschenkportal, ein Leihlexikon,
ein Flohmarktportal und einen
Reparaturführer. Hier können sich
Anbieter kostenfrei eintragen und
Interessierte Adressen einfach fin-
den. Auch auf lokal-politischer
Ebene setzt sich der AWM erfolg-
reich für die Abfallvermeidung
ein. In den 1990er Jahren erwirkte
er im Stadtrat, dass auf Veranstal-
tungen auf öffentlichem Grund
Essen und Getränke ausschließ-
lich in Mehrwegprodukten ausge-
geben werden dürfen. Dadurch
wurde auf dem Münchner Okto-
berfest die Restmüllmenge um 90
Prozent gesenkt.

Um das innerbetriebliche Res-
sourcenmanagement zu optimie-
ren, führt der AWM derzeit ein
Energiemanagement nach ISO
50001 ein und beteiligt sich an
Ökoprofit, einem Kooperations-
projekt zwischen Kommune, Be-
trieben und der IHK mit dem Ziel,
den betrieblichen Umwelt- und
Klimaschutz zu verbessern. Im
Laufe des Jahres 2016 werden
Einsparpotenziale aufgezeigt und
Verbesserungsmaßnahmen defi-
niert und umgesetzt werden.

Der Würzburger Eigenbetrieb
„Die Stadtreiniger“ wiederum
stellt laut Publikation den derzeit
rund 250 Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern der Abteilungen
Straßenreinigung, Abfalldienste
und Fuhrpark die Kleidung für
den täglichen Arbeitseinsatz zur
Verfügung. 

2012 entstand die Idee, sukzes-
sive von „konventioneller“ auf
fair gehandelte und fair produzier-
te Arbeitskleidung umzusteigen.
Mit der Unterstützung der lokalen
Agenda 21 und des Würzburger
Weltladens haben die Mitarbeiter
des Beschaffungswesens zunächst
die Vielzahl der am Markt vor-
handenen Labels auf ihre Aussa-
gekraft und Glaubwürdigkeit ge-
prüft. Nach der Entscheidung für
die Labels Fair Trade und Fair
Wear wurden entsprechende An-

gebote unter Wirtschaftlichkeits-
aspekten beurteilt und erste Test-
modelle ausgewählt. 

Nach einer mehrmonatigen
Probephase, in der die Beschäftig-
ten die Kleidung im Arbeitsalltag
testen konnten, wurden zunächst
T-Shirts, dann Latz- und Bundho-
sen, Arbeits- und zuletzt Softshell-
jacken mit dem Fair-Trade- oder
dem Fair-Wear-Label gekauft. 

Mit dem Projekt wollen „Die
Stadtreiniger“ einen Beitrag ge-
gen Kinderarbeit und soziale 
Missstände leisten. Das Unterneh-
men will so an einem Prozess zur
Verbesserung der globalen Ar-
beitsbedingungen aktiv mitwir-
ken. Ebenfalls erhoffen sich „Die
Stadtreiniger“ einen Multiplikati-
onseffekt, da die Maßnahme auch
für andere kommunale Unterneh-
men gut geeignet sei. DK

Studie von Öko-Institut und Grünem Punkt:

Duales System entlastet
Umwelt und Klima 

Schon heute leistet das duale System einen erheblichen Beitrag
zum Klima- und Umweltschutz. Bei entsprechenden Rahmenbe-
dingungen könnte es allerdings noch viel mehr leisten, lautet das
Ergebnis einer umfassenden Studie zu ökologischen Leistungen
und Potenzialen des dualen Systems, die das Öko-Institut und der
Grüne Punkt in Berlin präsentierten.

Laut Untersuchung entlastet
das duale System die Atmosphäre
Jahr für Jahr um 3,1 Millionen
Tonnen CO2-Äquivalente. Da-
von gehen allein 1,9 Millionen
Tonnen auf die Verwertung der
Leichtverpackungen aus Kunst-
stoffen, Metallen und Verbunden
(Gelbe Tonne, Gelber Sack)
zurück. 

Durch das Recycling von
Leichtverpackungen wird die
Umwelt in vielerlei Hinsicht ent-
lastet. Die Versauerung der Bö-
den sinkt ebenso signifikant wie
die Belastung durch Phosphatä-
quivalente, die sogenannte terre-
strische Eutrophierung. Darüber
hinaus werden fossile energeti-
sche Ressourcen, beispielsweise
Kohle und Öl, durch das duale
System geschont.

Das Recycling von Leichtver-
packungen trägt im Vergleich zur
Verwertung anderer Abfallfrak-
tionen überdurchschnittlich stark
zum Klimaschutz bei, pro Tonne
beispielsweise 19 Mal mehr als
die Entsorgung des Restmülls,
der zu großen Teilen in Müllver-
brennungsanlagen beseitigt wird.
Mehr als die Hälfte des Klima-
schutzbeitrags aus der Verwer-
tung von Abfällen ist dem dualen
System zuzuordnen.

Wie die Untersuchung weiter
gezeigt hat, ist Recycling unter
Umweltgesichtspunkten den Ver-
fahren der energetischen Verwer-
tung überlegen. Dies gilt insbe-
sondere in der Gesamtschau aller
Umweltkriterien und dann, wenn
man neben den klassischen Wir-

kungskategorien der Ökobilanz
auch Aspekte wie den Ressour-
censchutz und die Umweltbela-
stung durch die Rohstoffgewin-
nung berücksichtigt.

Durch die Ausweitung der Er-
fassungsmenge, optimierte Ge-
trennthaltungskonzepte und eine
flächendeckende Sortierung auf
dem Stand der heutigen Technik
könnte das duale System einen
noch größeren Beitrag zum Um-
weltschutz leisten. Dieser könn-
te sich bei optimaler Entwick-
lung und unter Einbeziehung der
Gutschriften für Glas sowie Pa-
pier, Pappe und Karton auf über
4,7 Millionen Tonnen CO2-
Äquivalente pro Jahr summie-
ren. Der Ausbau des dualen Sy-
stems würde auch zu einer kla-
ren Verringerung der Versaue-
rung, der Eutrophierung und des
Verbrauchs fossiler energetischer
Ressourcen führen.

Alle heute absehbaren Trends
lassen die Überlegenheit des
Recyclings gegenüber der ener-
getischen Verwertung zukünftig
noch weiter ansteigen. 

Laut Studie stellen höhere Quo-
ten für das Kunststoffrecycling,
eine Erleichterung der Sortierung
in den Haushalten (beispielsweise
durch die Einführung der Wert-
stofftonne), Anreize für die Ver-
wendung besser recycelbarer Ver-
packungsmaterialien (Design for
Recycling) sowie Sicherheit im
Hinblick auf die notwendigen In-
vestitionen in Innovationen und
technischen Fortschritt wirkungs-
volle Stellschrauben dar. DK

Kreditgenossenschaften gewinnen
eine Viertelmillion Mitglieder

Die bayerischen Volksbanken und Raiffeisenbanken haben in
den vergangenen fünf Jahren mehr als eine Viertelmillion neue
Mitglieder gewonnen. Dies teilte der Genossenschaftsverband
Bayern (GVB) anlässlich des Internationalen Genossenschaftstags
mit. Insgesamt waren zum Ende 2015 2,667 Millionen Bürgerin-
nen und Bürger an einer Volksbank Raiffeisenbank im Freistaat
beteiligt. Das ist rechnerisch jeder fünfte Einwohner in Bayern.
Zum Jahresende 2010 waren es 2,416 Millionen.

„Der Mitgliederzuwachs bei den bayerischen Volksbanken und
Raiffeisenbanken ist ein Vertrauensbeweis für das Geschäftsmo-
dell der genossenschaftlichen Institute“, kommentiert GVB-Vor-
stand Jürgen Gros die positive Entwicklung. Der kontinuierliche
Anstieg in den vergangenen Jahren zeige, dass die bayerischen
Bürger von der soliden und regionalen Ausrichtung der Kreditin-
stitute überzeugt sind. Das gilt für den gesamten Freistaat: In allen
bayerischen Regierungsbezirken hat die Zahl der Anteilseigner seit
Ende 2010 zugenommen. ❒
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8. Bayerische Immissionsschutztage: 

Neuerungen in der
Umweltgesetzgebung 

KUMAS-Fachkongress in Augsburg

Rund 200 Teilnehmer verzeichneten die diesjährigen Bayeri-
schen Immissionsschutztage in Augsburg, veranstaltet vom För-
derverein KUMAS – Kompetenzzentrum Umwelt e. V.  in Ko-
operation mit Andrea Versteyl Rechtsanwälte, dem Bayerischen
Landesamt für Umwelt (LfU) und der Müller-BBM GmbH.

Die seit 2009 etablierte Veran-
staltungsreihe richtet sich an Un-
ternehmen, Kommunen, Behör-
den, Planungs- und Gutachter-
büros sowie Fachanwälte für Ver-
waltungsrecht. Sie dient dem
Austausch über neueste gesetzli-
che und technische Entwicklun-
gen sowie der Diskussion aktuel-
ler Probleme des Vollzugs im Im-
missionsschutzrecht.

Planungsvorhaben der Indu-
strie, aber auch der Kommunen,
werden durch die unmittelbare
Nachbarschaft und allgemein
durch die Bevölkerung zuneh-
mend kritisch begleitet. „Eine
Herausforderung für Antragstel-
ler und Behörden besteht darin,
Einflüsse auf die Umwelt im Dia-
log verständlich darzustellen“, er-

läuterte KUMAS-Geschäftsfüh-
rer Thomas Nieborowsky. Die
Bayerischen Immissionsschutzta-
ge vermittelten das nötige Fach-
wissen, um kontroverse Diskus-
sionen zwischen den Beteiligten
zu versachlichen und die Dialog-
bereitschaft zu fördern.

Wichtige Neuerungen in der
Umweltgesetzgebung standen in
diesem Jahr auf der Tagesord-
nung. In Überblicksvorträgen be-
richtete das Bundesumweltmini-
sterium über den Stand der Arbei-
ten zur Novellierung des Geset-
zes zur Umweltverträglichkeits-
prüfung und des Umweltrechts-
behelfsgesetzes. Ein weiterer
Schwerpunkt war die Podiums-
diskussion zwischen Experten,
die die Möglichkeiten und Gren-

zen der neutralen Vermittlung
zwischen Anlagenbetreibern, Be-
hörden und der Nachbarschaft am
Beispiel einer Gießerei zum Ge-
genstand hatte.

Emissionsminderung

Insbesondere Emissionen aus
dem innerstädtischen Verkehr
führen gerade in den Sommermo-
naten zu hohen Belastungen der
Bevölkerung. Welche Maßnah-
men Städte zur Verringerung der
Belastung ergreifen können und
welche technischen Konzepte 
z. B. die Fahrzeugindustrie ent-
wickelt, um einen wirksamen Bei-
trag zur Emissionsminderung zu
leisten, darüber gab für die Fahr-
zeugindustrie Dr. Udo Hartmann,
Konzernbeauftragter Umwelt-
schutz der Daimler AG, Auskunft. 

Mit der Fortschreibung der TA
Luft befasste sich Hans-Peter
Ewens, Bundesministerium für

Umwelt, Naturschutz, Bau und
Reaktorsicherheit, Bonn. Die
Technische Anleitung zur Rein-
haltung der Luft ist das zentrale
Regelwerk zur Verringerung von
Emissionen und Immissionen
von Luftschadstoffen aus geneh-
migungsbedürftigen Anlagen. Sie
legt den Stand der Technik für
über 50.000 Anlagen in Deutsch-
land fest. Die TA Luft entfaltet 
als sog. normenkonkretisierende
Verwaltungsvorschrift eine un-
mittelbare Außenwirkung; damit
ist sie für Anlagenbetreiber und
die betroffene Öffentlichkeit von
erheblicher Relevanz. 

Die TALuft 2002 entspricht laut
Ewens in Teilen nicht mehr dem
Stand der Technik, weil dieser sich
weiter entwickelt hat. Hohe Um-
weltstandards sind Grundlage für
das heute bereits vorhandene um-
fangreiche Know-how in der 
Umweltschutztechnik in Deutsch-
land, deren Weiterentwicklung
auch zukünftig Vorteile für die hei-
mische Industrie sichern wird. Um
weiterhin dem Anspruch eines
fortschrittlichen, vollzugsverein-
heitlichenden und entbürokratisie-
renden Regelwerkes gerecht zu
werden, ist eine Anpassung und
Fortschreibung geboten.

TALuft

Vorgesehen ist, die Überarbei-
tung der TA Luft in dieser Legis-
laturperiode abzuschließen. Seit
Juni 2015 finden Gespräche mit
den Ressorts, Länder, Industrie-
und Umweltverbänden auf Basis
von Arbeitspapieren statt. Auf die-
ser Grundlage soll in Kürze der
Referentenentwurf erstellt und zur
Anhörung versandt werden.

Die Auswirkungen der  Novel-
lierung der TA Luft auf den Anla-
genbetrieb und die Genehmi-
gungspraxis aus Sicht eines Gut-
achters erläuterte Norbert Su-
ritsch, Müller-BBM GmbH, Pla-
negg. Die geplante neue TA Luft

wird seiner Auffassung nach so-
wohl den künftigen Betrieb ge-
nehmigungspflichtiger Anlagen
als auch die Genehmigungspraxis
massiv beeinflussen. Neben aus
umweltpolitischer Sicht begrü-
ßenswerten Änderungen enthalte
der bisherige Entwurf aber auch
etliche Regelungen, die in der
Fachwelt kontrovers diskutiert
wurden. Dem in Kürze angekün-
digten Referentenentwurf könne
daher mit Spannung entgegenge-
sehen werden.

Lärmsanierung

Besondere Fragestellungen der
Lärmsanierung an industriellen
Altstandorten mit Herausforde-
rungen für Betreiber, Behörden
und Gutachter rundeten die Ver-
anstaltung sowohl aus rechtlicher
als auch technischer Sicht ab. Wie
Rechtsanwältin Prof. Dr. Andrea
Versteyl deutlich machte, beste-
hen gegen die Überplanung be-
stehender Gewerbe- oder Indu-
striegebiete mittels einer Emis-
sionskontingentierung nach der
DIN 45691 keine grundsätzlichen
bauplanungsrechtlichen Beden-
ken. Bestandsschutzerwägungen
und das Interesse der Grund-
stückseigentümer am unverän-
derten Fortbestand der Verhältnis-
se im Plangebiet engten aber den
Abwägungsspielraum der pla-
nenden Gemeinde ein. Dies gelte
sowohl für die Festlegung der
Gesamt-Immissionswerte als
auch bei der Verteilung der Emis-
sionskontingente auf die relevan-
ten Teilflächen im Plangebiet. 

Die Möglichkeit einer Summa-
tion oder die Festsetzung von Zu-
schlägen seien regelmäßig seitens
der Gemeinde zumindest zu erwä-
gen. Stets sei zu prüfen, ob und in
welcher Form eine Irrelevanz-
klausel vorgesehen wird, um die
Bestandsschutzinteressen der Ge-
werbetreibenden angemessen zu
berücksichtigen.

Godehard Mayer, InfraServ
GmbH & Co. Gendorf KG, Burg-
kirchen zufolge sind die Möglich-
keiten, auf die Lärmsituation ein-
zuwirken, vielfältig. Von der In-
stallation lärmarmer Ventilatoren
insbesondere auch bei Verdun-
stungskühlanlagen, den Einsatz
von Schalldämpfern bei Emissi-
onsstellen, den Einsatz von Regel-
klappen anstelle von Ventilen bei
Rohrleitungen mit hohem Quer-
schnitt und Durchsatz bis hin zum
Einsatz von Frequenzumrichtern
sei das ganze Spektrum möglicher
Schallminderungsmaßnahmen an-
gewandt worden. Die seit 30 Jah-
ren geübte Praxis, mithilfe einer
Schallschutzvereinbarung die
Schallemissionen zu reduzieren
bzw. die Entwicklungsfähigkeit
des Industrieparks Werk Gendorf
zu erhalten, sei ein Erfolgsmodell
und habe sich bewährt.

Wie Mirco Ebersold, Müller-
BBM GmbH, hervorhob, ist es
auch an Industriestandorten, die
sich nicht in einem konkreten
Lärmkonflikt befinden, sinnvoll
und hilfreich, den schalltech-
nischen Zustand der Anlagen und
Schallschutzmaßnahmen im Werk
genau zu kennen. Hierzu habe
sich das Instrument eines schall-
technischen Werkslärmkatasters
an vielen Standorten bewährt. Da-
mit sei relativ schnell z. B. der
Aufwand und die Umsetzbarkeit
von Anlageneuplanungen im
Werk abzuschätzen. 

Gerade für Neuplanungen in
Werken, die bereits ihre zulässi-
gen Immissionsrichtwertanteile
ausschöpfen, mache es Sinn, über
ein Werkslärmkataster zu prüfen,
ob vielleicht an anderer Stelle im
Bestand die Umsetzung von
Lärmminderungsmaßnahmen
technisch und wirtschaftlich sinn-
voller ist. Damit könne mehr Fle-
xibilität für die Realisierung der
Neuanlage erhalten werden. Zu-
dem könne mit einem Werkslärm-
kataster der kontinuierliche Ver-
besserungsprozess des schalltech-
nischen Anlagenzustandes fortge-
schrieben und regelmäßig doku-
mentiert werden.

Begleitet wurde der zweitägige
Kongress von einer Fachausstel-
lung, in der sich branchenspezifi-
sche Unternehmen und Dienstlei-
ster den Besuchern präsentierten.
Der Vizepräsident des LfU, Dr.
Richard Fackler, hatte vor Immis-
sionsschutz-Experten aus ganz
Deutschland die Fachveranstal-
tung eröffnet. DK

GAB-Altlastensymposium 2016 und altlastenforum BW:

Rechtliche Grundlagen,
innovative Verfahren

Wie bereits 2011 äußerst erfolgreich praktiziert, fand auch
heuer ein gemeinsam von der GAB und dem altlastenforum
Baden-Württemberg veranstaltetes Altlastensymposium statt.
Neu-Ulm war der Standort für eines der größten und wichtig-
sten Foren zum Thema Altlasten im süddeutschen Raum.

An zwei Tagen wurden aktuel-
le Entwicklungen zu rechtlichen
und fachlichen Grundlagen der
Altlastenbearbeitung präsentiert,
innovative Erkundungs- und Sa-
nierungsverfahren erläutert und
Beispiele von erfolgreichem
Flächenrecycling vorgestellt. Ei-
nen weiteren Themenschwer-
punkt bildete die Altlastensanie-
rung in der Praxis. Abgerundet
wurde das Programm durch eine
Fachexkursion zum Bahnprojekt
Stuttgart-Ulm mit der Besichti-
gung von Baustellen und dem
Besucherzentrum. 

Nach der Begrüßung von
Michael Kremer, GAB, Mün-
chen, Manfred Flittner, Vorsitzen-
der altlastenforum Baden-Würt-
temberg e.V. und Neu-Ulms
Oberbürgermeister Gerold Noe-
renberg führten der Aufsichtsrats-
vorsitzende der GAB, Dr. Christi-
an Barth (Bayerisches Staatsmi-
nisterium für Umwelt und Ver-
braucherschutz) und Helmfried
Meinel (Ministerium für Umwelt,
Klima und Energiewirtschaft, 
Baden-Württemberg) mit ihren
Eröffnungsansprachen in die Ta-
gungsthematik ein.

„Anwendungsgrundsätze zur
Gefahrenbeurteilung und Gefah-
renabwehr bei Altlasten“ lautete
das Vortragsthema von Dr. Ger-
not Huber, Bayerisches Landes-
amt für Umwelt, Hof. Nach sei-
nen Ausführungen wurden durch
eine gemeinsame Arbeitsgrup-
pe mit Vertretern der Bund/Län-
der-Arbeitsgemeinschaft Wasser
(LAWA), LABO und LAGA
„Grundsätze für die Anwendung
der Geringfügigkeitsschwellen-
werte“ erarbeitet. 

Eine maßgebliche weiterge-
hende Grundlage für unterschied-
liche Anwendungsbereiche der
GFS im Wasser-, Boden- und Ab-
fallrecht sowohl in der Vor- wie
Nachsorge wurde hierdurch ge-
schaffen und so zur Harmonisie-
rung der Rechtsbereiche beige-
tragen. Die abschließende Ab-
stimmung des Berichtes auf
Bund-/Länderebene sowie der
mögliche Eingang in künftige
Vollzugshilfen und Rechtset-
zungsverfahren bleiben Huber
zufolge abzuwarten.

Über die „Alte Weberei Tübin-
gen – von der Industriebrache
zum gemischten Quartier“ infor-
mierte Cord Soehlke, Baubür-
germeister der Universitätsstadt
Tübingen. Das Quartier Alte
Weberei entstand auf dem ehe-
maligen Firmengelände der
Frottierweberei Egeria im Stadt-
teil Lustnau. Die Flächen wur-
den 2008/2009 von der städti-
schen Wirtschaftsforderungsge-
sellschaft mbH Tübingen (WIT)
erworben und anschließend ent-
wickelt (ca. 7 ha).

Tübinger Modell

Im Sommer 2012 startete das
erste Bauvorhaben, im Juli 2013
zogen die ersten Bewohner ein.
Vergangenes Jahr wohnten in
dem fertig entwickelten Quartier
bereits rund 800 Menschen. 

Die Alte Weberei führt das
„Tübinger Modell der Quartiers-
entwicklung“ (z.B. Französisches
Viertel, Loretto, Mühlenviertel)
fort:
● gemischte urbane Quartiere
auf Brachflächen
● Projektentwicklung durch die
Stadt
● Vergabe der Grundstücke be-
vorzugt an Baugemeinschaften
● Auswahl der Projekte nicht
nach Höchstpreis, sondern zum
Festpreis in einem „Wettbewerb
der Konzepte und Ideen“.

Die Fabrikbrache mit den pro-
duktionsbedingten Altlasten in
Kombination mit dem quer hin-
durch führenden verfüllten Neck-
araltarm im Überschwemmungs-
gebiet von drei Flüssen galt ei-
gentlich als kaum bebaubar, wie
Soehlke darlegte. In einem inten-
siven Abstimmungsprozess haben
die Stadt/WIT und das beauftragte
Ingenieurbüro CDM mit den zu-
ständigen Stellen beim Landrats-
amt und beim Regierungspräsidi-
um ein Altlastenkonzept erarbei-
tet, das unter den gegebenen fi-
nanziellen Rahmenbedingungen
umsetzbar war. Die enge und kon-
struktive Zusammenarbeit aller
Beteiligten war entscheidend
dafür, dass die Konzepte für den
Städtebau, die Altlastenbeseiti-
gung und den Hochwasserschutz

in Einklang gebracht werden
konnten und sich somit die Fa-
brikbrache in ein neues Stadt-
quartier verwandeln konnte.

Mit der Alten Weberei ist so auf
einer – früher als nahezu unbe-
baubar eingeschätzten – Indus-
triebrache mit Altlasten- und
Hochwasserproblematik ein bun-
tes und vielfältiges Stadtquartier
mit rund 100 Arbeitsplatzen in-
nerhalb des bebauten Siedlungs-
gebietes entstanden. Die Univer-
sitätsstadt Tübingen hat mit der
„Alten Weberei“ den Flächen-
recyclingpreis Baden-Württem-
berg 2016 erhalten.

Mit einer Bilanz des Förderpro-
gramms „Alte Lasten – Neue En-
ergien“ warteten Michael Kremer
und Alexander Böhm (GAB
München) auf. Das Förderpro-
gramm unterstützte seit 01.08.
2012 kommunale und private Ak-
teure bei der Errichtung von Pho-
tovoltaikanlagen (PVA) auf Altla-
sten und Deponien im Sinne ei-
nes motivierenden Investitionsan-
reizes mit einem finanziellen Zu-
schuss. Die bei diesen vorgenutz-
ten und/oder belasteten Flächen
anfallenden Mehrkosten (z. B.
wegen erhöhter planerischer und
baulicher Anforderungen) sollten
damit weitgehend kompensiert
und so die Errichtung von PVA
auf diesen Flächen wirtschaftlich
konkurrenzfähig zum Bau von
Anlagen „auf der grünen Wiese“
gestaltet werden. 

Erfolgreiches 
Förderprogramm

„Alte Lasten – Neue Energien“
ist Ende 2014 ausgelaufen. Laut
Kremer und Böhm war es „ein
großer Erfolg“. Die Fördermittel
seien nahezu komplett ausge-
schöpft worden und brächten der
Umwelt einen doppelten Gewinn:
Erstens einen Beitrag zum Flä-
chenrecycling und zweitens eine
starke Unterstützung der Energie-
wende sowie des Klimaschutzes
in Bayern und Deutschland. 

Hervorzuheben seien außerdem
„die sehr wenigen Konflikte bei
der Abwicklung mit den Antrag-
stellern, vor allem gemessen an
der hohen Zahl der Anträge und
Maßnahmen, der effiziente Ab-
wicklungsprozess bei der GAB
sowie die hervorragende Zusam-
menarbeit mit dem Bayerischen
Umweltministerium“.

Nach einem Bericht zur Aus-
führung des Altlastensanierungs-
plans beim Schoch-Areal in Stutt-
gart –Feuerbach (Natalie Cabitza,
Tiefbauamt Stuttgart und Her-
mann J. Kichholtes, Amt für Um-
weltschutz, Stuttgart) informierte
Clarissa Kellner, Züblin Umwelt-
technik GmbH, Nürnberg, über
aktuelle Praxiserfahrungen und
konkrete Beispiele aus Bayern
und NRW in Bezug auf PFC-
Grundwassersanierungen.

PFC-Grundwasserschäden
stellen Kellner zufolge eine ernst-
hafte Gefahr für die Trinkwasser-
versorgung dar und sind vor al-
lem auf Löschmittelschäume
oder illegale Ablagerung PFC-
haltiger Abfälle zurückzuführen.
Die Aktivkohleadsorption sei der-
zeit die effizienteste Methode zur
Entfernung von PFC aus Grund-
wasser, wie eigene Projekterfah-
rungen der Züblin Umwelttech-
nik GmbH aus mehr als fünf Jah-
ren bestätigten. 

Vergleichende Untersuchungen
im Rahmen eines Pilotversuchs
hätten gezeigt, dass es große Un-
terschiede bezüglich der PFC-
Beladung verschiedener Aktiv-
kohletypen gibt. Deren Bela-
dungskapazität sei zwar ver-
gleichsweise niedrig, allerdings
sind auch die PFC-Frachten meist
sehr gering. „Daher betragen die
Standzeiten der Aktivkohlefilter
in unseren bisherigen Projekten in
der Regel mindestens zwölf Mo-
nate“, führte Kellner aus. Die spe-
zifischen Behandlungskosten für
einen mittleren Wasserdurchsatz
lägen je nach Schadstofffracht bei
etwa 0,20 bis 0,80 Euro/m3. PFC-
beladene Aktivkohle könne nach
erfolgter Reaktivierung wieder
eingesetzt und müsse nicht ent-
sorgt werden.

Aufgrund der langjährigen,
breiten Anwendung per- und po-
lyfluorierter Chemikalien und de-
ren hohen Persistenz ist laut Kell-
ner damit zu rechnen, „dass im
Rahmen systematischer Untersu-
chungen weitere, sanierungsbe-
dürftige PFC-Belastungen in
Trinkwasserschutzzonen und im

Grundwasser entdeckt werden“.
Bereits heute existierten tech-
nisch geeignete und bezahlbare
Aufbereitungsverfahren, die stän-
dig weiter entwickelt werden.
Bei komplexen Sanierungsmaß-
nahmen mit längerem Zeithori-
zont empfehle es sich, Pilotver-
suche vor Ort durchzufuhren,
um die technisch und wirtschaft-
lich optimale Lösung für den je-
weiligen PFC-Schadensfall zu
finden. DK

Wertstoffgesetz: 

Verbändepapier einzig
realistische Alternative

Die dualen Systeme Der Grüne
Punkt – Duales System Deutsch-
land, Reclay und Landbell unter-
stützen das Verbändepapier zur
Weiterentwicklung des Verpa-
ckungsrechts. Von den drei Sy-
stembetreibern wird vor allem die
Notwendigkeit gesehen, in der bis
zur Bundestagswahl 2017 verblei-
benden kurzen Zeitspanne längst
überfällige Fortschritte beim Re-
cycling zu erzielen. 

Kompromiss

Erstmals seit Beginn der Ge-
spräche über ein Wertstoffgesetz
ist es gelungen, führende Verbän-
de aus Handel, Industrie und

Recyclingwirtschaft gemeinsam
mit kommunalen Spitzenverbän-
den an einen Tisch zu bringen und
einen Kompromiss zu erarbeiten.
Diesem sollte sich jetzt nicht ver-
schlossen werden. 

Das ursprünglich geplante
Wertstoffgesetz ist politisch nicht
durchsetzbar. Deshalb gilt es,
realisierbare Alternativen zu fin-
den. Ziel muss es sein, Klarheit
für alle Beteiligten und damit In-
vestitionssicherheit zu schaffen.
Dazu gehören sowohl die Er-
höhung der Recyclingquoten als
auch die Schaffung einer schlan-
ken Zentralen Stelle. Das Ver-
bändepapier stellt eine solche Al-
ternative dar. ❒
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Tag der Franken:

Patente Franken - 
Fränkische Patente

Mit einem feierlichen Festakt in der Hofer Freiheitshalle ging
jüngst eine umfangreiche Aktionswoche zum Tag der Franken
2016 zu Ende. Rund 70 Kommunen aus Ober-, Unter- und Mit-
telfranken hatten sich während der Woche mit rund 100 Veran-
staltungen unter dem Motto „Patente Franken – Fränkische Pa-
tente“ an der Veranstaltungsreihe des Bezirks Oberfranken betei-
ligt. Franken habe sich als moderne, innovationsbereite, zu-
kunftsfähige Region in der Mitte Europas dargestellt, freute sich
Bezirkstagspräsident Dr. Günther Denzler.

Es war ein buntes Bürgerfest,
das die Stadt Hof zum Abschluss
der diesjährigen Aktionswoche
zum Tag der Franken den zahlrei-
chen Besuchern bot. Neben zahl-
reichen Aktionen auf dem fränki-
schen Markt und dem Weinfest
zog vor allem das 29. Oberfränki-
sche Volksmusikfest viele Gäste
aus nah und fern in den Norden
Oberfrankens. Aufgrund der de-
zentralen Ausrichtung und der elf
teilnehmenden Gruppen erklang
im ganzen Hofer Stadtgebiet
fränkische Volksmusik. 

Die zentrale Abschlussveran-
staltung in Hof stand am Ende ei-
ner ganzen Aktionswoche, die
unter dem Motto „Patente Fran-
ken – Fränkische Patente“ stand.
„Besonders gefallen hat mir, dass
in etlichen Orten durch kleine
Ausstellungen oder Vorträge oder
Führungen der Fokus auf örtliche
Erfinderpersönlichkeiten gerich-
tet wurde. Und es wurde ins öf-
fentliche Bewusstsein gerufen,
dass an gar nicht wenigen Orten
Weltmarktführer für bestimmte
Produkte sitzen“, bilanzierte Be-
zirkstagspräsident Dr. Günther
Denzler während des absch-
ließenden Festaktes in der Frei-
heitshalle. 

Angemessener Stolz

Neben ihm erinnerten auch der
Hofer Oberbürgermeister Dr.
Harald Fichtner und die Land-
tagspräsidentin Barbara Stamm
daran, was Franken ausmache.
Dr. Fichtner dankte als diesjähri-
ger Gastgeber allen die an der
Umsetzung des Festtages mitge-
wirkt hätten. „Nehmen wir diesen
Tag der Franken als Aufforderung
zu berechtigtem Selbstbewusst-
sein und angemessenen Stolz“,
schloss das Stadtoberhaupt sein
Grußwort mit Blick auf die viel-
beschworene fränkische Beschei-
denheit. Für Landtagspräsidentin
Barbara Stamm habe Franken ei-
ne gute Infrastruktur, die es wei-
terzuentwickeln gelte, vor allem
um jungen Menschen eine Per-
spektive in der Region zu bieten.

Bezirksheimatpfleger Prof.
Günter Dippold bezeichnete
Franken in seiner umjubelten An-
sprache als Landschaft der Den-
ker und Grübler, der Ingenieure
und Tüftler, der Entdecker und
Pioniere. Er erinnerte unter ande-
rem an die erste Verfassung des
Freistaats Bayern, die 1919 in
Bamberg verabschiedet wurde,
oder an die Mitwirkung vieler
fränkischer Männer im Aus-
schuss der verfassungsgebenden
Landesversammlung 1946. Es
seien Franken wie Alzheimer
oder Röntgen gewesen, die den
Geist und Körper durchdrungen
hätten. Aber er mahnte auch das
verkümmerte Selbstwertgefühl
der fränkischen Landsleute an.
Eine Eigenschaft, die es zu
bekämpfen gelte. „Wir brauchen
freches und freies Auftreten, in
Respekt gegenüber Anderen, im
Wissen um unsere eigenen
Schwächen, augenzwinkernd und
doch erfüllt von dem Bewusst-
sein für den eigenen Wert“, appel-
lierte Dippold unter großem Bei-
fall. Mit Blick auf die vergange-
nen Tage und die stattfindende
Fußball-Europameisterschaft fas-
ste der Bezirksheimatpfleger zu-
sammen: „Wir Franken brauchen
weniger England, aber viel mehr
Island.“

Dem Ministerpräsidenten Horst
Seehofer war es schließlich vorbe-
halten, den vom Perkussionsen-
semble der Musikschule der Ho-
fer Symphoniker und von Prof.
Peter Sadlo musikalisch umrahm-
ten Festakt mit seiner Ansprache
zu beschließen. „Heute ist ein

Festtag nicht nur für Franken, son-
dern für ganz Bayern“, begann
der Ministerpräsident seine Rede,
verbunden mit der Gratulation für
die Organisatoren. Der Tag der
Franken lebe und sei lebendig.
Bayern brauche Franken und die
fränkische Innovationskraft. „Oh-
ne Franken gäbe es kein Bayern“,
fasste Seehofer zusammen und er-
gänzte mit Blick auf Berlin: „Es
hat der Bundesrepublik noch nie
geschadet, wenn sie auf Franken
und Bayern gehört hat.“ Noch
nicht festlegen wollte sich Seeho-
fer darauf, ob er auch zu einem
vierten Mal als bayerischer Mini-

sterpräsident zum Tag der Fran-
ken nach Oberfranken komme.
Dieser würde dann im Jahr 2019
stattfinden. 

Den krönenden Abschluss des
Tags der Franken bildete der
Staatsempfang des Bayerischen
Ministerpräsidenten und seiner
Frau Karin Seehofer im Foyer der
Freiheitshalle.

Fränkischer Reichskreis

Der „Tag der Franken“ soll an
die Gründung des Fränkischen
Reichskreises am 2. Juli 1500 er-
innern. Auf Beschluss des
Bayerischen Landtags findet er
seit dem Jahr 2006 jährlich im
Wechsel zwischen den drei frän-
kischen Regierungsbezirken statt.
Der Bezirk Oberfranken veran-
staltet seit 2013 den Tag der Fran-
ken in Form einer dezentralen ge-
samtfränkischen Aktionswoche,
zu der alle fränkischen Kommu-
nen eingeladen sind. ❒

Millionenüberschuss
in Lohr

Kliniken und Heime des Bezirks Unterfranken 
überraschen mit Plusergebnis

Lohr. Einen Überschuss von fast einer Million Euro konnte das
Bezirkskrankenhaus Lohr im vergangenen Jahr erwirtschaften.
Auch die beiden Lohrer Heime waren ökonomisch erfolgreich. Sie
schlossen mit einem Plus von mehr als 150.000 Euro ab. Beide Er-
gebnisse übertrafen die Planungen bei weitem, hieß es im unter-
fränkischen Bezirksausschuss, wo die Jahresrechnungen aller be-
zirkseigener Kliniken und Heime vorgestellt wurden.

Keinen Hehl macht der Bezirk
daraus, dass das positive Ergebnis
des BKH in einem ökonomisch
schwierigen Umfeld erwirtschaf-
tet wurde. Durch die „enorme“
Patientenüberbelegung werde das
Klinikum außerdem personell,
sachlich und baulich „ständig an
die Grenzen des Zumutbaren“ ge-
bracht. Zugute komme dem Kli-
nikum der „sehr gelungen Ein-
stieg“ in das pauschalierende Ent-
geltsystem Psychiatrie und Psy-
chosomatik (PEPP).

Ertragsschwankungen

„Wir sind bei den Klinken und
Heimen dringend auf positive
Betriebsergebnisse angewiesen,
um künftig Ertragsschwankun-
gen ausgleichen können“, ergänz-
te Bezirkskämmerer Rainer Klin-
gert. Alle Überschüsse verbleiben
nach seinen Worten vollständig
im Finanzkreislauf der Kliniken
und Heime: „Sie kommen aus-
schließlich den Patienten und Be-
wohnern zugute.“

Was die beiden Lohrer Heime

für psychisch kranke Menschen
anbelangt, müsse in den kom-
menden Jahren durch das Pflege-
wohnqualitätsgesetz, das Einzel-
zimmer für die Bewohner vor-
sieht, umfassend investiert wer-
den. „400 Millionen Euro werden
in Unterfranken notwendig sein,
um die Häuser auf den neuen
Standard zu bringen“, so Bezirks-
tagspräsident Erwin Dotzel. Noch
gebe es für die Umsetzung des
Gesetzes zur Verbesserung der
stationären Einrichtungen kein
Sonderprogramm des Freistaats.

Völlig offen ist auch, wie sich
das Pflegestärkungsgesetz 3 auf
die Heime des Bezirks auswirken
wird. „Ambulante Leistungen
sollen dadurch deutlich erhöht,
stationäre Leistungen abgesenkt
werden“, erläuterte Bezirksrätin
Bärbel Imhof: „Dies könnte uns
finanziell treffen.“ Pat Christ

41. Bayerischer Nordgautag in Neumarkt:

Bewusstsein für
die Heimat fördern

Alle zwei Jahre und jeweils in einer anderen Stadt rückt die reiche
kulturelle Tradition der Oberpfalz mit dem Bayerischen Nordgau-
tag in den Mittelpunkt des Interesses. Der Name Nordgautag soll
an den Begriff des Bayerischen Nordgaus anknüpfen, der seit dem
8. Jahrhundert das altbairische Gebiet nördlich der Donau 
bezeichnete. 

Drei Tage lang fanden in Neu-
markt Konzerte und Vorträge, ei-
ne große Kunstausstellung, Le-
sungen, Volksmusik und festli-
ches Treiben, ein reichhaltiges
Programm für die Jugend sowie
Heimaterkundungen in den Schu-
len statt. Herausragende Höhe-
punkte waren der Festakt und die
Verleihung der Nordgaupreise an
Rudi Bayerl (Heimatpflege), Jür-
gen Kirner (Musik) und  Richard
Vogl (Bildende Kunst) sowie ein
Festzug durch die Neumarkter In-
nenstadt. 

„Der Nordgautag soll bewusst
machen, in welch schöner Heimat
wir leben“, hob Oberbürgermei-
ster Thomas Thumann hervor und
verwies darauf, dass Heimatver-
bundenheit nichts Verstaubtes ist,
sondern sich gut mit Weiterent-
wicklung verbinden lasse. 

Er freue sich, dass diese „Prä-
sentation Oberpfälzer Kultur und
Lebensart“ nach 1954 und 1982
nunmehr bereits zum dritten Mal
in Neumarkt abgehalten wird.
Neumarkt sei nicht nur im 15.
Jahrhundert Pfalzgrafenstadt und
damit Zentrum des Nordgaus ge-
wesen; vielmehr habe Neumarkt
für einige Jahre sogar eine poli-
tisch äußerst gewichtige Rolle auf
der Weltbühne gespielt. Mit Kö-
nig Christoph III. habe ein Neu-
markter immerhin die drei König-
reiche Dänemark, Schweden und
Norwegen regiert.

Landrat Willibald Gailler zufol-
ge ist Neumarkt ein starker wirt-
schaftlicher Raum in der Mitte
Bayerns. Mit Blick auf den Nord-
gautag erklärte er, Heimat sei dort,
wo es sich gut leben lässt und dies
sei im Landkreis Neumarkt der
Fall. 

Lobende Worte fand Regie-
rungspräsident Axel Bartelt für
den Regierungsbezirk Oberpfalz:
Er sei ein „wirtschaftlicher
Leuchtturm“. 1,1 Millionen Men-
schen, 7.000 mehr als im vergan-
genen Jahr, lebten hier. 9.000 Ge-
burten bedeuteten einen Höchst-
stand seit vielen Jahren und nicht
zuletzt sei die Arbeitslosigkeit mit
gerade einmal drei Prozent im Mai
2016 nirgendwo bundesweit so
niedrig wie in der Oberpfalz. Dar-
an habe nicht zuletzt die Region
Neumarkt ihren Anteil. Weder der
Landkreis Neumarkt noch die
Oberpfalz seien als Anhängsel der
Metropolregionen zu sehen, son-
dern als eigene Regionen mit ei-
nem eigenen Wert zu betrachten.
Dies unterstrichen die kulturellen
und historischen Leistungen.

Laut Dr. Wilhelm Weidinger,

Vorsitzender des Oberpfälzer Kul-
turbundes, der den Nordgautag
veranstaltet, stehe auf den vielen
Veranstaltungen nicht nur das Be-
wahren von übertragenen Werten
im Blickpunkt. Es gehe in den
Ausstellungen und Vorträgen
auch darum zu zeigen, dass es ak-
tuell ein vielfältiges kulturelles
Schaffen gibt. Hier werde im Fal-
le Neumarkts insbesondere der
Aspekt einer eigenständigen Ar-
chitekturlandschaft thematisiert.

Bezirkstagspräsident Franz Löff-
ler forderte dazu auf, das kultu-
relle Erleben auch bei der an-
stehenden Aufgabe „Integration“
mit einzubringen. Heimat- und 

Finanzstaatssekretär MdL Albert
Füracker wiederum meinte in Ver-
tretung von Schirmherr Minister-
präsident Horst Seehofer: „Die
Oberpfalz muss sich jeden Tag be-
wusst werden, dass sie im Wettbe-
werb der Regionen eine besondere
Rolle in Bayern hat.“ Füracker er-
innerte daran, dass Neumarkt einst
„das Armenhaus“ Deutschlands
mit der größten Kindersterblichkeit
im Deutschen Reich gewesen war. 

Mit Fleiß, Demut und Beharr-
lichkeit hätten dies „die Genera-
tionen vor uns“ geändert, so der
Staatssekretär. Heute sei Neu-
markt Teil einer Wohlstandsregi-
on. Damals wie heute sei der Zu-
sammenhalt wichtig. „Die Nord-
gautage sind die Motorisierung
des Oberpfälzer Bewusstseins.“
Dieses Selbstbewusstsein weiter-
zutragen, sei Aufgabe jedes ein-
zelnen. DK

Ärzte & Innovationen
im ländlichen Raum 

Landkreis Günzburg in Berlin auf dem Hauptstadtkongress 
Bereits zum 19. Mal traf sich die Führungsebene des deutschen
und internationalen Gesundheitswesens in Berlin zum Haupt-
stadtkongress. In diesem Jahr erstmals vertreten war dort auch
der Landkreis Günzburg. Die Gesundheitsregion PLUS im Land-
kreis Günzburg hatte einen gemeinsamen Stand mit Health Care
Bayern e.V. in Berlin. 

Schon beim Eröffnungsvortrag
trafen sich rund 8.000 hochrangi-
ge Vertreter aus dem Gesund-
heitswesen und der Politik, um
sich in diesem Jahr dem Leitthe-
ma „Innovation und Vernetzung“
zu widmen. Eindrucksvoll wurde
sowohl die Vernetzung von medi-
zinischem Wissen wie auch die
Vernetzung von Ärzten, Pflege-
personal und Kliniken sowie
auch die Vernetzung von Daten
dargestellt – und das alles unter
dem Oberbegriff der Innovation. 

Innovation sei die Triebfeder,
die die Medizin vorantreibe und
auch dafür gesorgt habe, dass sich
in den letzten 200 Jahren die Le-
benserwartung von 35 auf 79 Jah-
re mehr als verdoppelt habe, so
die Veranstalter. Waren es in den
ersten 100 Jahren vor allem die
Veränderungen der Industrie und
der Gesellschaft, die zu längerem
Leben geführt haben, so sind es
seit dem 2. Weltkrieg vor allem
die Fortschritte in der Medizin.

„Errungenschaften der industri-
ellen Revolution haben es uns er-
möglicht, dass wir überhaupt län-
ger leben können – jetzt sind die
Medizin und das Gesundheitswe-
sen immer mehr gefragt, das Le-
ben immer länger in Gesundheit
genießen zu können,“ so der stv.
Fraktionsvorsitzende der CDU-
/CSU-Bundestagsfraktion Dr. Ge-

org Nüßlein, der auf Einladung der
Gesundheitsregion auch deren
Stand besuchte. „Gesundheit muss
aber erreichbar sein. Gesundheit
findet regional statt – da, wo Men-
schen ihren Lebensmittelpunkt ha-
ben“, so Nüßlein weiter. „Als Ge-
sundheitsregion haben wir es uns
zur Aufgabe gemacht, frühzeitig
die medizinische Versorgung im

Landkreis sicherzustellen“, beton-
te der Arbeitskreisleiter der 
Gesundheitsregion, Co-Initia-
tor des Messeauftritts und Ge-
schäftsführer der hcs partners
GmbH, Torsten Strehle.

Hierfür müsse der Landkreis
Günzburg noch stärker in der
Branche bekannt gemacht wer-
den. „Wir wollen hier in Berlin
zeigen, dass wir eine äußerst at-
traktive Region sind, die viel zu
bieten hat – nicht nur als Arbeit-
geber für medizinisches Fachper-
sonal!“, erklärt die Geschäftsstel-
lenleiterin der Gesundheitsregion
PLUS Julia Zahren. Der Land-
kreis Günzburg bietet nicht nur
ein hervorragendes Arbeitsum-
feld für Ärzte und Pflegepersonal
– es gibt attraktive und hochwer-
tige Arbeitsplätze für Nicht-Me-
diziner, die Infrastruktur in allen
Bereichen ist hervorragend, das
Freizeitangebot groß und der
Landkreis bietet mit Kindertages-
stätten wie „Kids & Company“
innovative und einzigartige Mo-
delle der Kinderbetreuung an.

„Die Arbeit für Ärzte in der
Gesundheitsregion plus Günz-
burg lohnt sich! Und der Land-
kreis tut gut daran, sich selbstbe-
wusst und engagiert der medizini-
schen Welt zu zeigen. Schön, dass
ihr in Berlin seid!“ so das Fazit
von Dr. Georg Nüsslein. ❒

Treffen zum Thema Asyl 
in Fürstenfeldbruck 

Jüngst trafen sich in Fürstenfeldbruck die Koordinatoren der
Asylhelferkreise mit Vertretern der Asylsozialberatung und
Mitarbeitern des Landratsamtes.

Landrat Thomas Karmasin würdigte das überragende Engagement
der Ehrenamtlichen. Nach der Unterbringung sei nun die Integration
anerkannter Asylbewerber eine weitere zentrale Herausforderung für
die gesamte Gesellschaft. Gegenwärtig sind im Landkreis Fürsten-
feldbruck ca. 2.200 Asylbewerber dezentral untergebracht. Es sind
320 Asylbewerber anerkannt, die Zahl der Anerkennungen steigt
kontinuierlich. Die Optimierung der Unterkunftssituation rückt nun
in den Vordergrund. 

Mitarbeiter des Landratsamtes sowie Vertreter der Caritas, des
Brucker Forums und der Bürgerstiftung für den Landkreis Fürsten-
feldbruck referierten über gegenwärtige Themen und neue Projekte
wie z. B. die Einführung der 1,05 Euro-Jobs und das im Landratsamt
entwickelte Konzept „Ankommen und Verstehen“ für Asyl-
suchende in dezentralen Unterkünften zum Thema „Ressourcen-
schutz - der nachhaltige Umgang mit Energie, Wasser und Abfall“.
Die Bürgerstiftung präsentierte ihr neues Projekt „Praktikums-
börse“, zudem wurde das Deutschpaten-System näher dargestellt. ❒
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„Brexit, Nexit, Frexit, Öxit –
nie waren die professionellen
Schwarzseher so kreativ wort-
schöpfend tätig wie heute.“
Mein Chef, der Bürgermeister,
hat in den letzten Tagen sehr
sorgfältig die Analysen und
Ausblicke studiert, die im Zu-
sammenhang mit der Ent-
scheidung des britischen Refe-
rendums zum Ausscheiden aus
der EU geschrieben und ge-
sendet wurden.

Jede Art von Populisten
mahnt jetzt an, auch in ihrem
Land müsse es entsprechende
Volksabstimmungen geben. In
den Niederlanden ebenso wie in Frankreich, wo
der Front National auch aus dem Euro raus will
und wohl von der Wiedererlangung der Kolonien
träumt. In Österreich muss die Präsidentenwahl
wiederholt werden, weil dort die Stimmen in so
kakanischer Wurstigkeit ausgezählt wurden, dass
es dem Verfassungsgericht zu viel wurde. Welche
gute Gelegenheit für die Rechtspopulisten, dort
die EU-Frage massiv zu spielen.

All das haben uns englische Reclam-Politiker

eingebrockt. Der eine war zu schwach, seine
eigene Partei in der Europa-Frage hinter sich
zu bringen und hat deshalb die Verantwortung
auf das Volk abgeschoben. Die anderen haben
eitel und selbstgefällig eben diesem Volk sug-
geriert, dass es unter Königin Elisabeth II wie-
der so werden kann wie unter Elisabeth I und
ein moderner Wiedergänger von Sir Francis
Drake die Vorherrschaft Britanniens schon si-
chern wird.

Alle miteinander haben sich in die Büsche ge-
hauen und die Bürger mit einer hoch komplexen
außen-, wirtschafts- und sicherheitspolitischen
Frage allein gelassen. Wie üblich wurde simpli-
fiziert und gelogen. Britannien hat zu viele Ein-
wanderer – raus aus der EU, auch wenn die
meisten Einwanderer aus ehemaligen Kolonien
stammen und den europäischen Bürgern auch
dann Freizügigkeit zu gewähren ist, wenn man
von außen am EU-Binnenmarkt teilnehmen
will. Ein Blick nach Norwegen oder etwas Zei-
tungslektüre im Zusammenhang mit dem
Schweizer Volksbegehren zur Zuwanderungsbe-
grenzung (das auch nicht funktionieren wird)

hätten genügt. Britannien zahlt
Beiträge zur EU – lasst sie uns
ins Gesundheitssystem ste-
cken. Was, der größte Teil
fließt für Landwirtschaft, Fi-
scherei und Strukturmaßnah-
men auf die Insel zurück?
Upps, eine kleine Wahl-
kampflüge, wie am Tag nach
dem Referendum auch gleich
zugegeben wurde.

Wie sich die Bilder doch
gleichen. Bei uns sind es bei
Bürgerbegehren oder Volks-
entscheiden immer Kindergär-
ten. So und soviel Kindergär-
ten können gebaut werden,

wenn die Umgehungsstraße, der Bahnhof oder
der Transrapid nicht gebaut wird, Olympia oder
die dritte Startbahn nicht kommt. Am Ende wird
das Projekt nicht realisiert und keine Kinder-
gärten gebaut, weil politische Entscheidungen
halt nicht nach dem Muster von 1+1=2 funktio-
nieren. Da wäre doch jeder Bürgermeister, je-
der Landrat, jedes Mitglied eines Stadt-, Kreis-
oder Gemeinderats bescheuert, sich durch hun-
derte von Seiten Verwaltungsvorlagen zu
quälen, Gutachten einzuholen, Anhörungen zu
veranstalten, sich mit der Rechtsaufsicht kurz-
zuschließen oder Planunterlagen zu studie-
ren, wenn die Quintessenz einer Entscheidung
schlicht lautete: Die da oben verprassen unser
Geld und machen was sie wollen – also Nein,
abgelehnt, Austritt.

Wir in Deutschland tun gut daran, von den
Briten zu lernen: Keine Volksabstimmungen
über wichtige Fragen. Wir wählen Abgeordne-
te, die sich in Ausschüssen, Enqueten und vielen
Diskussionen ein Bild machen und zu deren Job
es gehört, auch mal Unpopuläres zu entschei-
den, wenn es vernünftig ist. Wir haben da in 
67 Jahren beste Erfahrungen gemacht – West-
bindung, Wiederbewaffnung, Wiedervereini-
gung wären allesamt bei Volksabstimmungen
durchgefallen. Aber Volksabstimmungen dienen
doch zur Befriedung? Das merkt man auf der
Insel: Massenproteste, Abspaltungsdiskussio-
nen in Nordirland und Schottland, millionen-
fach Petitionen, bittere gegenseitige Vorwürfe
zwischen den Generationen. Friede?

Mein Chef, der Bürgermeister, kann ange-
sichts der Lage nur Franz Josef Strauß zitieren:
„Dem Volk aufs Maul schauen, aber nicht nach
dem Munde reden.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Dem Volk 
nicht nach 

dem Munde reden

KPV-Bezirksvorstand Schwaben:

Breite Themenpalette
In der Gemeinde Kammeltal, mitten im Landkreis Günzburg
und damit auch im Zentrum Schwabens tagte der Bezirksvor-
stand der KPV Schwaben. Bürgermeister und Kreisrat Mat-
thias Kiermasz hatte als Stellvertreter des Bezirksvorsitzenden
Stefan Bosse das Baumhotel „Auszeit“ in der Familien- und
Kinderregion Landkreis Günzburg ausgewählt. Neben den 3
Baumhäusern „Nest“, „Wasser“ und „Wiesenhaus“ gibt es
auch noch ein Seminarhaus mit Platz für bis zu 25 Personen.
Wanderwege, ein spezieller Erlebnispfad und künftig sogar ei-
ne begehbare Biberburg erweitern das Angebot.

Kaufbeurens OB Stefan Bos-
se hatte als KPV-Bezirksvorsit-
zender den örtlichen CSU-
Landtagsabgeordneten Dr. Hans
Reichhart zum kommunalen
Dialog eingeladen.

Landrat Hubert Hafner war

mittelkontrolle. Mit der Bildung
von zwei überörtlichen Behör-
den für Nord- und Südbayern
unter Einbeziehung der beste-
henden Task Force für die
Großbetriebe bestand Einver-
ständnis. Der „normale“ Ge-

Da es auch in Schwaben Pro-
bleme beim Vollzug – aber auch
„Nichtvollzug“ des Kommuna-
len Abgabengesetzes (KAG)
gibt und dies meist „Populisten“
auf den Plan ruft, sieht der JU-
Landesvorsitzende, MdL Reich-
hart ein bewährtes System in
Rheinland-Pfalz. Die dortige
Härtefallregelung sollte über-
nommen und Eigenleistungen
der Gemeinde angerechnet
werden. 

In einem nächsten Schritt
soll an die Abrechnung von
Teilausbauten mit Privatverträ-
gen gegangen werden. OB
Bosse warnte jedoch davor:
„Es gibt noch viel zu viel nicht
endgültig hergestellte Straßen“.
Oberes Ziel bleibt jedoch,
Rechtsfrieden herzustellen.
Dafür ist jedoch eine ange-
dachte fünfjährige Übergangs-
zeit zu kurz.

Kommunales Wahlrecht

Aktuell in der Diskussion
sind die Vorschläge des Innen-
ministeriums zur Änderung des
kommunalen Wahlrechts. Es
geht u.a. um die Verringerung
der Anfechtungsgründe, Anglei-
chungen der Briefwahlmöglich-
keit an die Land- und Bezirks-
tagswahlen und ob es auch in
Zukunft noch die Verdoppelung
der Kandidaten bei Listenauf-
stellungen geben wird. 

Schon lange besteht auch der
Wunsch für „handbare“ Stimm-
zettel, eventuell im Blocksys-
tem. Sicher ist sich MdL Hans
Reichhart, dass bei der Sitzver-
teilung es eine Rückkehr zu
d´Hondt geben wird. Der Ab-
schaffung von Stichwahlen bei
den Bürgermeistern und Land-
räte stand Altlandrat Gebhard
Kaiser sehr skeptisch gegenü-
ber. Für den Oberallgäuer muss
eine Wahl immer mit mehr als
50 Prozent erfolgen.

Weitere Themen der Diskus-
sionsrunde waren, dass die
Kreisbrandräte weiter ehren-
und nicht haupamtlich mit einer
entsprechenden Aufwandsent-
schädigung tätig sind und für
die Überprüfung von Kleinklär-
anlagen ein längerer Zeitraum
als bisher angestrebt werden
sollen. 

Für dringend erforderlich er-
achtet wurde auch die Anhe-
bung des Ansatzes für Straßen-
unterhaltungsmaßmahmen im
Bayerischen Staatshaushalt. Die
dazu von der Staatsregierung ver-
kündete Einsparung von 20 Pro-
zent an Verwaltungsvorschriften
konnte Landrat Hubert Hafner
keinen Glauben schenken. Dies
habe eine Umfrage in seinem
Amt ergeben. ❒

Teilnehmer bei der Tagung des Bezirksvorstandes der KPV-
Schwaben im Seminarhaus des Baumhotels „Auszeit“ waren
u.a. von links: Altlandrat Gebhard Kaiser (Oberallgäu),
Hubert Hafner (Günzburg) als Sprecher der schwäbischen
Landräte, Kaufbeurens Oberbürgermeister Stefan Bosse als
KPV-Bezirksvorsitzender, MdL und JU-Landesvorsitzender
Dr. Hans Reichardt sowie als Gastgeber Kammeltals Bürger-
meister Matthias Kiermasz. ❒❒

als Sprecher der schwäbischen
Landräte mit dabei. Erstes The-
ma waren die Änderungen im
Veterinärwesen und damit ins-
besondere auch in der Lebens-

schäftsbetrieb, wo es auch der
Koordination verschiedener
Stellen vor Ort bedarf, soll da-
gegen bei den Landratsämtern
bleiben. 

Geballte Informationen
Staatsministerin Melanie Huml eröffnete 10. Würzburger Gesundheitstag 

Würzburg. Ein Apfel am Tag, sagt eine Weisheit aus Wales, hält
den Doktor fern. Doch so einfach ist es nicht. Gesunde Ernährung,
wofür der Apfel symbolisch steht, ist zwar wichtig. Doch sie feit
nicht vor allen Leiden. Gerade nicht vor psychischen Krankheiten,
die mit dem Fokus auf Kinder im Mittelpunkt des 10. Würzburger
Gesundheitstags standen. An insgesamt 135 Ständen wurden un-
ter dem Motto „Gesundheit inclusive“ geballte Infos zu Präventio-
nen und Therapien präsentiert.

Krankenkassen wie die AOK,
Kliniken wie das Juliusspital, das
Bürgerspital und das Uni-Klini-
kum, Wohlfahrtsverbände und
Selbsthilfegruppen nahmen an der
federführend vom Aktivbüro orga-
nisierten Großveranstaltung teil. 

Das Aktionsbündnis „No Li-
mits“ präsentierte Sportarten für
Menschen mit Handicap, beim
Rauschparcours des Kreuzbunds
gab es Einblicke in die Welt der
Sucht. Würzburgs Gesundheit-
samt war gleich mit mehreren
Ständen vertreten. Neben der 
Beratungsstelle für Schwanger-
schaftsfragen stellte sich der sozi-
alpsychiatrischen Dienst vor. In-
formiert wurde außerdem über
das Stadt und Kreis vereinende
Projekt „Gesundheitsregion plus“.

Schon Kinder und Jugendliche
können traurig, ängstlich oder
apathisch, aber auch aggressiv ge-
gen sich und andere sein. Sie kön-
nen unter Alpträumen leiden oder
aufgrund von Depressionen die
Freude am Spielen verlieren. „Das
ist noch immer ein Tabuthema“,
betonte Staatsministerin Melanie
Huml, die den Gesundheitstag zu-
sammen mit Oberbürgermeister

Christian Schuchardt eröffnete.
Familien mit seelisch kranken
Kindern litten oft sehr: „Dennoch
erzählen sie häufig niemandem,
dass etwas nicht stimmt.“ Der Ge-
sundheitstag zeige gerade diesen
Familien, wie viele Möglichkei-
ten es in Würzburg gibt, Hilfe zu
erhalten.

Dass immer mehr Kinder und
Jugendliche hyperaktiv sind, an
Ängsten, Depressionen oder Ess-
störungen leiden, kann Karin
Drechsel vom Sozialpsychiatri-
schen Dienst des Würzburger Ge-
sundheitsamts bestätigen. Eben
darauf machte sie mit der Ausstel-
lung „PsychMobil“ aufmerksam.
Diese stammt aus Frankfurt und
klärt jugendgerecht über seelische
Nöte auf. Zum Beispiel darüber,
dass Teenies ihren Körper sehr
oft als „schrecklich empfinden“;
manche Jugendliche entwickeln
einen richtiggehenden Hass auf
ihn, was in massive Essstörungen
münden kann.

Ein weiterer Grund, warum
junge Menschen psychisch krank
werden, kann familiäre Gewalt
sein. Für hiervon betroffene Kin-
der hat der AWO Bezirksverband

Unterfranken mit „Rückenwind“
vor knapp einem Jahr ein neues
Angebot etabliert. „Bis zu zehn
Kinder zwischen acht und zwölf
Jahren, die häusliche Gewalt er-
lebten oder Zeugen familiärer Ge-
walt wurden, treffen sich bei uns
jede Woche“, informierte Projekt-
leiter Marvin Jazbinsek. Bis zu
zwölf Monate verarbeiten die
Kinder gemeinsam das Erlebte.
Fünf Kinder nehmen aktuell an
„Rückenwind“ teil: „Die Gruppe
ist offen, es können jederzeit neue
Kinder dazukommen.“

Auch chronische Krankheiten
können seelisch in Mitleiden-
schaft ziehen. Das gilt für Diabe-
tes und Krebs ebenso wie für Epi-
lepsie. „Gerade für Kinder und Ju-
gendliche ist es belastend, an Epi-
lepsie zu leiden“, erläuterte Simo-
ne Fuchs von der Epilepsiebera-
tungsstelle des Juliusspitals. Die
Kinder erleben bei einem Anfall,
dass sie ihren Körper nicht kon-
trollieren können: „Das kann bis
hin zu dem Gefühl führen, das ei-
gene Leben nicht mehr unter
Kontrolle zu haben.“ Was große
Ängste auslösen kann.

Niedrigschwellige Hilfe bei un-
terschiedlichen gesundheitlichen
oder sozialen Problemen gibt es in
Dutzenden Selbsthilfegruppen der
Stadt. Beim Gesundheitstag stell-
ten sich 38 dieser Gruppen vor -
unter anderem für Menschen mit
Parkinson, Skoliose, Bluthoch-
druck und Tinnitus. Pat Christ

Sitzung der altmühlfränkischen Bürgermeister in Triesdorf:

Notwendiger Impuls
für Kernwege

„Die drei Kommunalen Allianzen Altmühltal, Fränkisches Seen-
land-Hahnenkamm und Rezattatl-Jura haben auf einer gemein-
samen Sitzung in der Hochschule Triesdorf in einer von 28 Bür-
germeistern unterzeichneten Resolution Staatsminister Helmut
Brunner gebeten, sich dafür einzusetzen, dass den Landwirten und
damit dem ländlichen Raum über eine bessere Mittelausstattung
für den Ausbau des Kernwegenetzes umfassend wettbewerbsfähi-
ge Rahmenbedingungen ermöglicht werden.“ Mit dieser Aussage
erläuterte Oberbürgermeister Jürgen Schröppel die Übersendung
der Resolution an den Bayerischen Staatsminister für Ernährung,
Landwirtschaft und Forsten, an die Fraktionsvorsitzenden der im
Bayerischen Landtag vertretenen Parteien sowie an den Stimm-
kreisabgeordneten Manuel Westphal. OB Jürgen Schröppel nahm
dies im Auftrag aller 28 Bürgermeister dieser drei ILE-Regionen
(ILE = Integrierte Ländliche Entwicklung) vor.

Zu den Aufgaben der drei ILE-
Regionen, welche das Kreisge-
biet Weißenburg-Gunzenhausen
sowie die Gemeinde Auhausen
aus dem Landkreis Donau-Ries
flächendeckend abbilden, zählen
vor allem interkommunale Maß-
nahmen und Projekte. Dazu
gehört auch das vor einem Jahr
beschlossene Kernwegekonzept,
das u.a. dazu beitragen soll, dass
die gut ausgebauten Flurwege
nicht – wie häufig in der Vergan-
genheit – an den Gemeindegren-
zen enden und dass diese in einen
baulichen Zustand versetzt wer-
den, der den Anforderungen der
modernen Landtechnik ent-
spricht. Insofern handelt es sich
hier um eine zentrale Zukunfts-
aufgabe für die Wettbewerbs-
fähigkeit des ländlichen Raums,
die mit diesem vom Freistaat Bay-
ern aufgelegten Programm ausge-
zeichnet bedient werden kann.

Gerade in der Startphase dieses
auf zwei Jahrzehnte angesetzten
Kernwegekonzeptes sind jedoch
Investitionen in einem Umfang

nötig, welche mit den aktuell zur
Verfügung stehenden Haushalts-
mitteln nicht abgedeckt werden
können. Aus diesem Grunde ap-
pellierten die Bürgermeister an
die Staatsregierung, hier neue fi-
nanzpolitische Akzente zu setzen,
um diesem neuen Instrument
auch den notwendigen kommu-
nalpolitischen Rückhalt für die
Aufbringung der Eigenmittel zu
bieten.

ILE-Konzepte

Im Rahmen dieser gemeinsa-
men Sitzung in Triesdorf wurden
auch die bisherigen Ergebnisse
der seit drei Jahren laufenden
Umsetzung der ILE-Konzepte ei-
ner Überprüfung hinsichtlich ih-
rer Ergebnisse und Effizienz un-
terzogen. Auch wenn nicht alle in
diese Konzeption gesetzten Er-
wartungen – aus den unterschied-
lichsten Gründen – bereits erfüllt
werden konnten, bestand jedoch
Einvernehmen in der Einschät-
zung der großen Bedeutung inter-

kommunaler Ansätze, vor allem
für die vielen kleineren Kommu-
nen. Neben der Kernwegekon-
zeption waren es vor allem die
Entwicklung neuer touristischer
Produkte, die Schaffung von
Strukturen für regionale Wert-
schöpfungsketten sowie die Auf-
wertung der dörflichen Strukturen
durch Leerstandnutzung, die in
dieser Zeit die interkommunale
Zusammenarbeit geprägt haben. 

Die drei ILE-Regionen haben
bei dieser Sitzung außerdem be-
schlossen, die seit 2013 laufende
Umsetzungsbegleitung für die
Realisierung der ILE-Konzepte
um zwei weitere Jahre zu verlän-
gern. Damit stehen den Kommu-
nen weiterhin die Dienstleistun-
gen der FUTOUR Regionalbera-
tung in Haundorf und der Rainer
Mayer Advisory in Ellingen zur
Verfügung. Für diesen bis 2018
laufenden Umsetzungszeitraum
wurden neue Schwerpunkte defi-
niert, die nun mit Hilfe und Un-
terstützung des Amtes für Länd-
liche Entwicklung in Ansbach an-
gegangen werden. ❒
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Vorschau auf GZ 14
In unserer Ausgabe Nr. 14, die am 21. Juli 2016 erscheint,
behandeln wir folgende Fachthemen:
Energieversorgung . Energiesparmaßnahmen
 Öffentliche Beleuchtung . Straßenbeleuchtung
 Kommunales Verkehrswesen . ÖPNV
 Winterdienst-Planung . Kommunalfahrzeuge
 Fachliteratur für Kommunalpolitiker

und Kommunalverwaltungen
 Kommunale Rechtsfragen

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunal- und Agrartechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg-Lengfeld, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de

Kommunalfahrzeuge

Fahrradabstellanlagen

L I E F E R A N T E N ­ N A C H W E I S

Wartehallen/Außenmöblierungen

GZ

Ankauf / Briefmarken

LANGER s. Wartehallen/Außenmöblierungen

Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

CONSTANZE VON HASSEL
Telefon 08171.9307­13

hassel.constanze@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307­10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Sie finden uns auf Twitter und Facebook:
www.twitter.com/gz_aktuell

www.facebook.com/GZaktuell

Inserieren bringt Erfolg!
www.gemeindezeitung.de

Ein Gesellschafter der ELANCIA AG

� 0 53 26 / 5 02-0

38685 Langelsheim    •    www.langer-georg.de
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Absperrpfosten

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

Gewerbebau

Maschinenhallen . Wertstoffhöfe . Technikräume

Fertigteile in Holz und Beton aus eigener Herstellung

Laumer Bautechnik GmbH

Bahnhofstr. 8 

84323 Massing

Tel.: 087 24 / 88-0 Fax: 88-500

www.laumer.de . info@laumer.de

Schacht­Ausrüstungen

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702 Haiger · Fax: (02773)821218 
Telefon: (02773)821256 · www.hailo-professional.de

Wissen was für bayerische
Kommunen wichtig ist:

Ihr ABO der

� im Einzelabo für 81,43 � und
� ab 10 Zeitungen im Sammelabo für

∙ 28,89 � (Lieferung an eine Adresse) oder
∙ 40,93 � (Lieferung mit Einzelversand)

Auf Wunsch jeweils als Kombination print/ePaper

ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com

Bau

Komfortlüftungssysteme 
mit Wärmerückgewinnung

Fahnenmaste + Fahnen

HELA-MAST GmbH · Postfach 10 11 55 · 57202 Kreuztal
Telefon: 02732 /76 87-0 · Telefax: 02732 /76 87-10
E-Mail: info@hela-mast.de · Internet: www.hela-mast.de

Fahnenmaste, Fahnen, Lichtmaste, Leuchten, 
Flutlichtanlagen, Fahrradständer, Abfallsammler

Abzeichen

Fahnen/Fahnenmasten

Fahnenmaste + Fahnen

Walter Krenzer GmbH & Co KG • Industriestraße 26 • 35684 Dillenburg (Frohnhausen)

Tel.: 0 2771/3208-0 • E-Mail: info@krenzer-sitzmoebel.de • www.krenzer-sitzmoebel.de

Das Krenzer-Modularsystem

... clevere Raumkonzepte

Fordern Sie
 unsere neu

en

Verkaufsunt
erlagen an!

Sitzmöbelhersteller

Weihnachtsbeleuchtung

Brandschutz

HEKATRON Remote – 
das Original
Fernzugriff auf höchstem Niveau 
mit der Integral IP Zentrale

Verkäufe
Zerlegbare Sitztribünen 

„Layhere Allround Gerüstknoten“ 
Maximal 1.000 Personen (lt. Prüfbuch). VB 60.000 Euro. 

Näheres: Stadt Nördlingen,Tel. 09081/84-140.

Schwabentag 2016:

Inklusion leben
Erstmals in Augsburg und in Eigenregie des Bezirks wurde der
Schwabentag 2016 durchgeführt. Standen bislang kulturelle,
historische und Themen der Heimatpflege im Mittelpunkt,
widmete sich der Schwabentag heuer dem „sozialen Schwa-
ben“. Insgesamt fanden sich 2.500 Besucher zum „Tag der Be-
gegnung“ ein.

Knapp 90 teilnehmende Ein-
richtungen, Vereine und Institutio-
nen zeigten, wie die Teilhabe von
Menschen mit Behinderung auf
allen Ebenen nach der UN-Kon-
vention umgesetzt werden kann.
So waren mit dem Schwä-
bischen Fußballverband und dem
Schützengau Donau-Ries große
Sportverbände mit dabei, der In-
klusionsbeauftragte des schwäbi-
schen Chorverbandes brachte ein
inklusives Kindermärchenmusical
zur Uraufführung, die Agentur für
Arbeit Augsburg, IHK und Hand-
werkskammer informierten über
berufliche Teilhabe. Wohlfahrts-

verbände, Kirchen, Kultureinrich-
tungen, Selbsthilfeverbände und
viele mehr präsentierten, was
schwabenweit an Inklusion be-
reits geschieht.

Mit zahlreichen Mitmachaktio-
nen war das Programm ebenso at-
traktiv wie breitgefächert. So
konnte man zum Beispiel testen,
wie es sich anfühlt, im Rollstuhl
durch die Halle zu fahren. Auf dem
Programm stand zudem ein inklu-
sives Fotoprojekt von Menschen
mit und ohne Behinderung zum
Thema „Ich fühl mich schön“, dar-
über hinaus Informationen über
das Augsburger Projekt „Inklusion

in Bewegung“, und eine Tor-
schuss-Messanlage. Wie ein Autist
seine Umgebung wahrnimmt,
konnte man in einer „Autismus-
kabine“ erleben und Sehein-
schränkungen am Beratungsmobil
„Blickpunkt Auge“ testen.

Im Informationsbereich waren
unter anderem Kommunen wie
Augsburg, Kaufbeuren und 
Kempten sowie einige Landkreise
vertreten, die über ihre kommuna-
len Aktionspläne Inklusion infor-
mierten, Einrichtungen des öffent-
lichen Lebens wie der Tourismus-
verband Allgäu-Schwaben, die
Regio Augsburg Tourismus
GmbH, Industrie- und Handels-
kammer sowie die Handwerks-
kammer Schwaben, Wohlfahrts-
verbände und Sportvereine. Hier
konnte sich das Publikum beraten
und informieren lassen, was die
Inklusion von Menschen mit Be-
hinderung bedeutet und wie man
sie selbst umsetzen kann.

Bereits im April 2015 beschloss
der Augsburger Kreistag den „Ak-
tionsplan Inklusion“. Am Schwa-
bentag informierten u. a. Mitglie-
der der Audit-Gruppe „Barriere-
freier Landkreis“ über konkrete
Maßnahmen des Aktionsplans
und über Barrierefreiheit im All-
gemeinen. Anhand eines hölzer-
nen Baukastens wurde z. B. dar-
gestellt, wie eine blindengerechte
Straßenquerung geplant werden
sollte. Was zu beachten ist, wenn
eine Wohnung oder ein Badezim-
mer barrierefrei gestaltet werden
soll, erfuhren die Besucher von
ehrenamtlichen Wohnberatern.
Bei einem Quiz konnte das eigene

Wissen zum Thema Barrierefrei-
heit getestet werden.

Stark vertreten war der Land-
kreis Günzburg – und mit dabei
war selbstverständlich das Domi-
nikus-Ringeisen-Werk (DRW)
mit seinen Angeboten in ganz
Schwaben. So präsentierten die
Werkstätten in Ursberg ihre Pro-
dukte. Darüber hinaus gab es von
den regionalen Standorten des
DRWAngebote wie beispielswei-
se ein No-Light-Projekt, mit dem
Besucher bei einem Mobilität-
straining die Welt blinder Men-
schen erfahren konnten, und es
stellte sich die Selbsthilfegruppe
Krumbach vor. Zudem boten die
„Ambulanten und offenen Hilfen“
des DRW Torwandschießen an.

Die Arbeitsgemeinschaft der
Offenen Behindertenarbeit im
Landkreis Donau-Ries stellte ih-
rerseits das inklusive Kunstpro-
jekt im Kunstmuseum Wemding
vor und die Lebenshilfe infor-
mierte über das von der Aktion
Mensch geförderte Projekt „Wir
für Menschen“ in Nördlingen.
Kinder der Graf-Heinrich-Grund-
schule Kaisheim und des Abt-Ul-
rich-Förderzentrums zeigten ge-
meinsam mit dem TSV Rain, wie
inklusiver Sportunterricht aussieht.

Eröffnet wurde die Veranstal-
tung in der Messe Augsburg im
Beisein von Bezirkstagspräsident
Jürgen Reichert sowie den
Schirmherren - der Beauftragten
der Bayerischen Staatsregierung
für die Belange von Menschen
mit Behinderung, Irmgard Ba-
dura und Staatssekretär Johan-
nes Hintersberger, Bayerisches
Staatsministerium für Arbeit und
Soziales, Familie und Integration.

Der Schwäbische Bezirkstag
hat 2010 Leitlinien zur Umset-
zung der UN-Menschenrechts-
konvention in Schwaben be-

schlossen. „In einem Aktionsplan
haben wir dann konkrete Maß-
nahmen festgelegt. Deren Erfül-
lung wird immer wieder über-
prüft“, so Gastgeber und Bezirks-
tagspräsident Jürgen Reichert. Ein
ganz wichtiges Anliegen ist es
dem Bezirkstagspräsidenten auch,
die Öffentlichkeit darüber zu in-
formieren, was Inklusion bedeutet
und wie man dazu beitragen kann,
denn: „Inklusion geht uns alle an -
sie ist nicht nur eine Sache der Po-
litik oder des Geldes, sondern vor
allem eine Angelegenheit der Be-
wusstseinsbildung. Der Tag der
Begegnung soll zeigen, wie man
- beispielsweise in der Politik, im
Sportverein, im Arbeitsleben, in
der Freizeit - Inklusion leben und
oft auch mit ganz wenig Aufwand
und Mitteln umsetzen kann“, so
Reichert weiter. 

Auch für Schirmherr Staatsse-
kretär Johannes Hintersberger liegt
das Hauptaugenmerk auf der Be-
wusstseinsbildung: „Ein Bewusst-
seinswandel ‚pro Inklusion‘ kann
nur gelingen, wenn die Zielsetzung
der Inklusion von allen gesell-
schaftlichen Ebenen und von der
breiten Bevölkerung mitgetragen
wird. Menschen mit und ohne Be-
hinderung, die ganz selbstver-
ständlich miteinander leben, arbei-
ten und ihre Freizeit verbringen –
so stellen wir uns eine inklusive
Gesellschaft in Bayern vor.“

Dass sich in Sachen „Inklusi-
on“ in Bayern etwas bewegt, da-
von wusste auch Irmgard Badura,
die Beauftragte der Bayerischen

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe der Bayerischen GemeindeZeitung liegt 
eine Eigenbeilage des Verlags Bayerische Kommunalpresse
GmbH bei. Bitte beachten Sie unseren Sonderdruck zur
Unternehmerkonferenz des Sparkassenverbands Bayern. ❒❒

Neue Bürgermeister
in Eching 

und Eichenau
Bei der Bürgermeisterwahl in

Eching (Landkreis Freising) hat
der parteilose Kandidat Sebasti-
an Thaler, der von der SPD no-
miniert, aber auch von Grünen,
„Bürgern für Eching“ und Echin-
ger Mitte“ unterstützt wurde,
mit 62,1 Prozent der Stimmen
gewonnen. CSU-Ortsvorsitzen-
der Thomas Kellerbauer erreich-
te 37,9 Prozent. Die Wahlbetei-
ligung lag bei 52,5 Prozent.

Stichwahl

Bei der Stichwahl um das
Bürgermeisteramt in Eichenau
(Landkreis Fürstenfeldbruck)
siegte der FDP-Bewerber Peter
Münster mit 54 Prozent. CSU-
Kandidat Dirk Flechsig unterlag
mit 46 Prozent. Die Wahlbetei-
ligung lag bei 49,6 Prozent.

Münster wird kommenden
September Rathauschef Hubert
Jung von der CSU ablösen, der
nach drei Amtszeiten nicht
mehr antrat. DK

Staatsregierung für die Belange
von Menschen mit Behinderung,
zu berichten: „Auch das Jahr 2023
ist als Ziel sehr wichtig, damit
wirklich ernsthaft daran gearbeitet
wird und bis 2023 möglichst viele
Angebote barrierefrei sind.“ DK
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UnternehmerKonferenz 2016 der bayerischen Sparkassen:

ARBEITSWELTEN
DER ZUKUNFT

Mit fast 40 Wissensvorträgen, individuel-
len Expertengesprächen und zahlreichen fach-
begleitenden Info- und Beratungsständen bot
die UnternehmerKonferenz den über 1.300
Teilnehmern wertvolle Informationen für zu-
kunftsfähige Strategien, wirtschaftliches Pla-
nen und nachhaltiges Handeln. Dabei wurde
wieder einmal ganz plastisch gezeigt, wie
Unternehmen neue Ideen entwickeln, Chan-
cen ergreifen und wie sie bei ihrer Entwick-

lung von den Sparkassen begleitet werden.
Packende Erfolgsgeschichten, die sich tagtäg-
lich in den Geschäftsgebieten der 71 bayeri-
schen Sparkassen abspielen.

PARTNER DER KOMMUNEN

Da sich die bayerischen Sparkassen glei-
chermaßen als Partner der Kommunen und
der Wirtschaft vor Ort betrachten, wurde er-

neut ein eigener Themenbereich für Kommu-
nen angeboten. „Think Tank Arbeitsstätten
der Zukunft am Beispiel pendler:stationen –
Chancen für die (ländliche) Region“, „Zah-
lenzauber oder konkreter Mehrwert? – Ener-
gieeffizienz Netzwerke auf regionaler Ebene
(BEEN-i)“ sowie „Integrierte und buntere
Arbeitswelten: gegen den demographischen
Wandel und mit Flüchtlingen“ lauteten hier-
zu die Vortragsthemen.

DIGITALISIERUNG UND INDUSTRIE 4.0

Mit ihrem Know-how ergänzten die Part-
ner der UnternehmerKonferenz den bran-
chenübergreifenden Kongress. Neben den
Trendthemen Digitalisierung und Industrie
4.0 kamen auch die „klassischen“ Themen
aus Management, Mitarbeiterführung, Unter-
nehmensnachfolge, Finanzierung oder Versi-
cherung und Markenschutz nicht zu kurz.

Top-Speaker und ausgesuchte Fachvor-
träge waren Garant für einen Tag voller Infor-
mation und Know-how. Der Vortrag „Markt-

Globalisierung, Digitalisierung, Industrie 4.0: Der technologische Fortschritt mit opti-
mierten Maschinen, vernetzten Daten und mobilen Kommunikationsformen hat

immer stärkere Auswirkungen auf unternehmerische Prozesse, Mitarbeiter und
Management-Entscheidungen. Die Frage, wie Unternehmer flexibel bleiben und
ihre Mitarbeiter, die Produktion und den Vertrieb fit für die Zukunft machen, stand
im Mittelpunkt der 14. UnternehmerKonferenz des Sparkassenverbandes Bayern
im NürnbergConvention Center NCC Ost.

Herzliche Begrüßung durch SVB-Vizepräsident Roland Schmautz im NCC. !

Dr. Ulrich Netzer, Präsident des Sparkassen-
verbandes Bayern. !
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kapriolen auf dünnem politischen Eis“ des
Chefvolkswirts der BayernLB, Dr. Jürgen
Michels, bot Stoff für brandaktuelle Ein- und
Aussichten. Der Psychologe Christoph Burk-
hardt stellte die Zukunftstrends in den Ar-
beitswelten vor, bevor es im Keynote-
Vortrag des Genetik-Wissenschaftlers Prof.
Dr. Markus Hengstschläger um die Frage
ging: „Wie manage ich (m)ein Talent?“ Zum
Abschluss des Tages zeigte der ehemalige
Schweizer Schiedsrichter Urs Meier den
Teilnehmern, wie man mit „Entscheidungen
unter Druck“ umgeht.

VERLEIHUNG DES
BAYERISCHEN GRÜNDERPREISES

Am Abend der UnternehmerKonferenz
fand traditionell die Verleihung des Bayeri-
schen Gründerpreises statt. Mit einer feier-
lichen Gala und TV-Live-Aufzeichnung wür-
digte der Bayerische Gründerpreis Unterneh-
mer in Bayern in sechs Kategorien für den
Mut zur Selbständigkeit und ihr wirtschaftli-
ches und persönliches Engagement und setz-
te damit ein Signal für die Zukunftsfähigkeit
der bayerischen Unternehmen.

Der Vizepräsident des Sparkassenverbands
Bayern, Roland Schmautz, betonte den Er-
folg des Gründerpreis-Wettbewerbs und
sprach seine Anerkennung für die Nominier-
ten aus: „Die Jungunternehmer haben sich
seit Bestehen des bayerischen Gründerpreises
deutlich verändert, und das ganz branchen-
unabhängig. Sie präsentieren sich heute mit
mehr Selbstbewusstsein, Professionalität und
Klarheit als in früheren Jahren. Internationa-
lität, Personalführungskompetenz, Qualität
der Geschäftsausstattung, aber auch Ausbil-
dungsstand und Soft Skills haben insgesamt
sehr zugenommen.“ !

Roland Schmautz:

Sparkassen zeigen
Kompetenz und Stärke

Dies sei umso wichtiger, als das Grün-
dungsinteresse in Deutschland auf einem Tief-
punkt angelangt ist, betonte Schmautz. In sei-
ner Studie „Gründerreport 2016“ habe der
Deutsche Industrie- und Handelskammertag
dargelegt, dass die Unternehmensgründungen
bereits seit fünf Jahren rückläufig sind. Seit
2010 sind die Gründungszahlen um mehr als
40 Prozent zurückgegangen. Das Nachlassen
des Gründungsinteresses sei ein Spiegelbild
der guten Konjunktur und der dementspre-
chend guten Entwicklung auf dem Arbeits-
markt.

FACHKRÄFTEMANGEL

Schmautz zufolge gab es damit in den
vergangenen Jahren weniger Anreize, sich
im Vollerwerb selbstständig zu machen und
ein Unternehmen zu gründen, das weitere
Arbeitsplätze schafft. Auch der zunehmende
Fachkräftemangel gehe zulasten der Grün-
dungsdynamik, weil häufig ein gut dotiertes
Angestelltenverhältnis der unternehmerischen

Selbstständigkeit vorgezogen wird. Dieser
Trend dürfte sich auch heuer fortsetzen. „Ins-
gesamt können die Sparkassen in Bayern
zwar nach wie vor bestätigen: Bayern ist ein
gutes Pflaster für Existenzgründer aller Bran-
chen. Doch der Abflachung des Gründungsge-
schehens wollen wir entgegen wirken. Denn
nicht zuletzt von neuen unternehmerischen
Initiativen hängt die zukünftige ökonomische
Dynamik unseres Wirtschaftsraums ab.“

UNTERNEHMENSGRÜNDUNGEN

„Besonders am Herzen liegen uns natür-
lich die Unternehmensgründungen und auch
die Unternehmensnachfolgen, die in der Re-
gel Umstrukturierungen erfordern“, hob der
SVB-Vizepräsident hervor. Im Jahr 2015
reichten die bayerischen Sparkassen daher
wieder rund 210 Millionen Euro Kredite für
rund 1.500 Existenzgründungsvorhaben und
Unternehmensnachfolgen aus – leicht weni-
ger als noch ein Jahr zuvor. Bei durchschnitt-
lich knapp drei geschaffenen oder erhaltenen

Vorstellung der Preisträger 2016 bei der Pressekonferenz durch SVB-Vizepräsident Roland Schmautz (rechts). !

Starke Firmen sichern Bayerns Zukunft – wir bauen das Fundament dafür. Wir wol-
len Mut machen für eine Wirtschaftskultur von Innovationsfreude, Entschlos-

senheit und Nachhaltigkeit, damit Arbeitsplätze geschaffen werden und die regiona-
le Entwicklung gesichert bleibt, unterstrich der Vizepräsident des Sparkassenver-
bandes Bayern, Roland Schmautz. „Mit dem Bayerischen Gründerpreis und der
UnternehmerKonferenz zeigen wir Sparkassen unsere Kompetenz und unsere
Stärke als Partner der mittelständischen Wirtschaft.“
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Arbeitsplätzen bedeute dies dennoch erneut
die Schaffung oder Sicherung von mehr als
4.500 Arbeitsplätzen.

„Dabei stellen wir fest, dass in Bayern ver-
gleichsweise weniger Gründungen und Nach-
folgen im Bereich klassische Dienstleistun-
gen und Handel angesiedelt sind (60 Prozent)
als im Rest des Bundesgebiets (83 Prozent)“,
stellte der SVB-Vizepräsident fest. Vielmehr
seien die bayerischen Existenzgründungen
wieder stark technologisch getrieben. Im
Umfeld von Industrie 4.0 entwickelten und
produzierten sie „Tech made in Bavaria“.
Auch der Bereich E-Commerce nehme an
Fahrt auf: „Immer mehr Unternehmer sehen
die Notwendigkeit, ihre Leistungen auch über
das Internet zu verkaufen. Reine Internet-
gründungen gibt es in der bayerischen Fläche

allerdings nur wenige, die einschlägige
Boom-Region ist hier immer noch Berlin.“

STAATLICHE FÖRDERINSTITUTE

Mehr als zwei Drittel der gesamten Grün-
dungsfinanzierungen werden in Verbindung
mit zinsgünstigen Krediten der staatlichen
Förderinstitute KfW, LfA Förderbank
Bayern und Landwirtschaftlicher Rentenbank
vergeben, mit denen die bayerischen
Sparkassen sehr eng zusammen arbeiten.
Hier profitierten die Unternehmen von der
guten Zusammenarbeit zwischen Sparkasse
und Förderinstituten.

Ein Blick auf die Kreditvergabe an den
gesamten Mittelstand zeige ein außergewöhn-
lich lebhaftes Finanzierungsinteresse – die

Sparkassen bleiben äußerst gefragte Kredit-
partner. 2015 stieg der Kreditbestand der Un-
ternehmen und Selbständigen bei den bayeri-
schen Sparkassen um 4,8 Prozent auf 62
Milliarden Euro an. Bei den Darlehenszusa-
gen wurde sogar ein Rekord verzeichnet:
„Wir haben neue Kredite in Höhe von 13,7
Milliarden Euro und damit um 17,8 Prozent
mehr als im Vorjahr zugesagt. Auch 2014
waren mehr Kredite zugesagt worden als im
Jahr zuvor (+2,5 Prozent), die Steigerung um
fast ein Fünftel im Jahr 2015 ist jedoch
bemerkenswert“, teilte Schmautz mit. Der
sprunghafte Anstieg resultiere aus dem anhal-
tenden Konjunkturaufschwung, verbunden
mit hohem Bedarf an Neu-Investitionen, aus
großem Nachholbedarf aus den Vorjahren
sowie dem weiter gesunkenen Zinsniveau für
Unternehmenskredite. !

Günter Hofmann:

Unternehmensnachfolge – Stolperfalle
Emotionen in einer digitalen Welt

Loslassen, daseigeneLebenswerk ingeeigneteHändegeben:Vor dieserHerausforde-
rung steht Jahr für Jahr eine stattliche Zahl von Betrieben. Dabei geht es nicht

nur um das Firmenvermögen, die Altersversorgung der Inhaber und die Zukunft
der nachfolgenden Generation – auch Arbeitsplätze und die Wirtschaftskraft in der
Region stehen auf dem Spiel.

Wenngleich sich die Firmeninhaber mehr-
heitlich eine familieninterne Nachfolge wün-
schen, so steigt dennoch die Zahl externer
Lösungen, berichtete Günter Hofmann
(BayernLB). Eine der Hauptgründe, weshalb
Unternehmensnachfolgen scheitern, sind die
sogenannten weichen Einflussfaktoren.

MAMMUTAUFGABE

Häufige Beispiele sind die Furcht vor dem
Loslassen, mit der Nachfolge hochkommen-
de Konflikte in der Familie, wie z. B. die
Gerechtigkeitsfrage, das schwierige Einge-
ständnis, dass Kinder ihre eigenen Wege ge-
hen wollen oder doch nicht für die Nachfolge
geeignet sind sowie die fehlende Erfahrung
des Unternehmers, die Mammutaufgabe
Unternehmensnachfolge zu meistern. Aus
diesem Grund sei es ratsam, in jedem Fall

frühzeitig und unabhängig mit der Nachfol-
geplanung zu beginnen und Transparenz über

die Handlungsoptionen zu schaffen. Dies gilt
nicht nur für steuerliche und rechtliche Fra-
gen, sondern auch für die Ziele in der Unter-
nehmerfamilie sowie die wirtschaftlichen
Rahmenbedingungen des Unternehmens.

UNTERNEHMER-
FAMILIENKONFERENZ

Ein noch zu selten eingesetztes Instrument
ist die Unternehmer-Familien-Konferenz. In-
haber und Familie des Unternehmens kom-
men außerhalb des Unternehmeralltags zu-
sammen, um gemeinsam an der Nachfolge-
lösung zu arbeiten. Mit Hilfe eines externen,
neutralen Moderators wird Transparenz über
die jeweiligen Ziele der Unternehmerfamilie
geschaffen, mögliche Konflikte werden auf-
gelöst und ein von allen gemeinsam getrage-
ner Weg entwickelt. Veredelt wird dieser
dann durch den Einbezug von Steuer-, Rechts-
und Bankexperten. So entstehen nach den
Coaching-Erfahrungen von Günter Hofmann
Lösungen, die für Familie und Unternehmen
stimmig und nachhaltig sind.

Falls es mit der internen Nachfolge dochGünter Hofmann. !
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Gunnar Braun/Stefan Drexlmeier:

Zahlenzauber oder konkreter Mehrwert?
Energieeffizienz-Netzwerke auf regionaler Ebene (BEEN-i)

Mit derBayerischenEnergieeffizienz-Netzwerkinitiative (BEEN-i) verfolgen lautGunnar
Braun (VKU Landesgruppe Bayern) und Stefan Drexlmeier (Bayerische

Energieagenturen e.V., Energiewende Oberland) Verbände, Kammern und der Frei-
staat Bayern, vertreten durch das Bayerische Staatsministerium für Wirtschaft und
Medien, Energie und Technologie, das Ziel, die Energieeffizienz in der bayerischen
Wirtschaft durch die Initiierung von Unternehmensnetzwerken flächendeckend zu ver-
bessern und damit potenziell eine spürbare Senkung der Energiekosten zu erreichen.

Bundesweit sollen bis 2020 im Rahmen
der Netzwerkinitiative zum Thema Energie-
effizienz in Unternehmen ca. 500 Unterneh-
merzusammenschlüsse initiiert werden.
Aktuell sind bereits 50 Netzwerke gegrün-
det, darunter 10 in Bayern.

chen und Unternehmensgrößen. Für Nicht-
KMU’s besteht sogar die Möglichkeit, das
gesetzlich verpflichtende Energieaudit über
ein Netzwerk anerkennen zu lassen.

MODERIERTER ERFAHRUNGS-
UND IDEENAUSTAUSCH

Die Unternehmen führen zunächst mit
Hilfe einer qualifizierten Energieberatung
(intern oder extern) eine Bestandsaufnahme
über ihr jeweiliges Einsparpotenzial durch.
Sie setzen sich dann für die Laufzeit des
Netzwerks je ein eigenes (unverbindliches)
Einsparziel sowie aus den kumulierten Zielen
aller Unternehmen ein Einsparziel für das
Netzwerk insgesamt. Auf dieser Grundlage
beginnt der moderierte Erfahrungs- und
Ideenaustausch von in der Regel 8 bis 15,
mindestens jedoch 5 Unternehmen oder
Unternehmensstandorte über in der Regel
zwei bis drei Jahre. Energieexperten aus den
beteiligten Unternehmen treffen sich regel-
mäßig, um untereinander und gegebenenfalls
mit externen Fachleuten konkrete Themen
und Entwicklungen der Energieeffizienz zu
diskutieren.

Evaluierungen früherer Netzwerke zeigen,
dass Netzwerkpartner ihre Energieeffizienz

Stefan Drexlmeier. !

Gunnar Braun. !

nicht klappen sollte, gibt es für das Zusam-
menbringen von Inhabern und übernahmein-
teressierten Managern und Unternehmen eine
innovative Lösung wie die S-Unternehmens-
plattform der bayerischen Sparkassen und der
BayernLB. Dabei werden auf Basis eines in-
dividuell erstellten, anonymisierten Suchpro-
fils geeignete Kandidaten über intelligente

INFORMATIONEN IM INTERNET

Interessierte Unternehmen können sich
direkt an die 10 regionalen Energieagenturen
in Bayern wenden. Weitere Informationen im
Internet unter Bayerische Energieagenturen
e.V. (energieagenturen.bayern) oder VKU
Landesgruppe Bayern (vku.de/bayern). !

Datenbankanalysen und die ausgeprägte
Marktkenntnis der bayerischen Sparkassen
gezielt vermittelt – diskret und passgenau
über den bewährten Firmenkundenbetreuer.

Für die Kommunen ist die frühzeitige Sen-
sibilisierung der Unternehmer von enormer
Bedeutung, stärken gelungene Unternehmens-

nachfolgen die Wirtschaftskraft in der Region
doch auf viele Jahre hinaus im Sinne einer
starken Standort- und Wirtschaftsförderungs-
politik.

Fazit: Nachfolge regelt man am besten,
wenn es dem Unternehmer und dem Unter-
nehmen gut geht. !

im Schnitt deutlich stärker erhöhen konnten
als vergleichbare Unternehmen, die sich nicht
in Netzwerken zusammengeschlossen hatten.
Laut einer Studie, in der knapp 30 Netzwerke
mit 323 teilnehmenden Unternehmen unter-
sucht wurden, konnten im Durchschnitt 22 %
der Energiekosten der teilnehmenden Unter-
nehmen eingespart werden. Darüber hinaus
nutzten 60 % die Netzwerke, um sich mit
Anderen auszutauschen.

Ein Netzwerk besteht aus einem soge-
nannten Netzwerkträger (Initiator/Organisa-
tor) einem Moderator, technischen Berater(n)
und den teilnehmenden Unternehmen. Grund-
sätzlich sind die Netzwerke offen für alle Bran-
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Josef Rother. !

Josef Rother:

Arbeitsstätten der Zukunft am
Beispiel pendler:stationen
Chancen für die (ländliche) Region

ArbeitsweltundMobilitätneudenken:DafürstehtdasProjektpendler:stationen,mit dem das
Beratungsunternehmen quersumme gemeinsam mit der Gesellschaft für ange-

wandte Kommunalforschung mbH (GEFAK) und anderen strategischen Partnern
innovative Wege in Sachen Mobilitätsmanagement geht. Zugleich leistet das Projekt
einen wichtigen Beitrag zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf und zur Stärkung
ländlicher Räume in Deutschland. Der Rat für Nachhaltige Entwicklung der
Bundesregierung hat das Konzept vor einem Jahr als „einen der besten Impulse für
die Zukunft Deutschlands“ ausgezeichnet.

Fakt ist: Um von ihrem Wohnort zur
Arbeitsstätte zu gelangen, pendeln etwa
400.000 Menschen jeden Tag aus dem nahen
und nicht mehr ganz so nahen Umland allein
nach München. Ein Modell, das sich seit der
Industriellen Revolution nicht verändert hat.
„Die Arbeit hingegen schon“, wie Kommunal-
berater Josef Rother, Mitinhaber und Mit-
glied der Geschäftsführung der GEFAK,
unterstrich. Angesichts neuer technischer
Möglichkeiten wie Cloud-Computing, Web-
Applikationen und Mobile Devices sowie
sich rasant wandelnder Arbeitsmodelle
müsse diese Selbstverständlichkeit hinterfragt
werden. Die Antwort: „Nicht der Mensch
muss zur Arbeit gelangen, die Arbeit muss
dort erledigt werden, wo der Mensch das tun
möchte“, so Rother.

FLEXIBLE ARBEITSPLÄTZE
IN REGIONALEN MITTELZENTREN

Deshalb sollen an mehreren ausgewählten
Bürostandorten in regionalen Mittelzentren
rund um München flexible Arbeitsplätze für
Pendler eingerichtet werden. Bei den Räum-
lichkeiten handelt es sich um Bestandsob-
jekte mit guter ÖPNV-Anbindung, die alle
technischen, arbeitsrechtlichen und gestalteri-
schen Anforderungen an einen modernen
Arbeitsplatz erfüllen.

ARBEITSZEITMODELLE

Die Arbeitgeber buchen ein Zeit- bzw.
Flächenkontingent in einer oder mehreren
pendler:stationen und vereinbaren mit den

interessierten Mitarbeitern entsprechende
Arbeitszeitmodelle: zum Beispiel die Mög-
lichkeit, an ein oder zwei Werktagen pro

geringere Arbeitskontrolle sowie eine mögli-
cherweise geringere Aussicht auf Beförderung.

MEHR LEBENSQUALITÄT

„Die davon profitierenden Mitarbeiter
werden sich durch die gestiegene Lebensqua-
lität enger mit ihrem Arbeitgeber verbunden
fühlen“, zeigte sich Rother überzeugt. So
hilft das Modellvorhaben den Arbeitgebern
bei der Sicherung ihrer Fachkräfte. Mit Blick
auf den in und um die Metropolen drohenden
Verkehrskollaps stellt das Vorhaben außer-
dem einen wichtigen Baustein zur nachhalti-
gen Mobilität dar und bietet einen zukunfts-
weisenden Ansatz zur partnerschaftlichen
Gestaltung des Stadt-Umland-Verhältnisses
in den Metropolregionen.

STABILISIERUNG
DER LÄNDLICHEN RÄUME

Zudem trägt das Modellvorhaben zur Sta-
bilisierung der ländlichen Räume bei. Die
Pendler, die dank der pendler:stationen zeit-
weilig in ihrer Heimatregion arbeiten können,
werden sich stärker in ihrer Heimat veran-
kern und mit ihr identifizieren (Einkäufe,
Freizeitgestaltung, Arztbesuche etc.). Das
bindet Kaufkraft in der jeweiligen Region,
sichert Arbeitsplätze vor Ort und fördert die
lokale bzw. regionale Identität.

„Unser Ziel ist es, mit interessierten Akteu-
ren aus der Metropolregion München Pilot-
projekte zu starten“, erläuterte Rother. Dazu
würden derzeit die Nachfrage ermittelt und
entsprechende Allianzen aufgebaut. „Wir eru-
ieren Münchner Firmen, die für unsere Idee
einerseits relevant sind und andererseits die
Offenheit für eine solche Innovation besitzen.
Parallel sondieren wir Interessenten aus ande-
ren Regionen Bayerns und darüber hinaus.“

INTERESSE AN PILOTVERSUCH

Die Europäische Metropolregion Mün-
chen (EMM) sowie mehrere Landkreise und
Gremien in Oberbayern haben Interesse an
einem Pilotversuch bekundet. Bereits einen
Schritt weiter ist der Markt Garmisch-Par-
tenkirchen: Dort hat sich Bürgermeisterin
Sigrid Meierhofer bereit erklärt, eine erste
Pendlerstation zu errichten. Auf der Suche
nach einem geeigneten Standort und teilneh-
menden Unternehmen wird sie Josef Rother
tatkräftig unterstützen. !

Woche nicht zum eigentlichen Arbeitsort,
sondern in die pendler:stationen zu fahren.
Auf diese Weise werden wesentliche Vor-
teile der Telearbeit genutzt – ohne die Nach-
teile des Home Office wie das subjektiv emp-
fundene Gefühl der sozialen Isolierung, eine
fehlende Abgrenzung von Beruf und Privat-
sphäre, die Gefahr der Selbstausbeutung, eine
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Dr. Klaus Schulenburg/Christian Klugow/Aurelia Schülen:

Integrierte und buntere Arbeitswelten
Gegen den demographischen Wandel und mit Flüchtlingen

Die Flüchtlingsproblematik stellt dieGesellschaft vor großeHerausforderungen,wieDr.Klaus
Schulenburg (Bayerischer Landkreistag) darlegte. Gleichzeitig bieten sich viele

Chancen – sowohl für die Asylsuchenden als auch für die Bevölkerung vor Ort.
Angesichts der demografischen Entwicklung gerade in ländlichen Regionen seien
kreative Ideen und gesellschaftliche Innovation gefragt.

Eine Welle der Hilfsbereitschaft und viel-
fältige Integrationsbemühungen wie die von
der IT-Beratung Netlight ins Leben gerufene
Initiative „jobs4refugees.org“ unterstützen

tungsgesetz ins SGB II derzeit zwei Drittel
der Kosten der Unterkunft (KdU) tragen. An-
gesichts der gesamtstaatlichen Verantwortung
bei der Integration sei allerdings der Bund

läufe und Qualifikationen, stellen Kontakte
zu Unternehmen her, begleiten zu Bewer-
bungsgesprächen und helfen bei Behörden-
gängen“, betonte der Mitarbeiter von
jobs4refugees.org, Christian Klugow.

„Um einen Flüchtling vermitteln zu kön-
nen, kümmern wir uns um die Arbeitserlaub-
nis, vermitteln Sprachkurse und sorgen somit
für eine effektive Kommunikation zwischen
allen Beteiligten“, ergänzte Aurelia Schülen.

Dr. Klaus Schulenburg. ! Aurelia Schülen. ! Christian Klugow. !

die Flüchtlinge dabei, sich individuell zu ent-
falten und eine neue Existenz aufzubauen.
Das Münchner Unternehmen entschloss sich
im vergangenen Herbst mit eigenen Mitarbei-
tern im Rahmen der Flüchtlingssituation ak-
tiv zu werden, statt das bereitgestellte Budget
an Hilfsorganisationen zu spenden.

Rund 70 % der in Bayern befindlichen
Asylantragsteller erhalten nach Statistiken
des BAMF derzeit einen Schutzstatus als
Flüchtlinge. Sie sind damit zunächst für die
nächsten drei Jahre berechtigt in Deutschland
zu verbleiben. Bayerns Kommunen stellen
sich auf vielfältige Art und Weise den Inte-
grationsaufgaben. Das Thema Wohnen ist
dabei eine der größten Herausforderungen.

Schulenburg zufolge müssen die Kommu-
nen beim Übergang vom Asylbewerberleis-

gefordert: Dieser müsse zu 100 % die flücht-
lingsbedingten Kosten der KdU erstatten.

Vor dem Hintergrund eines immer weiter
zunehmenden Fachkräftemangels stellen sich
auch Unternehmerinnen und Unternehmer
die Frage, wie sie ihren Beitrag zur Integra-
tion der Flüchtlinge in die Gesellschaft leis-
ten können. Neben dem Erwerb der deut-
schen Sprache sind die Aufnahme einer Ar-
beit und der Bezug eines eigenen regelmäßi-
gen Erwerbseinkommens die Basis einer ge-
lungenen Integration.

350.000 Flüchtlinge kann laut Studien der
deutsche Arbeitsmarkt aufnehmen. „Seit Sep-
tember 2015 unterstützen wir Flüchtlinge bei
der Suche nach einem Arbeitsplatz in Berlin
und München. Wir kommen zu ihnen in die
jeweiligen Unterkünfte, recherchieren Lebens-

Die Erfahrungen der Initiative sind grund-
sätzlich positiv. Zahlreiche Arbeitnehmer hät-
ten sehr aufgeschlossen und wohlwollend
reagiert und ihr Interesse gezeigt. Dabei spre-
chen nur wenige der Flüchtlinge ausreichen-
des Deutsch, die meisten seien erst seit weni-
gen Monaten hier, etwa die Hälfte von ihnen
spreche Englisch. Mittlerweile konnten be-
reits 66 Jobs aus den unterschiedlichsten
Bereichen vermittelt werden.

Wie Klugow und Schülen abschließend
feststellten, „lassen wir uns trotz mancherlei
Fehler nicht entmutigen und machen weiter.
Wir sehen uns als langfristige Initiative und
sind dabei, uns auf feste Beine zu stellen.“
Überdies ist es ihnen ein großes Anliegen,
dass die so erfolgreiche Idee auch weiter
transportiert wird. Man freue sich über zahl-
reiche bundesweite Nachahmer. !
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Bayerischer Gründerpreis 2016:

Hochmotivierte Gewinner
ImUmfeldderUnternehmerKonferenz zeichnetendiebayerischenSparkassen inNürnbergdie Gewinner des Bayerischen Gründerpreises aus.

Als bestes Unternehmen in der Kategorie
„Konzept“ wurde die Bayerwald Xperium
GmbH aus St. Englmar mit ihrem Science-
Center Bayerwald Xperium, einem Museum
zum Anfassen, geehrt. In der „Welt der Wahr-
nehmung“ können sich Besucher seit August
2015 spielerisch mit Phänomenen aus vor-
wiegend naturwissenschaftlichen Bereichen
auseinandersetzen. Gemeinsam erforschen sie
u. a. die Zusammenhänge von Wellen und
Schwingungen, erfahren den Einfluss der
Form auf die Stabilität von Brücken und rät-
seln um die Form der schnellsten Rollbahn.
Für die Tourismusregion Bayerischer Wald ist
die Ausstellung ein weiteres attraktives Aus-
flugsziel.

In der Kategorie „StartUp“ ging der Preis
an das junge, hochinnovative Unternehmen
Trofilms GmbH aus Georgensgmünd, das
mit der Produktion von hochqualitativen Ver-
packungsfolien innerhalb von drei Jahren
zum Marktführer in Europa im Bereich der
matten „Hardcoatings“ aufstieg und jetzt den
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Weltmarkt ins Visier nimmt. Diese spezielle
Bearbeitung von Kaschierfolien, die haupt-
sächlich in der Druckindustrie eingesetzt
werden, gewährleistet mit mehr als 20 Mitar-
beitern eine hocheffiziente Weiterverarbei-
tung und einen makellosen Auftritt am Point
of Sale. Das sehr breit aufgestellte Händler-
netz des Unternehmens ermöglicht es, in-
nerhalb kurzer Zeit einen flächendeckenden,
internationalen Absatz zu realisieren. Seit
ihrer Gründung im Mai 2012 erwirtschaftete
die Trofilms GmbH einen Umsatz von fast
20 Mio. Euro. Bereits seit dem zweiten Ge-
schäftsjahr schreibt das StartUp-Unterneh-
men schwarze Zahlen.

BESTE KONZEPTE, ERFOLGREICHE
AUFSTEIGER, SUPER STARTUPS

Höchstes Lob bei den Preisrichtern fand
als „Aufsteiger“ die SCHEMA Holding
GmbH aus Nürnberg. Die Firma entwickelte
das hochfunktionelle Content Management
System SCHEMA ST4 für die technische
Redaktion. Es setzt inzwischen Standards in
der Branche. Als einer der führenden Anbie-
ter von XML-Redaktionssystemen kann die
SCHEMA Gruppe mit Stolz auf eine sehr
gelungene Firmengeschichte zurückblicken.
Im Jahr 1995 wurde der Grundstein für ein
Unternehmen gelegt, das heute mit mehr als
100 Mitarbeitern und 100 Prozent „made in
Franken“ erfolgreich ein weites Kundenspek-
trum bedient.

Unternehmen aus dem Maschinen- und
Anlagenbau setzen SCHEMA ST4 ebenso
ein wie Kunden aus den Bereichen Automo-
tive, Informationstechnologie, Elektronik,
Medizintechnik und Pharma sowie aus dem
Verlagswesen. SCHEMA ST4 bietet alle
Funktionen rund um die Erstellung, die Ver-
waltung, Übersetzung, Qualitätssicherung,
Publikation und Distribution von Produktin-
formationen. Es skaliert dabei von kleinen
Redaktionsteams bis hin zur unternehmens-
weiten Lösung für die Informationslogistik.

In der Kategorie „Nachfolge“ erhielt den
Bayerischen Gründerpreis die SD GmbH
Klaus Hirsch aus Türkheim im Unterallgäu,
die die Unternehmensnachfolge auch in einer
schweren Zeit für die Automobilbranche
mustergültig von innen regeln konnte. Ge-
gründet 1986 von Klaus Hirsch, trat seine
Tochter Alexandra Rosenberg 2008 als Ver-
treterin der zweiten Generation in die Ge-
schäftsleitung ein und arbeitete zunächst eng
mit ihrem Vater zusammen, der sich aber
nach 30 Jahren Unternehmensleitung zur
Ruhe setzte.

Im Jahr 2009, in der Wirtschaftskrise, hat
SD Hirsch investiert und die Automatisierung
seiner Produktion weiter vorangetrieben, bei-
spielsweise in Anlagen für robotergestütztes
Biegen. So verfügt das Unternehmen heute
über einen sehr hohen Automatisierungsgrad.
SD Hirsch hebt sich besonders mit der Biege-
technologie mit eigenen Maschinen, die für
den jeweiligen Kundenauftrag beziehungs-
weise das jeweilige Kundenprodukt konstru-
iert werden, vom Markt ab. Das Unterneh-
men hat qualifizierte Fertigungstechniker, die
die eigenen Werkzeuge automatisiert in Serie
bringen. Ein besonderes Augenmerk wird auf
die Optimierung von Produktionsmethoden
und -effizienz gelegt.
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laden und Kaffee. Die Hälfte dieser Produkte
wird in Legau hergestellt oder verarbeitet.

PRODUKTQUALITÄT
ALS OBERSTES PRINZIP

Produktqualität hat bei Rapunzel höchste
Priorität. Von Anfang an setzte sich der Bio-
Pionier für die Förderung der ökologischen
Landwirtschaft ein. Daraus sind eigene An-
bauprojekte entstanden. Zudem fühlt man
sich weltweit den Prinzipien sozialer Gerech-
tigkeit, fairer Preise und Sicherheit für den
Rohstofflieferanten verantwortlich. Deshalb
gründete der Naturkosthersteller Anfang der
1990er Jahre ein eigenes Fairhandels-Pro-
gramm mit dem Namen HAND IN HAND.

Die Auszeichnung für das „Lebenswerk“
erhielten die drei Brüder Hans, Peter und Paul
Segmüller, die in jeweils über 40 Jahren Un-
ternehmertätigkeit ein gemeinsames Lebens-
werk geschaffen haben. Sie haben die Hans
Segmüller Polstermöbelfabrik GmbH & Co.
KG als familiengeführtes Unternehmen in
der Spitzengruppe der deutschen Einrich-

VERANTWORTUNGSBEWUSSTES
UNTERNEHMERTUM

In diesem Jahr wieder doppelt vergeben
wurde der Sonderpreis für besonders verant-
wortungsbewusstes unternehmerisches Han-
deln. Im Bereich „Soziales Engagement“
ging die Auszeichnung an die Stiftung Bunter
Kreis aus Augsburg, eine innovative Sozial-
einrichtung an der Kinderklinik des Klini-
kums Augsburg. Die Stiftung betreut Fami-
lien mit chronisch-, krebs- und schwerstkran-
ken Kindern in der Nachsorge rund um einen
Klinikaufenthalt. Als bundesweit erste ihrer
Art ist sie Modell für inzwischen mehr als 50
Einrichtungen. Neben dem Nachsorgezen-
trum in Augsburg gibt es zwei Außenstellen
in Kempten und Memmingen. 120 Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter begleiten jährlich
rund 2.000 betroffene Familien auf ihrem
schweren, oft langwierigen Weg.

Die Stiftungsarbeit wird nur zu 50 Prozent
von Krankenkassen und öffentlichen Trägern
gedeckt. Für den Rest ist der Bunte Kreis auf
Spenden- und Sponsorengelder angewiesen.
Deswegen wurde mit hoher Professionalität
ein erfolgreiches Spendenmarketing aufge-
baut und ein Sponsorenpool gewonnen, zu
dem als Förderer der ersten Stunde auch die
Kreissparkasse Augsburg zählt.

Mit dem zweiten Sonderpreis „Unterneh-
men für die Region“ bedacht wurde die Ra-
punzel Naturkost GmbH aus Legau im Unter-
allgäu. Über 40 Jahre ist das international tä-
tige Unternehmen seiner Grundidee treu ge-
blieben: kontrolliert biologische, naturbelas-
sene und vegetarische Lebensmittel herzustel-
len und fair zu handeln. Heute umfasst das
Sortiment ca. 550 Produkte. Zum Kernsorti-
ment gehören Teigwaren, Speiseöle, Schoko-

tungsbranche positioniert. Ihre innovativen
Konzepte für modernste Einrichtungshäuser
sind bis heute wegweisend für die Branche.

BODENSTÄNDIGES
FAMILIENUNTERNEHMEN

Trotz aller Expansionen ist Segmüller aber
kein anonymer Konzern geworden, sondern
ein bodenständiges Familienunternehmen ge-
blieben, das seine Verbundenheit zu Bayern
wahrt. Die Segmüllers haben ihre wirtschaft-
lichen Freiräume immer verbunden mit sozia-
ler Verantwortung für die Wirtschaft und die
Gesellschaft in der Region, in der ihr Familien-
unternehmen seine Wurzeln hat.

Die drei Söhne des Firmengründers Hans
Segmüller senior, der sich mit der Produktion
hochwertiger Polstermöbel bereits einen Na-
men gemacht hatte, wuchsen schon in jungen
Jahren in ihre jeweiligen unternehmerischen
Aufgaben hinein und führten gemeinsam mit
dem Vater die kleine aber feine Polstermöbel-
fabrikation im bayerischen Friedberg bei
Augsburg fort.

Der Bau des ersten großen Einrichtungs-
hauses am Standort Friedberg im Jahr 1980
stellte letztlich den Startschuss der Expansion
hin zum heutigen Handelsunternehmen dar.
Mit ihrer Leidenschaft rund um das Thema
Wohnen hatten die Brüder dabei stets das
richtige Gespür für die Moden und Trends
der jeweiligen Zeit und verfolgten mit gro-
ßem Engagement ihre Vision, einen Möbel-
kauf zum Erlebnis werden zu lassen. Heute
zählen insgesamt sieben Filialen und fünf
Logistikzentren zum Unternehmen, das rund
4.000 Mitarbeiter beschäftigt und zu den Top-
Ten des deutschen Möbelhandels gehört. !

Vizepräsident Roland Schmautz überreichte den Gebrüdern Peter, Paul und Hans Segmüller
die Auszeichnung für ihr Lebenswerk (v. l.). !

Mehr als 1.300 Teilnehmer besuchten dieses Jahr die Unternehmerkonferenz der bayerischen
Sparkassen im NCC der NürnbergMesse. !


